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Das Bundesinstitut 
für Berufsbildung stellt sich 
internationalen Aufgaben 
der beruflichen Bildung 

Hermann Schmidt 

Berufliche Bildung findet sich - national und international 

- in einem tiefgreifenden Wandel. ln der internationalen 

Debatte über Standortvorteile wächst den Bildungs- und 

Qualifizierungssystemen eine ständig steigende Bedeutung 

zu. Beim Zusammenwachsen Europas in der Union, bei der 

Umgestaltung von Wirtschaft und Gesellschaft in mittel­

und osteuropäischen Staaten und im globalen Wettbewerb 

zwischen Europa, Amerika und Asien buchstabieren Politiker 

häufiger als jemals zuvor die Worte BILDUNG - AUSBIL­

DUNG - WEITERBILDUNG . 

Es hat sich herumgesprochen, daß die schönen neuen 

Managementziele TOTAL QUALITY, LEAN und LEARNING 

ENTERPRISE mit Managementschulung allein nur heiße Luft 

bleiben . Wer nicht alle Beschäftigten in die Aus- und Weiter­

bildung aktiv einbezieht, kann die zur Erreichung dieser Ziele 

notwendige Kommunikation und Kooperation nicht sicher­

stellen, die nur unter Hochqualifizierten erreichbar ist. 

Da ist das deutsche Aus- und Weiterbildungssystem gefragt, 

das - in international unbekannter Weise - Arbeitgeber, 

Gewerkschaften, Staat und Berufsbildungsforschung in 

einem Planungs- und Entscheidungsensemble miteinander 

vereinigt. Das deutsche Qualifizierungssystem ist 
nicht übertragbar, wohl aber seine Prinzipien. Das 

Bundesinstitut für Berufsbildung, als Forum der Akteure in 

der beruflichen Bildung seit über 20 Jahren bewährt, hat seit 

Anfang der achtziger Jahre Tausende von interessierten Wis­

senschaftlern, Fachleuten und Politikern über seine Arbeit in­

formiert und damit eine Vielzahl von internationalen 
Kontakten geknüpft. 

Durch die Zusammenarbeit mit dem Europäischen Zen­
trum zur Förderung der Berufsbildung (CEDEFOP) 

seit 1976 in Berlin, hat das BIBB in der europäischen Ge-

meinschaft schon früh regelmäßige Kontakte zu anderen 

Berufsbildungseinrichtungen aufnehmen können . Seit 1985 

gibt es ein regelmäßiges Forschungsforum des CEDEFOP, an 

dem alle zwölf Länder beteiligt sind. 

Die internationalen Kontakte haben dem BIBB zahlreiche 

Einladungen zur Beratung ausländischer Regierungen, einen 

ergiebigen Wissenschaftleraustausch und zahlreiche interes­

sante Expertenaufenthalte im Ausland eingetragen, die die 

Kenntnisse von Innovationen in der beruflichen Bildung welt­

weit haben wachsen lassen. 

Der Bundesgesetzgeber hat der zunehmenden Bedeutung 

des BIBB in der internationalen beruflichen Bildung Rech­

nung getragen und dem Institut 1993 bei der Novellierung 

des Berufsbildungsförderungsgesetzes die Mitwirkung 
an der internationalen Zusammenarbeit in der 
beruflichen Bildung als gesetzliche Aufgabe übertra­

gen . Zwei Abteilungen, die eine für vergleichende Be­
rufsbildungsforschung, die andere für die Förderung 

der Berufsbildung in Mittel- und Osteuropa, geben 

den gewachsenen internationalen Aufgaben sichtbaren Aus­

druck. Das Institut ist nationale Koordinierungsstelle 
mehrerer EU-Programme und Gemeinschafts­
initiativen. Die Bundesregierung übertrug ihm 1992 das 

Programm zur Förderung der beruflichen Bildung in Mittel­

und Osteuropa. Die internationalen Aufgaben werden 

selbstverständlich nicht nur durch einige Abteilungen des In­

stituts wahrgenommen. Der gesamte, im Institut über die 

letzten Jahrzehnte gesammelte Sachverstand wird für diese 

Aufgabe genutzt, soweit die zahlreichen nationalen Aufga­

ben dies erlauben. 

Das BIBB greift zur Erfüllung der internationalen Aufgaben, 

deren Erledigung über die institutseigenen Möglichkeiten 
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hinausgehen, auf seine vielfältigen Kooperationsbeziehun­

gen in der deutschen Wirtschaft, bei Arbeitgebern und Ge­

werkschaften sowie auf externe wissenschaftliche Experten 

zurück. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung steht durch die zuneh­

mende Internationalisierung der beruflichen Bil­
dung vor einer Herausforderung, der es sich zusammen mit 

seinem Hauptausschuß aus Arbeitgebern, Gewerkschaften, 
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Bundes- und Ländervertretern stellen wird . Es begreift diese 

Herausforderung auch als eine Aufgabe, die im nationalen 

Raum gewonnenen Erfahrungen in die weltweite Debatte 

über die Entwicklung neuer Bildungs- und Qualifizierungssy­

steme einzubringen und damit einen Beitrag zur Verbesse­

rung von Arbeits- und Lebensbedingungen vieler Menschen 

in anderen Ländern zu leisten . 
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Kooperation zwischen Betrieb 
und Berufsschule-
e i n An s atz zu r Typ i s i er u n g 

Die Bedeutung der Zusammenar­
beit zwischen den Lernorten Be­
trieb, überbetriebliche Berufsbil­
dungsstätte und Berufsschule 1 für 
eine zukunftsorientierte Berufs­
ausbildung wird zunehmend the­
matisiert. 2 Bisher gab es wenig In­
formationen darüber, wie die Zu­
sammenarbeit tatsächlich erfolgt. 
Erste repräsentative Ergebnisse zur 
Kooperationspraxis stammen aus 
einem Forschungsprojekt, das vom 
BIBB gemeinsam mit der Universi­
tät Dortmund und der Humboldt­
Universität Berlin durchgeführt 
wird. 3 ln diesem Aufsatz sollen die 
bisher veröffentlichten Ergebnisse 
vertieft und ein Ansatz der Typisie­
rung von Kooperationsaktivitäten 
vorgestellt werden. 

Ansätze zur Typisierung von 
Lernortkooperation 

Neben einer Typisierung von BuscHFELD / 

EuLER\ die zur Strukturierung der in einem 

Modellversuch angestrebten Kooperations­

form dienen soll, ist vor allem auf Überle­

gungen von PätzoJdl hinzuweisen. Sein Ty­

pisierungsvorschlag richtet sich dabei nicht 

unmittelbar auf die Ebene der Kooperations­

aktivitäten, sondern auf das den Aktivitäten 

zugrunde liegende Kooperationsverständnis. 

Unterschieden werden insgesamt vier Ko­

operationsverständnisse: 

• Beim pragmatisch-formalen Koopera­

tionsverständnis gehen "Kooperationsaktivi-

täten ausschließlich auf äußere formale Ver­

anlassung zurück". 

• Beim pragmatisch-utilitaristischen Ko­

operationsverständnis leiten sich Koopera­

tionsaktivitäten "unmittelbar aus subjektiven 

Problemerfahrungen in den täglichen Ar­

beitszusammenhängen" ab. 

• Das didaktisch-methodisch begründete 

Kooperationsverständnis "basiert auf der 

Auseinandersetzung mit Begründungszusam­

menhängen berufsbezogenen Lernens . . . 

sowie auf kriteriengeleiteten Entscheidungen 

über die der eigenen Praxis vorzugebenden 

didaktisch-methodischen Grundlinien". 

• Das bildungstheoretisch begründete Ko­

operationsverständnis nimmt das didaktisch­

methodisch begründete Kooperationsver­

ständnis in sich auf und stützt sich zusätzlich 

"auf eine umfassende Bildungstheorie", aus 

der "entsprechende Zielperspektiven für das 

gesellschaftliche Handeln" abgeleitet sind. 

Die so beschriebenen Kooperationsverständ­

nisse beziehen sich auf die Ebene der Ein­

stellung zur Kooperation und der mit ihr ver­

folgten Intentionen. In der Praxis vorfindba­

ren ähnlichen Kooperationsaktivitäten kön­

nen dabei durchaus unterschiedliche Ver­

ständnisse von Kooperation zugrunde liegen. 

Zwischen Aktivitäten und Einstellungen gibt 

es zwar Zusammenhänge - allerdings keine 

eindeutigen Zuordnungen. Anders als die 

Kooperationsaktivitäten lassen sich die zu­

grunde liegenden Verständnisse nicht unmit­

telbar beobachten, sie erschließen sich dem 

außensiehenden Beobachter erst dann, wenn 

neben Informationen zu Vorgehensweisen 

und Verhaltensweisen im Bereich der Koope-
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ration Angaben darüber treten , welche Ziele 

und Intentionen den einzelnen Aktivitäten 

zugrunde liegen. Die Zuordnung eines kon­

kreten Ausbilders oder Lehrers zu einem be­

stimmten Verständnis-Typ erfolgt dann über 

eine Bewertung der dem Beobachter zuge­

gangenen Informationen auf der Grundlage 

berufspädagogischer normativer Vorstellun­

gen zur Lernortkooperation. So stehen die 

von Pätzold entwickelten vier unterschied­

lichen Kooperationsverständnis-Typen für 

Stufen der Berücksichtigung berufspädagogi­

scher Anforderungen an Lernortkoopera­

tion. Von einer Entsprechung mit berufspäd­

agogischen Anforderungen kann nur beim 

dritten (methodisch-didaktisch) und vierten 

Typ (bildungstheoretisch) ausgegangen wer­

den. 

Bezieht man die vorliegenden Ergebnisse zur 

Kooperationspraxis6 auf die beschriebenen 

Typen des Verständnisses von Kooperation, 

so dürfte ein methodisch-didaktisches Ver­

ständnis selten und ein bildungstheoretisches 

Verständnis überhaupt nicht anzutreffen sein. 

Die Kooperationspraxis wird bei Anwen­

dung der Typologie überwiegend als "prag­

matisch-formal" bzw. "pragmatisch-utilita­

ristisch" zu kennzeichnen sein, was bedeu­

tet, daß die Praxis berufspädagogischen An­

forderungen nicht genügt. So wichtig ein sol­

ches Ergebnis auch ist und so wichtig der 

methodisch-didaktische und der bildungs­

theoretische Verständnistyp als Leitvorstel­

lungen für die Weiterentwicklung von Lernort­

kooperation sind, für eine hinreichend diffe­

renzierte Beschreibung der Kooperationspra­

xis reicht die Typologie nicht aus. Im folgen­

den wird deshalb ein Ansatz entwickelt, der 

sich auf die in der Praxis anzutreffenden 

Kooperationsaktivitäten bezieht. Er stellt 

keine Alternative zur Typisierung anhand 

von Kooperationsverständnissen dar, er ist 

vielmehr - da jeweils unterschiedliche Be­

trachtungsebenen behandelt werden - eine 

Ergänzung. Abschließend werden deshalb 

beide Typisierungsansätze in Form einer 

Matrixdarstellung miteinander verbunden. 

Typologische Beschreibung der 
Kooperationspraxis zwischen 
Betrieb und Berufsschule 

Vor dem Hintergrund der berufspädagogisch 

formulierten Kooperationsziele erweist sich 

die tatsächlich realisierte Kooperationspraxis 

vielfach als äußerst unzureichend. Dennoch 

vorhandene Unterschiede erscheinen unter 

dem Eindruck der vorherrschenden Koope­

rationsdefizite als nahezu belanglos. Trotz­

dem sprechen zwei Gründe dafür, die beste­

hende Praxis einer näheren Betrachtung zu 

unterziehen: 

• Wollte man die Kooperationspraxis aus­

schließlich unter defizitärem Blickwinkel 

beurteilen, würden vorhandene Unterschiede 

in der Intensität und Ausgestaltung der vor­

gefundenen Kooperationsaktivitäten nicht 

zur Kenntnis genommen. 

• Soll die Zusammenarbeit zwischen Be­

trieb und Berufsschule intensiviert werden, 

so kann das nur unter Berücksichtigung des 

tatsächlich vorgefundenen Ist-Zustandes der 

Lernortkooperation geschehen. Dies setzt eine 

differenziertere Beschreibung der gegenwär­

tigen Kooperationspraxis voraus als bisher. 

Um hierfür ein handhabbares Instrumenta­

rium zur Verfügung zu stellen, soll auf 

Grundlage der praktizierten Kooperations­

aktivitäten zwischen Betrieb und Berufsschule 

ein Ansatz zur Typisierung der Ko­

operationspraxis entwickelt werden. Aus­

gangspunkt ist eine repräsentative Befragung 

von rd. 1 500 betrieblichen Ausbildern in 

Westdeutschland, die im Jahr 1992 als Teil des 

bereits erwähnten Forschungsprojektes zur 

Lernortkooperation durchgeführt wurde. 7 

Die empirisch ermittelten Kooperationsakti­

vitäten der betrieblichen Ausbilder mit der 

Berufsschule sollen unter Berücksichtigung 

von drei Dimensionen zu Kooperationstypen 

zusammengefaßt werden. Diese Typologie 

wird zunächst rein deskriptiv vorgestellt. Es 
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folgt eine Darstellung von Rahmenbedingun­

gen typenspezifischer Lernortkooperation. 

Merkmale zur 
Typenentwicklung 

Die Typisierung der Kooperationspraxis soll 

durch eine Verknüpfung der empirisch nach­

weisbaren Ausprägungen bei folgenden 

Merkmalen erreicht werden: 

• Kontakthäufigkeit 
Hier wird zwischen sporadischen und konti­

nuierlichen Kooperationskontakten unter­

schieden. Als sporadisch werden Berufs­

schulkontakte bezeichnet, die bei einem Aus­

zubildenden im Betrieb seltener als einmal 

pro Halbjahr bzw. bei zwei und mehr Auszu­

bildenden seltener als einmal im Vierteljahr 

erfolgen. Häufigere Kontakte gelten als kon­

tinuierlich. 

• Kooperationsrahmen 
Kooperationskontakte, die sich ausschließ­

lich auf individuelle Veranlassung des Aus­

bilders bzw. Berufsschullehrers ergeben, 

werden von solchen unterschieden, die dar­

über hinaus auch eine Mitarbeit in lernort­

übergreifenden Gremien, Arbeitskreisen bzw. 

Ausschüssen einschließen. 

• Kooperationsinhalte 
Kooperationskontakte, die sich aus einer 

punktuell wahrgenommenen Problemlage er­

geben und Fragen der Ausbildungsmethoden 

und -inhalte nicht einbeziehen, werden pro­

bleminduziert genannt. Darüber hinaus gibt 

es auch Kooperationsanlässe, die Informa­

tionsaustausch, Abstimmungen und gemein­

same Planungen auf methodisch-didakti­

schem Gebiet beinhalten. Hier soll von kon­

struktiven Kooperationsaktivitäten gespro­

chen werden. 

Anhand dieser Kriterien wurden die Koope­

rationsaktivitäten der betrieblichen Ausbil­

der zu fünf Kooperationstypen zusammenge-



faßt, wobei der erste Typ dieser Bezeichnung 

nicht ganz gerecht wird, da er die koopera­

tionsabstinenten Ausbildungsbetriebe um­

faßt. Eine Abstimmung der Ausbildungsin­

halte erfolgte hier ausschließlich bei der Er­

stellung der Ausbildungsordnung und schuli­

schen Rahmenlehrpläne. 

Typologischer Ansatz 
zur Beschreibung 
der Kooperationspraxis 

Typ 1: Keine Kooperationskontakte 
Ausbildungsbetriebe diesen Typs zeichnen 

sich dadurch aus, daß sie ohne Kontakte zur 

zuständigen Berufsschule ausbilden. Das 

heißt, auf der uns interessierenden didakti­

schen Ebene8 arbeiten Ausbilder und Be­

rufsschullehrer ohne jeglichen Informations­

austausch bzw. Abstimmung nebeneinander 

her. Inwieweit trotzdem betriebliche und 

schulische Ausbildungsinhalte aufeinander 

bezogen werden, hängt im wesentlichen von 

der individuellen Fähigkeit der Auszubilden­

den ab, Zusammenhänge zwischen beiden 

Lernfeldern herzustellen. 

Typ 2: Sporadische Kooperationsaktivitäten 
Kontakte mit dem anderen Lernort sind bei 

diesem Kooperationstyp äußerst selten. Ein 

Teil der zu diesem Typ gehörenden Betriebs­

ausbilder realisiert diese Kontakte durch Zu­

gehörigkeit zu Arbeitskreisen zwischen Be­

trieb und Berufsschule oder zu den vom 

BBiG/HwO vorgeschriebenen Berufsbildungs­

und Prüfungsausschüssen. Die Mitarbeit in 

diesen Gremien erfolgt primär aufgrund ex­

terner Veranlassung, um formalen Koopera­

tionsanforderungen zu genügen. 

Daneben repräsentiert dieser Typ auch aus­

schließlich individuell veranlaßte Berufs­

schulkontakte, die meist telefonisch stattfin­

den und auf das Nötigste begrenzt bleiben, 

da eine deutliche Trennung der Zuständig­

keiten zwischen Betrieb und Berufsschule 

befürwortet wird. Sie dienen vorrangig der 

zeitlich-organisatorischen Abstimmung oder 

dem prüfungsbezogenen Informationsaus­

tausch. 

Typ 3: Kontinuierlich-probleminduzierte 
Kooperationsaktivitäten 

Die kontinuierlichen Kontakte dieses Koope­

rationstyps ermöglichen zwar grundsätzlich 

auch eine konstruktive Zusammenarbeit, sie 

bleiben jedoch vorwiegend eine unmittelbare 

Reaktion auf punktuell wahrgenommene 

Ausbildungs- bzw. Prüfungsprobleme. Bei 

auftretenden Lernschwierigkeiten wird der 

Kontakt zum anderen Lernort beispielsweise 

deshalb gesucht, weil Lösungsmöglichkeiten 

zumindest zu einem Teil bei der Berufsschu­

le vermutet werden. Die Berufsschule wird 

damit durchaus als hilfreicher Ansprechpart­

ner in Anspruch genommen. Das Koopera­

tionsziel konzentriert sichjedoch nicht an di­

daktisch-methodischen Erfordernissen, son­

dern darauf, die Störung des Ausbildungs­

ablaufs zu beheben. Der fehlende organisato­

rische Rahmen lernortübergreifender Gre­

mien trägt mit dazu bei, daß, sobald wieder 

"Alles gut läuft", ein weiterführender Ko­

operationsbedarf durch die betrieblichen An­

forderungen im Ausbilderalltag in den Hin­

tergrund gedrängt wird. 

Typ 4: Kontinuierlich-fortgeschrittene 
Kooperationsaktivitäten 

Bei diesem Typ zeigen Ausbildungsbetriebe 

über ausschließlich kontinuierlich-problem­

induzierten Aktivitäten hinaus, erste Schritte 

zu einer konstruktiven Lernortkooperation. 

Dabei sind zu unterscheiden: 

• Kontinuierlich-organisierte Kooperations­

aktivitäten, bei denen die Ausbilder regel­

mäßig individuelle wie auch Gremienkontak­

te zur Berufsschule unterhalten. Eine Zu­

sammenarbeit auf methodisch-didaktischem 

Gebiet findetjedoch ähnlich wie bei den vor­

angegangenen Typen trotz Kontinuität und 

organisatorischen Voraussetzungen nicht statt. 

• Kontinuierlich-curriculare Kooperations­

aktivitäten, bei denen die Ausbilder ihre aus­

schließlich individuell veranlaßten Berufs-

schulkontakte auch zu gegenseitigen Infor­

mationen und Abstimmungen auf metho­

disch-didaktischem Gebiet nutzen. 

Typ 5: Kontinuierlich-konstruktive 

Kooperationsaktivitäten 
Bei diesem Kooperationstyp verfestigen sich 

die bereits beschriebenen Ansätze zu organi­

sierten Formen der Lernortkooperation unter 

Einbeziehung methodisch-didaktischer In­

halte. Die kontinuierliche Zusammenarbeit 

mit der Berufsschule findet ebenso durch in­

dividuell initiierte Kontakte wie durch regel­

mäßige Mitarbeit in lernortübergreifenden 

Gremien statt. Sie beinhaltet im Gegensatz 

zum kontinuierlich-fortgeschrittenen Typ in 

jedem Fall Fragen der Ausbildungsmethoden 

und -inhalte. Einige Betriebe verbleiben hier 

nicht nur bei einem Informationsaustausch 

und Abstimmungsaktivitäten, sondern ver­

binden beides mit inhaltlicher Zusammen­

arbeit in gemeinsamen Ausbildungsprojekten. 

Einflußgrößen typenspezifischer 
Lernortkooperation 

Ausgehend von den bisherigen Untersuchungs­

ergebnissen9 wurde angenommen, daß sich 

die beschriebenen Kooperationstypen hin­

sichtlich folgender Einflußfaktoren unter­

scheiden: 

• Betriebsgröße und Berufsbereich 10 

• Grad der Ausbildungsorganisation und 

-ausstattung 

• Einschätzung des Kooperationspartners 

Berufsschule 

• Eigenwahrnehmung von Kooperations­

hindernissen. 

Da es sich im wesentlichen um qualitative 

Variablen handelt, die diese Einflußbereiche 

beschreiben, wurde die Logit-Analyse ge­

wählt, um zu ermitteln, wie das Verhältnis 

benachbarter bzw. auch stark gegensätzlicher 

Kooperationstypen durch diese Einflußgrö­

ßen bestimmt wird. 
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Kooperationsabstinente 
Ausbildungsbetriebe 

Bei rund 26 Prozent der Ausbildungsbetriebe 

sind die Voraussetzungen für Lernortkoope­

ration so ungünstig, daß es zu keinen Berufs­

schulkontakten kommt bzw. hieran mögli­

cherweise auch kein Interesse besteht. Ob­

wohl die Kleinbetriebe unter den koopera­

tionsabstinenten Betrieben einen erheblichen 

Anteil einnehmen - 40 Prozent der Klein­

betriebe werden durch diesen Typ beschrie­

ben - , sind es neben den Handwerksberufen 

vielfach auch die kaufmännisch-verwalten­

den Berufe, in denen die Ausbildung ohne 

jeglichen Ausbilderkontakt zur Berufsschule 

durchgeführt wird. Generell wird im Ver­

gleich zu den Betrieben mit sporadischen 

Kooperationsaktivitäten die eigene berufli­

che Belastung als Hinderungsgrund für eine 

Kooperation mit der Berufsschule hervorge­

hoben. So haben insgesamt 42 Prozent aller 

befragten Ausbilder, die die berufliche Bela­

stung als Kooperationshindernis sehen, keine 

Kontakte zur Berufsschule. Gleichzeitig wird 

ein mangelndes Interesse der Berufsschulleh­

rer für betriebliche Belange beklagt. Dahin­

ter könnte sich die Einstellung verbergen, 

daß der Kooperationsbedarf primär bei der 

Berufsschule liege und diese daher den er­

sten Schritt zur Initiierung der Kooperation 

unternehmen müsse. Kommen hier Faktoren 

wie eine starke berufliche Belastung oder 

auch eine eher negative Einschätzung des po­

tentiellen Kooperationspartners hinzu, unter­

bleiben hierfür notwendige Initiativen oder 

reduzieren sich auf sporadische Koopera­

tionskontakte. 

Sporadische Kooperations­
aktivitäten 

Dieser Typ beschreibt die Kooperationsakti­

vitäten jedes dritten Ausbildungsbetriebs. 

Unterschiede nach Betriebsgrößenklassen 

gibt es kaum. Das bedeutet zugleich, daß die 

Mittel- und Großbetriebe hier stärker vertre-

ten sind als bei den kooperationsabstinenten 

Betrieben. Im Vergleich zu den aktiveren 

Kooperationsformen sind die kaufmännisch­

verwaltenden Berufe bei diesem Typ ähnlich 

stark und damit überdurchschnittlicher ver­

treten als die Handwerks- und die gewerblich­

technischen Industrieberufe. Deutlicher als 

bei den kooperationsabstinenten Betrieben 

wirkt sich aus, daß diese Betriebe wegen ih­

rer ausgeprägteren innerbetrieblichen Lern­

ortdifferenzierung 11 in einem geringeren 

Maße auf die Berufsschule angewiesen zu 

sein scheinen. Sofern sie Defizite bei der Be­

rufsschule wahrnehmen, lassen sich diese 

durch eigenen betriebsinternen Theorieun­

terricht kompensieren. Der hierdurch mögli­

cherweise bewirkte Autoritätsverlust der Be­

rufsschule könnte dazu führen, daß aus der 

Sicht der Ausbilder dieser Mittel- und Groß­

betriebe ein Kooperationsbedarf weniger bei 

sich selbst, sondern eher bei den Berufsschu­

len verortet wird. Zwar schätzen die Ausbil­

der dieses Kooperationstyps das Interesse 

der Berufsschullehrer für betriebliche Belan­

ge deutlich positiver ein als bei den koopera­

tionsabstinenten Betrieben, dafür weisen sie 

aber häufiger darauf hin, daß die Berufs­

schullehrer zu wenig Zeit für eine intensive­

re Lernortkooperation haben. Dies scheint 

zumindest auf ein stärkeres, grundsätzliches 

Interesse an Lernortkooperation bei den 

Ausbildern dieses Typs hinzuweisen, wobei 

offensichtlich auch hier der erste Schritt zur 

Intensivierung der Kooperation von der Be­

rufsschule erwartet wird. 

Kontinuierlich-problem­
induzierte Kooperations­
aktivitäten 

Das kontinuierlich-problerninduzierte Ko­

operationsverhalten kann bei über sieben Pro­

zent der Ausbildungsbetriebe, insbesondere 

bei Klein- und Mittelbetrieben, beobachtet 

werden. Signifikant deutlicher als bei den 

vorangegangenen K®perationstypen zeichnet 

sich dabei der Anteil der Handwerksberufe 
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ab. Im Vergleich zu den beiden anderen Be­

rufsbereichen zeigen sie die beschriebenen 

Kooperationsaktivitäten mit einem Anteil 

von rd. 13 Prozent überdurchschnittlich häu­

fig. Die in diesem Typ mehrheitlich vorge­

fundenen (55 Prozent) handwerklichen Be­

triebsstrukturen weisen eher auf eine auf­

tragsgebundene Ausbildungsorganisation hin. 

So befindet sich der Lernort für die Auszu­

bildenden bei 26 Prozent dieser Betriebe -

und damit zu einem im Vergleich mit ande­

ren Typen hohen Anteil - außerhalb der Be­

triebsgebäude z. B. auf der Baustelle oder im 

Außendienst. Die Vermittlung theoretischer 

Ausbildungsanteile in einem innerbetriebli­

chen Unterricht dürfte sich im Rahmen der 

hier beobachteten Ausbildungsorganisation 

schwieriger als bei den sporadisch kooperie­

renden Betrieben gestalten. Vermutlich sind 

diese Betriebe zur Erreichung des Ausbil­

dungsziels stärker als die bisher genannten 

Betriebe auf die Ausbildungsleistung der Be­

rufsschule angewiesen. So erfahrt der Be­

rufsschulunterricht im Vergleich zu den bis­

her besprochenen Kooperationstypen eine 

signifikant positivere Wertschätzung. Die 

Ausblendung der Ausbildungsinhalte und 

-methoden bei den Informations- und Ab­

stimmungsgesprächen mit den Berufsschul­

lehrern deutet auf eine ausgeprägte Akzep­

tanz der klassischen Arbeitsteilung zwischen 

Ausbildungsbetrieb und Berufsschule hin. 

Möglicherweise ist diese Akzeptanz auch 

mit einer gewissen Abschottung gegenüber 

der Berufsschule bezüglich didaktisch-me­

thodischer Kooperationsthemen verbunden. 

Die mangelhafte berufspädagogische Orien­

tierung der problerninduzierten Kooperations­

aktivitäten dürfte einerseits auf die nur 

schwer planbaren betrieblichen Ausbildungs­

inhalte zurückzuführen sein. Andererseits 

könnte hier auch die Tatsache von Bedeutung 

sein, daß diese Ausbilder deutlich seltener an 

berufspädagogischen Qualifizierungsmaß­

nahmen teilgenommen haben (39 Prozent), 

als Ausbilder, bei denen sich konstruktive 

Kooperationsaktivitäten verzeichnen lassen 

(59 Prozent). 



Kontinuierlich-fortgeschrittene 
Kooperationsaktivitäten 

Die Kooperationsaktivitäten jedes fünften 

Betriebes lassen sich mit diesem Typ be­

schreiben. Großbetriebe (Typspezifischer 

Anteil: 27 Prozent) liegen über, Kleinbetrie­

be (Typspezifischer Anteil: 14 Prozent) un­

terhalb dieses Durchschnittswerts. Betriebe 

mit einer höheren innerbetrieblichen Lern­

ortdifferenzierung sind bei diesem Typ ver­

hältnismäßig häufiger vertreten als bei dem 

Kooperationstyp mit sporadischen Berufs­

schulkontakten. Das im Vergleich dazu akti­

vere Kooperationsverhalten der Ausbilder 

scheint u. a. darin begründet, daß sie bei ih­

rem Kooperationspartner an der Berufsschu­

le ein deutlich stärkeres Interesse für betrieb­

liche Belange erkennen. Gleichzeitig wird 

die eigene für die Ausbildung nutzbare Aus­

stattung positiver eingeschätzt und die beruf­

liche Belastung in einem geringeren Maße 

als Kooperationshindernis wahrgenommen 

als von Ausbildern mit selteneren Berufs­

schulkontakten. Diese innerbetrieblichen 

Faktoren scheinen zu bewirken, daß bei die­

sem Kooperationstyp stärkere Ansätze zu di­

daktisch-methodischen bzw. zu häufiger ge­

nutzten institutionalisierten Formen der Lern­

ortkooperation bestehen. Ebenso lassen sich 

diese Unterschiede auch auf berufsspezifi­

sche Gesichtspunkte zurückführen. So zeigt 

sich signifikant 12, daß Ausbilder in den 

kaufmännisch-verwaltenden Berufen eher 

nur sporadische bzw. keine Kontakte zur Be­

rufsschule unterhalten, wohingegen sich um­

gekehrt Ausbilder der Industrieberufe auch 

häufig bei den fortgeschrittenen Koopera­

tionsaktivitäten wiederfinden. 

Trotz dieser vergleichsweise positiven Ko­

operationsvoraussetzungen entwickelt sich die 

Zusammenarbeit mit der Berufsschule nicht 

in der Konsequenz, wie dies beim konstruk­

tiven Kooperationstyp beschrieben wird. Die 

Unterschiede ergeben sich nicht durch Ein­

flüsse des Berufsbereichs oder der Betriebs­

größe, sondern vielmehr dadurch, daß die 

berufliche Belastung von den Ausbildern 

stärker als Kooperationshindernis wahrge­

nommen wird als bei denen des konstrukti­

ven Kooperationstyps. Didaktisch-methodi­

sche Themen lassen sich hier anscheinend 

nur in individuell initiierten Zusammenkünf­

ten zwischen Ausbildern und Berufsschul­

lehrern und möglicherweise auch nur punk­

tuell ansprechen. Regelmäßige Arbeitskrei­

se, also organisatorisch verbindlichere For­

men der Zusammenarbeit mit der Berufs­

schule, werden hierfür nicht genutzt. 

Kontinuierlich-konstrul<tive 
Kooperationsaktivitäten 

Diesem Kooperationstyp lassen sich 16 Pro­

zent der Betriebe zurechnen. Mit einem An­

teil von 29 Prozent der Großbetriebe realisie­

ren deren Ausbilder eher eine kontinuierlich­

konstruktive Zusammenarbeit mit der Be­

rufsschule als Ausbilder in Mittel- (13 Pro­

zent) bzw. in Kleinbetrieben (knapp zehn 

Prozent). Betriebe dieses Typs begegnen den 

neuen Anforderungen bei der Ausbildung 

häufiger mit veränderten Ausbildungsmetho­

den als beispielsweise Betriebe mit kontinu­

ierlich-fortgeschrittenen Kooperationsaktivi­

täten. 

Die folgenden Darstellungen beziehen sich 

auf einen Vergleich mit Betrieben, die keine 

oder nur sporadische Berufsschulkontakte 

unterhalten. Als Einflußgrößen erweisen 

sich hier die curricularen Rahmenbedingun­

gen, aus denen sich ein unterschiedlicher 

Kooperationsbedarf mit einem entsprechen­

den Kooperationsverhalten ergeben kann. So 

ist eine konstruktive Zusammenarbeit mit 

der Berufsschule auffallend häufiger integra­

tiver Bestandteil der Ausbildung in den ge­

werblich-technischen Industrieberufen als 

bei den kaufmännisch-verwaltenden Beru­

fen. Neben diesem berufsspezifischen Unter­

schied dürfte auch der Stellenwert der Aus­

bildung für die Ausgestaltung und Intensität 

der Lernortkooperation von Bedeutung sein. 

Dieser Stellenwert läßt sich u. a. ablesen an 

der Qualität der für die Ausbildung geeigne­

ten Ausstattung, der berufspädagogischen 

Qualifikation der Ausbilder, der Bereitschaft, 

sich mit anderen Ausbildungsmethoden aus­

einanderzusetzen und diese zu praktizieren. 

Hinsichtlich dieser innerbetrieblichen Vor­

aussetzungen unterscheiden sich die Ausbil­

dungsbetriebe mit konstruktiven Koopera­

tionsaktivitäten deutlich positiv von denen 

mit eher sporadischen Kontakten. n 

Gleichzeitig wird jedoch auch der Koopera­

tionspartner selbst, insbesondere hinsieht­

lieh seiner fachlichen Qualifikationen, signi­

fikant kompetenter eingeschätzt. Das heißt, 

ein hoher Stellenwert der Ausbildung im Be­

trieb, verbunden mit der Überzeugung, einen 

fachlich kompetenten Kooperationspartner 

vorzufinden, dürfte eine wichtige Vorausset­

zung für eine konstruktive Zusammenarbeit 

mit der Berufsschule sein. Beeinflußt durch 

berufsspezifische Merkmale dürften diese 

Rahmenbedingungen eine wichtige Voraus­

setzung dafür bieten, daß die Kooperations­

praxis zwischen Betrieb und Berufsschule ei­

nen methodisch-didaktischen Bezug erhält. 

Die Ergebnisse zeigen, daß sich die Ausprä­

gungen der eingangs genannten Einflußfakto­

ren nach Kooperationstypen unterscheiden . 

Damit weist dieser Typisierungsansatz eine 

hinreichende Trennschärfe auf, um die vor­

gefundene Kooperationspraxis zwischen Be­

trieb und Berufsschule in ihren Differenzie­

rungen abzubilden. 

Es f:illt dabei auf, daß selbst bei der kon­

struktiven Zusammenarbeit in erster Linie 

die betrieblichen Voraussetzungen und der 

fachtechnische Aspekt der Ausbildung die 

Lernortkooperation bestimmen. Die spezifi­

sche pädagogische Kompetenz des Lernorts 

Berufsschule scheint sich dagegen weniger 

auf die Lernortkooperation der Betriebe aus­

zuwirken. 14 Gleiches gilt auch für die zeitli­

che Organisation des Berufsschulunterrichts. 

Diese Indifferenz insbesondere gegenüber 

der pädagogischen Kompetenz der Lehrer 

sollte als Hinweis gewertet werden, daß 
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Abbildung: Kooperationsaktivitäten und -Verständnisse 

Verständnisse pragmatisch- pragmatisch- didaktisch-
Aktivlöten formal 

I 
utilitaristisch 

I 
methodisch 

Kooperationsabstinenz ** 0 0 

sporadisch ** ** 0 

kontinuierlich-probleminduziert * ** 0 

kontinuierlich-fortgeschritten 0 ** * 
kontinuierlich-konstruktiv 0 ** * 

0 = unwahrscheinlich * = möglich * * = wahrscheinlich 

selbst bei Kooperationsaktivitäten, die als 

kontinuierlich-konstruktiv beschrieben wer­

den, den berufsschulspezifischen Bildungs­

zielen der Ausbildung meist eine eher unter­

geordnete Rolle zukommen dürfte_ In wel­

cher Weise die (Aus-)Bildungsziele von Be­

trieb und Berufsschule überhaupt in die Lern­

ortkooperation einbezogen werden, hängt 

maßgeblich auch vom Kooperationsverständ­

nis der Beteiligten ab. In einer ähnlichen 

Kooperationspraxis kann sich dabei durchaus 

eine gewisse Bandbreite unterschiedlicher 

Kooperationsverständnisse widerspiegeln. 

Dies soll im nächsten Abschnitt dargestellt 

werden. 

Kooperationsaktivitäten 
und -Verständnisse 

Die auf der Grundlage von Kooperationsakti­

vitäten gebildeten Typen können im folgen­

den in einer Matrixdarstellung den von Pät­

zold unterschiedenen Kooperationsverständ­

nissen gegenübergestellt werden. Aus dieser 

Betrachtung wird der bildungstheoretische 

Verständnistyp ausgeblendet, da er sich in 

der Realität nicht findet. In der Abbildung 

wird bei der Zuordnung von Aktivitäts- und 

Verständnisebene jeweils danach unterschie­

den , ob die Zuordnung als wahrscheinlich, 

möglich oder unmöglich 15 klassifiziert wird. 

Die Weiterentwicklung dieser Matrix müßte 

beachten, daß Kooperationspraxis nicht nur 

vom eigenen Verständnis, sondern immer 

auch von den Einstellungen der potentiellen 

Partner bestimmt wird. 

Ausblick 

Die Untersuchungsergebnisse stellen eine er­

ste Grundlage dar, um Ansätze für eine In­

tensivierung der Lernortkooperation zu ent­

wickeln. Zu diesem Zweck kann der Typi­

sierungsansatz durch Einbeziehung der mög­

lichen Kooperationsverständnisse einen dif­

ferenzierteren Zugang zur Kooperationspra­

xis bieten als bisher. Dies wird notwendig 

sein, da Maßnahmen zur Verbesserung der 

Zusammenarbeit zwischen Betrieb und Be­

rufsschule an der gegenwärtigen Koopera­

tionsrealität, dem jeweiligen Kooperations­

bedarf und den Kooperationsinteressen aller 

Beteiligten einschließlich des Auszubilden­

den anknüpfen sollten. 

Anmerkungen: 

1 Der Begriff des Lernortes wird hier pragmatisch als 
Synonymfür den Begriff der Berufsbildungsstätte verwen­
det. Thematisiert wird in diesem Beitrag dabei nicht die 
Zusammenarbeit zwischen den Lernorten in einer Berufs­
bildungsstätte (z. B. betriebliche Lehrwerkstatt, Arbeits­

platz). 
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2 J1l. z. B. Pätzold, G. (Hrsg.): Lernortkooperation. Im­
pulse für die Zusammenarbeit in der beruflichen Bildung. 
Heide/berg 1990 
3 Vgl. Autsch, B. u. a. : Gestaltungsmerkmale der Knope­
ration von Betrieben, Berufsschulen und überbetrieb­
lichen Berufsbildungsstätten. In: BWP 2 I 1993, S. 32-40 
sowie Pätzold, G.; Drees, G. ; 1hiele, H.: Lernortkoope­
ration - Begründungen, Einstellungen, Perspektiven. 
In: BWP 211993, S. 24-32 
4 Buschfeld, D. ; Eu/er, D.: Knoperation der Lernorte: 
Theoretische Bezüge und praktische Erfahrungen. In: Mo­
dellversuch Knlorit. Knoperation der Lernorte im Bereich 
neuer lnformationstechnologien. Zwischenbericht 1992, 
s. 26-47 
5 Pätzold, G.: Lernortkooperation - pädagogische Per­
spektive für Schule und Betrieb. In: Kiilner Zeitschrift für 
Wirtschaft und Pädagogik, 6 (1991) Il, S. 37-49 
6 Vgl. Autsch, B. u. a.: Gestaltungsmerkmale ... , 
a. a. 0. 
7 Die Ausbilderbefragung wurde für Ost- und l#st­
deutschland gleichermaßen durchgeführt (vgl. Autsch 
u. a., a. a. 0.). Die Knoperationspra.xis unterscheidet 
sich in beiden Teilen Deutschlands erheblich. Der vorge­
stellte Typisierungsansatz beschränkt sich deshalb im vor­
liegenden Beitrag auf die Darstellung der Kooperations­
praxis in l#stdeutschland. 
8 Vgl. Eu/er, D.; Twardy, M.: Duales System oder Sy­
stemdualität- Überlegungen zu einer Intensivierung der 

Lernortkooperation. In: Achtenhagen, F. u. a.: Duales 
System zwischen Tradition und Innovation. Wirtschafts-, 
Berufs- und Sozialpädagogische Texte (Hrsg. Twardy, 
M.) , Sonderband 4; Kiiln 1992, S. /99-221 
9 J11. Autsch u. a.: Gestaltungsmerkmale ... , a. a. 0 
10 Bei der Betriebsgröße wurden drei Betriebsgrößen­
klassen unterschieden: Kleinbetriebe mit ein bis 49 Be­
schäftigten, Mittelbetriebe mit 50 bis 499 Beschäftigten 
und Großbetriebe mit über 500 Beschäftigten. Bei den Be­
rufsbereichen wurden die zehn am stärksten besetzten 
Ausbildungsberufe (vgl. Autsch u. a., a. a. 0.) nach 
Handwerksberufen, kaufmiinnisch-verwaltenden und ge­
werblich-technischen Industrieberufen zusammengejaßt 
11 Die Betriebe des sporadischen Typs verfügen signifikant 
häufiger (p = 0.002) über eigene Unterrichtsräume als 
kooperationsabstinente Betriebe 
12 Hierbei wurde der Einfluß des Berufsbereichs auf das 
lhhältnis der Betriebe ohne bzw. mit sporadischen Be­

rufsschulkontakten zu denen des kontinuierlich-fortge­
schrittenen Knoperationstyps verglichen. Die Zufalls­
wahrscheinlichkeit des ermittelten Unterschieds beträgt 

p = 0.0013 
13 Der positive Einfluß folgender Variablen auf konstruk­
tive Knoperationsaktivitäten konnte nachgewiesen wer­

den: Vermehrte Teilnahme an berufspädagogischen Maß­
nahmen (p = 0. 008) , sehr gute bis gute Bewertung der 
für Ausbildung geeigneten betrieblichen Ausstattung 
(p = 0. 007), Einsatz veränderter Ausbildungsmethoden 
(p = 0.001) 
14 Die Einschätzung der pädagogischen Kompetenz der 
Berufsschullehrer durch betrieblichen Ausbilder zeigte 
keinen signifikanten Einfluß auf das Verhältnis der Knope­
rationstypen zueinander. 
15 Im Sinne einer sehr geringen Uilhrscheinlichkeit, ei­
nen solchen Fall in der Realität anzutreffen. 
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Antworten, die eigentlich Fragen 
sind- Überlegungen 
zur Kooperation der Lernorte 

Mit diesem Beitrag soll die Diskus­
sion über die Lernortkooperation 
weitergeführt und anhand von Er­
fahrungen aus einem Modellver­
such das Engagement dafür be­
gründet werden. 

Lernortkooperation zählt zu jenen Themen, 

die durch schnell formulierte Lippenbe­

kenntnisse häufig in vordergründigen Idea­

lismen steckenbleiben. Selbstverständlich 

kann man keine ernsthaften Einwände dage­

gen haben, daß Pädagogen aus Berufsbil­

dungsstätten miteinander kooperieren - nur: 

sie tun es kaum oder auf eine in didaktischer 

Hinsicht sehr eingeschränkte Art! Natürlich 

ist schon eine solche Aussage viel zu global , 

denn in einem so hochdifferenzierten Berufs­

bildungssystem wie dem dualen System ist 

jede Aussage irgendwo richtig und an ande­

rer Stelle falsch. Der zweite Blick wirft dem­

nach eine Vielzahl von Fragen auf. Das 

Spektrum markiert auf der einen Seite die 

skeptische Frage, ob Kooperation überhaupt 

erstrebenswert sei, oder ob nicht eine Kon­

kurrenz der Lernorte ihrer Dynamik und da­

mit Anpassungsfähigkeit gegenüber Verände­

rungen viel besser täte. Auf der anderen Sei­

te stehen konstruktive Fragen danach, in 

welcher Form Kooperation konkret gestaltet 

werden kann , welche Bedingungen dafür zu 

schaffen sind und wie Kooperation als In­

strument zur Verbesserung der Berufsausbil­

dung begründet werden kann. In diesem 

Rahmen will der Beitrag 

• dokumentieren, daß die verbreitete 

Grundhaltung gegenüber Lernortkoopera­

tion auf einem Verständnis von Kooperation 

gründet, das sich nicht an einer kooperativen 

Verfolgung didaktischer Zielvorstellungen 

orientiert. 

• verdeutlichen, daß die positive Bewer­

tung von Kooperation durch die Betroffenen 

zumeist unverbindlich bleibt und sich in der 

Ausbildungspraxis eine markante Diskre­

panz zwischen der geäußerten Einstellung 

und dem praktizierten Handeln zeigt. 

• durch Erfahrungen aus dem Modellver­

such KOLORIT 1 verdeutlichen, daß be­

grenztes Engagement im Rahmen der jewei­

ligen institutionellen Bedingungen als durch­

aus rational bezeichnet werden kann. 

Unterschiedliche Bedeutungs­
verständnisse von Kooperation 

Wenn Wissenschaftler und I oder Praktiker 

über "Kooperation" reden , dann meinen sie 

nicht zwangsläufig dasselbe. Bei dem einen 

werden die alten Vorstellungen von einer 

"didaktischen Parallelität" wach, bei der 

Schule und Betrieb die Ausbildungsinhalte 

zeitlich aufeinander abstimmen. Bei anderen 

bleiben die Gedanken bei der gemeinsamen 

Arbeit im Prüfungsausschuß der Kammer 

hängen, oder die Erinnerung fallt auf das 

eine oder andere Telefonat "mit der anderen 

Seite", in dem einige Unstimmigkeiten ge­

klärt werden konnten. All dies kann "Koope­

ration" sein, wenn auch die einzelnen For­

men mit unterschiedlichen Anstrengungen 

und Konsequenzen verbunden sind. Koope­

ration vollzieht sich auf verschiedenen Ebe­

nen des dualen Systems, so auf der politi­

schen etwa in den Gremien des Bundesinsti-
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tuts für Berufsbildung, auf der administrati­

ven der Berufsbildungs- und Prüfungsaus­

schüsse der Kammern und schließlich auf 

der didaktischen zwischen Lehrern und Aus­

bildern. 2 Kooperation variiert hinsichtlich 

ihrer möglichen Themen, d. h. , es ist ein 

Unterschied, ob es um die organisatorische 

Abstimmung von Zeitanteilen geht oder ob 

die gemeinsame Entwicklung von Lehr­

Lernprojekten angestrebt wird. Hinsichtlich 

der Intensität schlagen wir drei Abstufungen 

von Kooperation vor: 

• Kooperatives Handeln kann sich auf die 

Ebene des Informierens beziehen. Lehrer 

und Ausbilder tauschen Informationen aus, 

sie informieren sich über ihre Erwartungen, 

Erfahrungen und Probleme im Ausbildungs­

alltag. Informieren bedeutet dabei zweierlei: 

Informationen geben und - zumeist weniger 

beachtet, aber ebenso bedeutsam - Informa­

tionen wahr- und aufnehmen. Es ist eben 

nicht selbstverständlich, daß beispielsweise 

Rundschreiben der Berufsschule in Betrie­

ben gelesen werden bzw. die eigentlichen 

Adressaten (rechtzeitig) erreichen. 

• Kooperatives Handeln kann sich als Ab­

stimmung vollziehen. Lehrer und Ausbilder 

stimmen sich in ihrem Handeln ab, sie ver­

einbaren und entwickeln Maßnahmen, die 

sie arbeitsteilig und eigenverantwortlich un­

ter den jeweiligen institutionellen Rahmen­

bedingungen umsetzen. Auch sich abzustim­

men impliziert zweierlei: Zum einen die Be­

reitschaft, sich an die getroffene Vereinba­

rung zu halten und damit den Konsens zu do­

kumentieren; zum anderen die Fähigkeit, 

auch Konflikte "auszuhalten", etwa dann, 

wenn Absprachen nicht eingehalten werden 

konnten bzw. unterschiedliche Auffassungen 

getrennte Vergehensweisen notwendig er­

scheinen lassen. Kooperation schließt damit 

Konflikt nicht aus ; typische Konfliktfelder 

sind etwa das Zurückweisen von Ansprüchen 

des jeweils anderen bezüglich der Übernah­

me von "Ausbildungsinhalten" oder der 

"Prüfungsvorbereitung". Der Hinweis auf 

die Regelungen in den Ordnungsgrundlagen 

hilft nur selten, die psychologischen Mo­

mente der konkreten Gesprächssituationen 

aufzulösen. 

• Kooperatives Handeln kann sich auch im 

Zusammenwirken ausdrücken: Lehrer und 

Ausbilder verfolgen im Rahmen einer unmit­

telbaren Zusammenarbeit gemeinsam verein­

barte Vorhaben. Lehrer und Ausbilder han­

deln in bezug auf den Auszubildenden soli­

darisch, z. B. wenn Ausbildungsthemen ge­

meinsam vorbereitet und in Betrieb und / 

oder Schule bearbeitet werden oder Lehrer 

und Ausbilder gemeinsam ein Weiterbil­

dungsseminar zur Vorbereitung eines ge­

meinsamen Projektes besuchen. 

Zu den aktuellen Ergebnissen 
über die "Normalität 
der Lernortkooperation" 

Die folgenden Überlegungen beziehen sich 

auf zwei aktuell veröffentlichte Studien zur 

"Kooperation der Lernorte". In der 1992 von 

ZEDLER /KocH veröffentlichten Umfrage des 

Instituts der deutschen Wirtschaft bewertet 

etwa ein Sechstel der antwortenden Betriebe 

die Kooperation zwischen Betrieb und Be­

rufsschule als mangelhaft. 3 Umgekehrt be­

werten folglich ca. 85 Prozent die Koopera­

tion mit "ausreichend" oder besser. Mehr 

als zwei Drittel der Betriebe betrachten die 

Kooperation sogar als zumindest "befriedi­

gend". Der pauschal-positive Gesamtein­

druck ändert sich auch nicht wesentlich, 

wenn nach der Art der Kooperation gefragt 

wird . ZEDLER /KocH unterscheiden zwi­

schen Kooperation "in organisatorischer 

Hinsicht" und " in inhaltlicher Hinsicht"; 

letztere wurde insgesamt etwas schlechter 

beurteilt, doch geht hieraus nicht hervor, 

nach welcher Semantik die Fragenden zwi­

schen einer organisatorischen und inhaltli­

chen Kooperation unterscheiden, noch weni­

ger wird deutlich , was die Antwortenden 
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darunter verstanden. Die Studie mündet 

schließlich in die Aussage: "Die Befragung 

ergab, daß in den letzten zwölf Monaten die 

meisten Ausbilder das Gespräch mit den zu­

ständigen Berufsschullehrern zum Austausch 

über Ausbildungsfragen suchten. Dabei wa­

ren hauptsächliche Formen: das persönliche 

Gespräch, Telefonate oder Schreiben." 4 

Eine vom BIBB initiierte Untersuchung kam 

zu einem vergleichbaren Ergebnis: "Von den 

Lehrern gaben 91 Prozent an, daß sie in den 

letzten zwölf Monaten persönlichen oder 

telefonischen Kontakt gehabt hätten; bei den 

Betrieben waren es 72 Prozent." 5 Diese Quo­

ten sind ebenfalls auf den ersten Blick beein­

druckend. Bedenkt man aber, daß es für eine 

ehrliche Antwort ausreicht, wenn ein Lehrer 

einen Ausbilder anläßlich der jährlichen Ar­

beit in einer Prüfungskommission oder beim 

Sprechtag in der Schule getroffen hat, so re­

lativiert sich das positive Bild. Bedenkt man 

weiterhin, daß mit Mühe eine Rücklaufquote 

für die Betriebe von ca. 25 Prozent erreicht 

wurde6, also die 72 Prozent sich auf ein 

Viertel aller überhaupt antwortenden Betrie­

be bezieht, sieht es selbst um die Quantität 

der Kontakte fast schon düster aus. Im Rah­

men der Untersuchung werden die Kontakte 

bzw. die Anlässe der Kontakte auch "qualita­

tiv" aufgeschlüsselt. Sowohl für Ausbilder 

als auch für Berufsschullehrer sind "Lern­

schwierigkeiten" (68 Prozent bzw. 75 Pro­

zent) und "Disziplinprobleme" (47 Prozent 

bzw. 54 Prozent) mit deutlichem Abstand der 

hauptsächliche Kontaktanlaß, vor "zeitliche/ 

organisatorische Abstimmung" (33 Prozent 

bzw. 27 Prozent) sowie vor " inhaltliche Ab­

stimmung" (20 Prozent bzw. neun Prozent) 

und vor Kontakten über "Ausbildungs- bzw. 

Unterrichtsmethoden" (15 Prozent bzw. drei 

Prozent) . 7 

Aus dem Kontext der Ergebnisdarstellung 

lassen sich somit als die zentralen Merkmale 

der "normalen" Lernortkooperation zum ei­

nen das Informieren über den Auszubilden­

den, seltener die Abstimmung der Ausbil-



dungsirrhalte und so gut wie gar nicht das 

Zusammenwirken in didaktisch-methodi­

schen Fragen zur Erhaltung oder Verbesse­

rung der Ausbildungsqualität herausstellen. 

Daraus ergeben sich zwei zentrale Erkennt­

nisse: Erstens, Lernortkooperation bezieht 

sich überwiegend auf verwaltungstechnische 

oder arbeitsorganisatorische Fragen. Zwei­

tens, und das wirkt beunruhigend, mit dem 

gewählten Kooperationsverständnis können 

Ausbilder und Lehrer "gut leben", d. h., sie 

wählen genau den Grad der Kooperation, der 

ihnen hinreichend erscheint. Wenn dem so 

ist, bedeutet das für die Auszubildenden, daß 

die Mehrzahl von ihnen eine solche "Koope­

ration über sie" gar nicht erleben, es sei 

denn, als Bote von Briefen, in denen bei­

spielsweise die Einladung zum Sprechtag in 

der Schule übermittelt wird. 

Insofern handelt es sich um eine Kooperation 

der Lehrenden über Fragen am Rande der 

Lehr-Lernprozesse, in denen der Auszubil­

dende entweder als Problem- oder als Ver­

waltungsfall auftritt. Um die zentralen Fra­

gen der Ausbildung, nämlich die Gestaltung 

der Ausbildungsprozesse in den Lernorten, 

geht es hingegen selten. Man mag diese In­

terpretationen nicht unbedingt teilen, im 

Hinblick auf die zitierten Erhebungsergeb­

nisse sollten sie aber zumindest dazu führen, 

daß die Aussagen über vermeintliche Kon­

takthäufigkeiten auch auf ihre qualitative 

Ausprägung hin weitergedacht werden. Im 

Kern ergibt sich dann nicht die Frage, ob 

bzw. in welchem Ausmaß (irgendeine Form 

von) Kooperation stattfindet, sondern welche 

Zielsetzung mit dem jeweiligen Kontakt ver­

folgt wird. 

Wünsche und Erwartungen 
von Ausbildern und Lehrern 

Die oben erwähnten Untersuchungen heben 

eine weitere Aussage hervor, die Anlaß zur 

Rückfrage gibt: "Eine Ausweitung der Zu­

sammenarbeit wird sowohl von den Ausbil­

dern in Betrieben als auch von den Berufs-

Schullehrern und den Leitern von Berufs­

schulen befürwortet. 90 Prozent und mehr 

der Lehrer und der Leiter von Berufsschulen 

sprechen sich hierfür aus. Geringfügig zu­

rückhaltender fällt die Zustimmung bei den 

Betrieben aus; hier votieren 13 Prozent gegen 

eine Ausweitung der Zusammenarbeit." 8 

Als Maßnahmen zur Verbesserung der Zu­

sammenarbeit halten 91 Prozent der Lehrer 

und 79 Prozent der Ausbilder "Betriebsprak­

tika für Lehrer" sinnvoll; eine "gemeinsame 

Weiterbildung" befürworten 82 Prozent der 

Lehrer und 73 Prozent der Ausbilder, die 

Verfolgung "gemeinsamer Projekte" 84 Pro­

zent der Lehrer und 74 Prozent der Ausbil­

der. 9 Wie vereinbart sich diese globale Be­

fürwortung von "mehr" Kooperation mit 

dem oben angeführten Befund von ZEDLER/ 

KocH, nach dem eine grundlegende Zufrie­

denheit mit dem aktuellen Stand der Koope­

ration existiert. Unseres Erachtens wäre es 

zu einfach, die etwas gegenläufigen Aussagen 

mit dem Hinweis abzutun, die befragten 

Ausbilder und Lehrer seien der Meinung, 

auch das Gute könne noch verbessert wer­

den. Wir bieten eine andere Interpretation an 

- die eher Anlaß zur Unruhe, denn Grund 

zur Zufriedenheit gibt. 

Geht man auf die wichtigsten Hindernisse 

für eine intensivere Kooperation ein, so wird 

einerseits das Zeitproblem genannt und an­

dererseits behauptet, daß sich Ausbilder und 

Lehrer für den jeweils anderen Lernort nicht 

genügend interessierten. Wie vereinbaren 

sich diese Aussagen mit den genannten Wün­

schen nach "Betriebspraktika für Lehrer", 

einer "gemeinsamen Weiterbildung" oder 

der Verfolgung "gemeinsamer Projekte" '0 

- Wünsche, die allemal zeitintensiv und auf 

ein "Zusammenwirken" ausgerichtet sind? 

Der Wunsch nach gemeinsamer Weiterbil­

dung von Ausbildern und Lehrern überrascht 

zunächst angesichts der von PÄTZOLD, 

DREES, THIELE herausgearbeiteten Differen­

zen im Selbstverständnis von Ausbildern und 

Lehrern und den unterschiedlichen organisa-

torisehen Rahmenbedingungen. 11 Die Be­

gründung für den Wunsch nach gemeinsa­

mer Weiterbildung bleibt allgemein: "Zur 

Begründung wird vor allem angegeben, daß 

das gegenseitige Verständnis und Kennenler­

nen gefördert, der Informationsaustausch in­

tensiviert sowie der organisatorische Ablauf 

der Ausbildung verbessert werden könnten." u 

Es ist offensichtlich, daß sich diese Begrün­

dung auch auf andere Kooperationsformen 

übertragen ließe. So drängt sich die Vermu­

tung auf, die gemeinsame Weiterbildung 

wird deshalb genannt, weil die eigene Wei­

terbildung im Vordergrund steht und nicht 

die Kooperation der Lernorte. Dann jedoch 

besteht die eigentliche Frage darin, für wel­

che Form einer Weiterbildung sich Ausbilder 

und Lehrer entscheiden würden: Für eine 

originär auf ihre betrieblichen (schulischen) 

Interessen zugeschnittene oder für eine "ge­

meinsame"? Nach unseren Erfahrungen ver­

muten wir, daß sich zwischen geäußerten 

Wünschen und faktisch angestrebten Formen 

eine Lücke öffnet, in die sich leicht schlüp­

fen läßt: Organisatorische Widrigkeiten oder 

Zeitprobleme. Es ist eine Tendenz zu erken­

nen, daß bei Befragungen zur gewünschten 

Lernortkooperation kaum Alternativen wirk­

lich abgelehnt werden. Auch in einer im 

Rahmen des Modellversuches KOLORIT 

durchgeführten Befragung wurden zwar For­

men des Informationsaustausches leicht be­

vorzugt, aber keine der vorgeschlagenen 

Kooperationsformen wurde abgelehnt. Fak­

tisch sieht es aber so aus, daß selbst bei tele­

fonisch vereinbarten Zusagen zur Teilnahme 

an der am nächsten Tag stattfindenden Ar­

beitskreissitzung ein Erscheinen häufig nicht 

gewährleistet ist. Andererseits erleben wir 

auch Ausbilder, die sichtrotz erheblicher be­

trieblicher Belastungen die Zeit nehmen und 

sich an Arbeitskreisen aktiv beteiligen, zur 

Not eben mit einem mobilen Telefon "be­

waffnet". Dennoch wird deutlich, wie groß 

die Lücke ist und wie unverbindlich Wün­

sche sein können. Zeitprobleme sind letzt­

lich immer ein Problem der Prioritäten und 
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da ist festzuhalten , daß die faktische Bereit­

schaft zur Lernortkooperation eine sehr va­

riable Größe darstellt. 

Zum Verhältnis von 
individuellem Handeln 
und institutionellen 
Rahmenbedingungen 

Wie begründet sich die Diskrepanz zwischen 

geäußerter Hochschätzung und praktizierter 

Vernachlässigung? DIEPOLO nennt folgende 

Voraussetzung für Kooperation: "Grundvor­

aussetzung für alle Kooperation ist die ge­

meinsame Überzeugung, daß wichtige Pro­

bleme nicht aus eigener Anstrengung alleine 

lösbar und konkrete Ziele nur mit Hilfe eines 

Partners erreichbar sind. Es muß also eine 

Notwendigkeit zum Kooperieren bestehen. 

Ist Kooperation nur wünschenswert, unter­

bleibt sie bei vielbeschäftigten Menschen. 

Zur Kooperation muß man sich Zeit nehmen 

- auf Kosten anderer Ziele." 13 Betrachtet 

man vor diesem Hintergrund die Berufssitua­

tion von Ausbildern und Berufsschullehrern, 

so findet man keine unmittelbaren Anknüp­

fungspunkte, die eine Notwendigkeit zur Ko­

operation mit dem anderen Lernort begrün­

den können. 14 Die Ausbilder sind eingebun­

den in die betrieblichen Zielsetzungen, in 

deren ökonomischen Rahmen auch die Be­

rufsausbildung verankert ist. Die Berufs­

schullehrer sind konfrontiert mit heteroge­

nen Klassen und immer neuen Anforderun­

gen, die ihre begrenzte Zeit beanspruchen. 15 

Hinzu kommt, daß der formale Rahmen für 

eine Lernortkooperation relativ unverbind­

lich bleibt - sie wird seitens der vorgesetz­

ten Stellen oder auch der Kammern und 

Wirtschaftsverbände zwar begrüßt, aber 

weder nachhaltig gefordert noch intensiv ge­

fördert. Die Analyse zeigt also, daß weder 

theoretisch eine Notwendigkeit zur Koopera­

tion auf didaktischer Ebene besteht noch 

pragmatisch-formal in größerem Umfang 

eingefordert werden kann. Ohne persönliche 

Beweggründe und Initiative der beteiligten 

Pädagogen läßt sich Kooperation auf didakti­

scher Ebene daher nicht verwirklichen. Ko­

operationen anzustreben muß also bedeuten, 

auf dem teils diffusen Wunsch nach Koope­

ration bei den beteiligten Personen aufbau­

end, den Nutzen der Kooperation zu ent­

decken. Auch die neuen Ausbildungsziele 

geraten in die Schwerkraft der bestehenden 

Praktiken. Und diese lassen erwarten, daß 

die mit den Zielen verbundenen Anforderun­

gen zunächst auf die Praxis der eigenen Insti­

tution ausgelegt werden - Lernortkoopera­

tion muß als eine Möglichkeit entwickelt 

werden, sie drängt sich nicht auf! 

Die Intensivierung von Lernortkooperation 

ist so von dem (freiwilligen) Engagement der 

Ausbilder und Lehrer abhängig, und in der 

Ausbildungspraxis lassen sich die sporadi­

schen Beispiele einer intensiven didaktischen 

Kooperation zumeist auf die Eigeninitiative 

und das Engagement einzelner Pädagogen 

zurückführen. Welche Konsequenz ergeben 

sich aus dieser Betrachtung für die Weiter­

entwicklung einer Lernortkooperation? Wir 

sind der Meinung, daß sich systemimmanent 

- d. h. ohne Änderung der Rahmenbedin­

gungen im Hinblick auf institutionelle För­

derung, Gewährung von zeitlichen u. a. Res­

sourcen sowie die qualifikatorische Vorbe­

reitung auf die kommunikativen Anforderun­

gen - lediglich Modelle entwickeln lassen, 

die auf der Grundlage persönlichen Engage­

ments die Ausschöpfung von Spielräumen 

aufzeigen. Eine systemevolutionäre Betrach­

tung hätte sich demgegenüber auch mit der 

Gestaltung kooperationsfördernder Rahmen­

bedingungen zu befassen. 

Kooperativer Erkundungs­
auftrag als Beispiel einer von 
Schülern getragenen 
Lernortkooperation 

Im Modellversuch KOLORIT kristallisierten 

sich u. a. sogenannte "Kooperative Erkun-
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dungsaufträge" als eine sinnvoll erscheinen­

de Möglichkeit heraus, unter den bestehen­

den Rahmenbedingungen die Kooperation 

der Lernorte zu intensivieren. Der Grundge­

danke dieser Kooperationsform besteht dar­

in, zu bestimmten Themen Erkundungen des 

Auszubildenden am jeweils anderen Lernort 

zu initiieren, was prinzipiell von beiden Sei­

ten des dualen Systems aus angegangen wer­

den kann, hier aber von der schulische Seite 

aus dargestellt wird. In der Schule werden 

die Auszubildenden zur Einführung in neue 

oder zur Vertiefung bereits behandelter The­

mengebiete durch einen Erkundungsauftrag 

aufgefordert, Abläufe im Betrieb zu beob­

achten, Informationen einzuholen, Materia­

lien zu sammeln usw. Zugleich werden die 

Betriebe dazu aufgefordert, die Auszubilden­

den während der Erkundung zu unterstützen 

und mit ihnen ggf. die betriebsspezifischen 

Besonderheiten zu besprechen. Die Ergeb­

nisse werden dann in der Schule vorgestellt 

und systematisiert, so daß die schulische 

Fachsystematik und die betriebliche Erfah­

rung aufeinander bezogen werden können. 

Im Modellversuch KOLORIT wurden solche 

Erkundungsaufträge von Lehrern in Zusam­

menarbeit mit Ausbildern entwickelt und in 

den Ausbildungsberufen "Kaufmann/ -frau 

im Groß- und Außenhandel" und "Büro­

kaufmann / -frau" erprobt. Ein Thema bezog 

sich beispielsweise auf die Lagerwirtschaft. 

Die auf diesen Inhaltsbereich bezogenen 

Ausbildungsziele sind in Ausbildungsord­

nung und Lehrplan durchaus ähnlich formu­

liert, wenngleich sie in unterschiedlichen 

Kontexten auftreten. Im schulischen Bereich 

ist dies die Materialwirtschaft, im betrieb­

lichen Bereich dominieren hingegen nach 

Einschätzung der Ausbilder im Groß- und 

Außenhandel die Waren- und Sortiments­

kenntnisse. 

Der Aufbau der entwickelten Erkundungs­

aufträge erscheint relativ konventionell: Ne­

ben einem Deckblatt mit der Beschreibung 

von Zielsetzungen und möglichen Vorge-



hensweisen für die Auszubildenden werden 

vor allem "W-Fragen" gestellt, etwa zu ver­

wendende Lagerhilfen oder Ordnungssysteme. 

In dem Anschreiben wurden auf die Ziele, 

Entstehungsweise usw. hingewiesen sowie 

die mögliche Unterstützung der Auszubil­

denden durch die Betriebe angeregt. Schon 

in dieser Phase galt es für die Lehrer, erste 

Rückschläge zu verkraften: Gut ein Viertel 

der angeschriebenen Betriebe händigten die 

Erkundungsaufträge gar nicht erst aus, an­

dere nur auf Nachfrage des Auszubildenden 

ohne jeden weiteren Kommentar. 

Die Erfahrungen der Auszubildenden bei der 

Bearbeitung des Erkundungsauftrages im 

Betrieb waren sehr vielfältig. Manche Aus­

zubildende berichteten und beklagten sich 

darüber, daß sie "gar nicht" unterstützt wur­

den, andere Auszubildende sahen sich "zu 

sehr unterstützt, vor allem nach Feierabend". 

Wenn Auszubildende "darum kämpfen muß­

ten, für eine halbe Stunde ins Lager zu ge­

hen", mißfiel ihnen die Arbeit mit dem Er­

kundungsauftrag, andererseits beeindruckte 

(und überraschte offenbar) die Auszubilden­

den in manchen Fällen die Hilfsbereitschaft 

von Kollegen (Ausbildern, anderen Auszu­

bildenden) . Insgesamt zeigt sich jedoch, daß 

der Erkundungsauftrag auf betrieblicher Sei­

te häufig als Impuls angenommen wird, sich 

intensiver um die Ausbildung zu kümmern, 

nämlich dann, wenn es bislang nicht an gu­

tem Willen, sondern gewissermaßen nur an 

einem Anlaß fehlte, sich endlich einmal mit 

dem Auszubildenden zusammenzusetzen. 

Dies könnte im übrigen auch für die Koope­

ration zwischen Schule und Betrieb behaup­

tet werden. 

Neue Handlungsmöglichkeiten 
schaffen: Ansprüche an verän­
derte Rahmenbedingungen 

Wenn daraufhingewiesen wird, daß die Aus­

füllung vorhandener Handlungsspielräume 

notwendigerweise mit der Anforderung neu­

er Handlungsmöglichkeiten zu verbinden ist, 

so bleibt diese Aussage zunächst noch sehr 

appellativ. Die Potentialität einer Lernort­

kooperation bestimmt sich letztlich durch die 

Ernsthaftigkeit, mit der eine Veränderung 

der Kooperationskultur in denjeweiligen Or­

ganisationen betrieben wird. Die Palette an 

Einzelfragen beginnt z. B. für die Schule bei 

dem Problem, daß Lehrer während des 

Schulbetriebs nur schwerlich ein ruhiges Te­

lefongespräch mit einem Betrieb führen kön­

nen, und es endet mit der Prüfung, wie die 

Kooperation im Innenverhältnis, sozusagen 

als sichtbares Modell im Zusammenleben 

zwischen den Kollegen, gehandhabt wird. 

Letztlich bedeutet Lernortkooperation aber 

immer Zeit und Geduld - beide Merkmale 

widerstreben der Hast des pädagogischen 

Alltags in Schule und Betrieb, es sei denn, 

man erkennt, daß es notwendige Bedingun­

gen für die Erreichung der angestrebten, 

gleichwohl anspruchsvollen Ausbildungszie­

le sind. In diesem Sinne ist die Ernsthaftig­

keit in der Verfolgung von Lernortkoopera­

tion auch an die Entwicklung sowohl organi­

satorisch-materieller sowie personaler Vor­

aussetzungen gebunden. Organisatorisch­

materiell müssen zeitliche Freiräume ge­

schaffen werden, in denen Lehrer in die Be­

triebe und Ausbilder in die Schule fahren 

können, um gemeinsame Aktivitäten zu pla­

nen und umzusetzen . Dazu gehört, daß sie 

für diese Aktivitäten keine Sanktionen durch 

Kollegen und Vorgesetzte befürchten müs­

sen, sondern Anreize erwarten können. Da­

mit ist nicht die Schaffung genereller zeitli­

cher Freiräume gemeint- sie würde von der 

allgemeinen Grenzenlosigkeit der anderen 

Alternativen aufgezehrt -, vielmehr er­

scheint uns eine "projektgebundene" Schaf­

fung zeitlicher Freiräume sinnvoll. Bedin­

gungen bedürfen der Ausfüllung, und dies 

verweist auf die Notwendigkeit, Kooperation 

gegen den Zeitgeist von Konkurrenz, Einzel­

kämpfertum und strategischen Kommunika­

tionsbeziehungen einzuüben und zu ent­

wickeln. Daß dies nicht eine Frage einer als 

Schnellkurs titulierten Weiterbildung sein 

kann , sondern sich nur in langsamen Fort­

mit Rückschritten vollzieht, Kooperation al­

so nicht als Verwaltungsakt handhabbar ist, 

dies mag einer der Gründe dafür sein, daß 

das Thema entweder als Organisationsfrage 

geglättet oder als Idealismus abgetan wird. 
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Berufsschulen - eine wirtschaftspädagogische Studie, 
Dissertation, Köln 1993 
15 .,Die Arbeit des Lehrers kennt keine Grenze. Es gibt 
keinen Punkt, an dem er sagen könnte: Jetzt habe ich al­
les, was möglich ist, getan. Er kann sich immer noch bes­
ser auf den Unterricht vorbereiten, er kann sich immer 
noch stärker um die Probleme einzelner Schüler küm­
mern. ( . . .) Die Ansprüche, die an den Lehrer gestellt 
werden, sind grenzenlos: Vorbereitung auf jede Stunde; 
Eingehen auf die Schwierigkeiten jedes Schülers; fachlich 
ständig auf der Höhe sein; Kontakt zu den Eltern der 
Schüler halten etc. In ihrer Gesamtheit sind sie unerfüll­
bar. " (Holling, F.; Bamme, A.: Die Alltagswirklichkeit 
des Berufsschullehrers, Frankfurt IM. 1982, S. 216) 
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Hans G. Bauer 

Diplom-Soziologe, Gesell­

schaft für Ausbildungsfor­

schung und Berufsentwick­

Lung e. V, München 

Erlebnispädagogik und 
Berufsbildung 

Erlebnispädagogik: für die einen 
Überlebenstraining für Manager, 

für andere "das" (finale) sozial­
pädagogische Rettungskonzept für 
schwierige Jugendliche. Hinter ih­
rem oft aktionistisch-natursport­

haften Erscheinungsbild befördert 
sie, wie hier aufgezeigt, allerdings 
einen (oft verkannten) Bildungsan­

satz des "Erfahrungslernens im 
und am Leben". 

Er kann einer beruflichen Aus- und 
Weiterbildung, die sich - im Blick 
auf die zunehmend individuellen 
Gestaltungsanforderungen in Wirt­
schaft und Gesellschaft - an der 
Entwicklung einer selbständigen 
beruflichen Handlungsfähigkeit 
orientiert, wichtige Impulse geben. 

Kaum ein anderer Begriff ist in den vergan­

genen Jahren häufiger und intensiver für Ver­

marktungszwecke strapaziert worden als der 

des Erlebnisses: von der Abenteuerzigarette 

über das Erlebnismenü, das Erlebniskauf­

haus, den Erlebnisurlaub, die Erlebnisbahn 

usw. bis hin zum "E-Menschen" (sie). Letz­

terer, kreiert von ÜPASCHOWSKJ in seiner 

jüngsten "Projektstudie zur Freizeitfor­

schung", bezeichnet den Übergang vom "tra­

ditionellen Versorgungskonsumenten" zum 

"Erlebniskonsumenten". 1 So verwundert es 

auch nicht, daß in Fortschreibung von BECKS 

1986 erschienener "Risikogesellschaft" die 

jüngste "Kultursoziologie der Gegenwart" 

von ScHULZE den Titel trägt: "Die Erlebnis­

gesellschaft": 2 

Erlebnispädagogik boomt seit geraumer Zeit, 

jedenfalls im Feld der sozialen Arbeit. 3 

Insbesondere für die Arbeit mit Randstän­

digen, mit ausgegrenzten und abgeschobenen 

bildungs- und sozialbenachteiligten Jugend­

lichen erscheint sie als "das" Konzept bzw. 

"die" Alternative. Die meisten der hier an­

zusiedelnden Ansätze und Aktivitäten bezie­

hen sich dabei auf den von HAHN ursprüng­

lich als "Erlebnistheraphie" praktizierten 

Ansatz, der auf kultur- und gesellschaftskri­

tischer Basis "reformpädagogische" Ziele 

verfolgte. Weniger Aufmerksamkeit erregend 

als in der sozialen Arbeit, aber mit ebenfalls 

steigender Tendenz, finden wir heute erleb­

nispädagogische Aktivitäten auch in der be­

ruflichen Bildung. Allerdings ist festzustel­

len, daß bereits seit ca. Mitte der 50er Jahre 

Unternehmen ihre Auszubildenden in die 

(ebenfalls von HAHN ins Leben gerufenen) 

"Kurzschulen" bzw. "Outward-Bound"­

Kurse schickten. Lag dann zu Anfang der 

80er Jahre ein Akzent berufspädagogischen 

Interesses an Erlebnispädagogik auf der Fra­

ge nach Eingliederungshilfen für schwächere 

Auszubildende, so trifft man sie in den letz­

ten Jahren vermehrt in der beruflichen Aus­

und Weiterbildung an:4 Wohl am augenfäl­

ligsten tritt sie bei einer von sozialer Rand­

ständigkeit sehr entfernten Gruppierung in 

Erscheinung, dem Management - dort al­

lerdings eher unter Bezeichnungen wie "Sur­

vival-Training", "Outdoor-Training", "Out­

door-Development-Training" oder "Out­

door-Experiential-Training". 5 Neue Berüh­

rungspunkte zwischen Berufs- und Erlebnis­

pädagogik - mit nun stärkerer Akzentuie­

rung von "Selbständigkeitsorientierung" und 
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"Verantwortungsübernahme" zeichnen sich 

in Modellversuchen ab6, die unter dem Be­

griff des "dezentralen Lernens" u. a. die 

"Abkehr von zentralistischen Lern- und Or­

ganisationskonzepten" und die "Weiterent­

wicklung von betrieblichen und zwischenbe­

trieblichen Lernortsystemen unter besonde­

rer Berücksichtigung des Lernorts Arbeits­

platz" anstreben. 7 Vor allem die Betonung 

des Lernorts Arbeitsplatz kennzeichnet hier­

bei einen neuen "Referenzpunkt für die In­

terpretation beruflicher Bildungs- und Quali­

fizierungsziele" 8 insofern, als mit ihm 

handlungs- und erfahrungsbezogene Lern­

prozesse, insbesondere aber der Ernst- bzw. 

Realcharakter des Lernorts selbst eine ande­

re, wenngleich nicht neue Bedeutung erlan­

gen. Nicht neu deshalb, weil mit diesem 

Ernstcharakter das Lernen in und an der 

Realität, im und am Leben angesprochen ist 

- ein wahrlich nicht neuer Gegenstand der 

Pädagogik, aber auch der Psychologie und 

Philosophie, zweifellos aber einer, der ak­

tuell durch "die" Erlebnispädagogik revita­

lisiert wird. 

Erlebnispädagogik auf ver­
schiedenen Pädagogikfeldern 

Was bedeutet nun die Tatsache, Erlebnispäd­

agogik in solch verschiedenen, historisch so­

gar auf gegenseitige Ausgrenzung bedachten 

Pädagogikfeldern anzutreffen, und wenn zu 

diesem Ansatz zwei dermaßen gegensätz­

liche Gruppierungen, wie es "schwierige" 

Jugendliche und Manager nun einmal sind, 

Affinitäten aufzuweisen scheinen? Was über­

haupt ist "Erlebnispädagogik", und in wel­

chem Verhältnis zur beruflichen Bildung 

steht sie? Diesen Fragen kann hier nur in 

Verkürzung, zudem in heuristischer Haltung 

nachgegangen werden, wobei letztere durch 

zwei Umstände nahegelegt wird. Zum einen: 

"Die" Erlebnispädagogik - womit auch 

eine erste Antwort auf die Definitionsfrage 

gegeben wäre - im Sinne eines klar defi­

nierten Theoriekomplexes gibt es nach wie 

vor nicht. Und auch in der Praxis ist ihr Er­

scheinungsbild vor allem durch die Hetero­

genität der Maßnahmen, Medien und inhalt­

lichen Schwerpunkte geprägt. Interessanter­

weise, dies die zweite Ebene des Heurismus, 

scheint ihre aktuelle (und auch historische) 

Attraktivität in engem Zusammenhang zu 

stehen mit pädagogischen Suchbewegungen 

- die nicht alleine in der Sozialpädagogik 

vorzufinden sind. Dort jedenfalls wurde En­

de der 60er Jahre der "Erziehungs"-begriff 

durch den Gedanken der "Sozialisation" ab­

gelöst. 

Jetzt, zum Ende des Jahrhunderts, besteht 

eine Tendenz darin, diesen in "Lebenswelt"­

Ansätzen auszudifferenzieren. Hinzu treten 

Begriffe wie "Individualisierung", "Persön­

lichkeitsentwicklung", "Enkulturation" -

und "Handlungs- und Erlebnisorientierung". 

Ähnelt diese Situation nicht auch derjenigen 

der beruflichen Bildung? "Heute, Anfang 

der 90er Jahre", so BucK, "wird Kritik am 

traditionellen Paradigma der Berufsbildung 

weitgehend zustimmend zur Kenntnis ge­

nommen. In Berufsbildungsforschung und 

betrieblicher Aus- und Weiterbildung sucht 

man . . . nach Wegen, dieses Paradigma auf­

zubrechen und einem Verständnis von Arbeit 

und Lernen Raum zu geben, . . . wie der ar­

beitende Mensch sich unter den Bedingungen 

gewandelter gesellschaftlicher, ökonomischer, 

technischer und ökologischer Verhältnisse 

verstehen und bilden will. Vielleicht ist es 

deshalb angemessen, die vergangeneo zehn 

Jahre als das Jahrzehnt zu bezeichnen, in dem 

die Berufsbildung zumindest von ihrer Frage­

richtung her begonnen hat, zum Bewußtsein 

ihrer selbst zu kommen." 9 

Suchbewegungen und Paradigmenwechsel 

scheinen allenthalben - in der sozialen wie 

beruflichen Pädagogik - angesagt. Bewe­

gungen, die eine Loslösung vom schulischen 

Lernparadigma verfolgen, d. h. genauer: 

vom Typus des "Verfügungs- oder Beherr­

schungsiemens und -wissens". Andere 

Grundbilder des Menschenlernens sind je-

doch erst in Andeutung erkennbar, so z. B. in 

der von WEIL so genannten "Einwurze­

lung" 10, der von RUMPF formulierten "Ver­

gegenwärtigung" 11 oder dem "genetisch­

sokratisch-exemplarischen" Lernen eines 

W AGENSCHEIN.12 Ihnen gemeinsam ist ein 

enger Bezug zum "erlebnispädagogischen 

Grundkomplex Lernen im und am Leben". 

Erscheinungsbildung 
heutiger Erlebnispädagogik 

Betrachtet man das Erscheinungsbild heuti­

ger Erlebnispädagogik, so wird dieses vor al­

lem durch sozialpädagogische Maßnahmen 

geprägt: auf Segelschiffen gehen sexuell 

mißbrauchte Mädchen auf halbjährige 

Törns; Drogenabhängige unternehmen Saha­

radurchquerungen, straffallige Jugendliche 

Trekking-Touren durch kanadische Urwäl­

der, Suizidgefahrdete Bergtouren mit angst­

erregenden Abseilstellen. Kajakfahrten, 

Höhlenbegehungen oder Radtouren mit 

Heimkindern, ökologisch orientierte Arbeits­

projekte mit Jugendlichen in "Sozialen Trai­

ningskursen", aber auch Kinderzirkusprojekte 

zeigen weitere und "softere" Beispiele aus 

der reichhaltigen erlebnispädagogischen Pa­

lette an. Vor allem die erstgenannten ver­

schaffen der Erlebnispädagogik häufig den 

Ruf des Extremen, Exotischen, des spekta­

kulär Modischen, auch des Alltagsfernen -

was die Zuschreibung eines Sonderpädago­

gikstatus erleichtert. Aber auch dort, wo sich 

Erlebnispädagogik weniger spektakulär prä­

sentiert, spielen vor allem zwei Komponen­

ten eine herausragende Rolle: Natur und 

Sport. Meist werden also (wilde) Naturräume 

aufgesucht, das "outdoor" somit kontra­

punktisch gesetzt zum "indoor", d. h. zum 

Erziehungsheim, zur Institution bzw. zu 

Lernorten wie Schule, Klassenzimmer, Se­

minar. Dies ist, sozusagen naturgemäß, 

meist verbunden mit erhöhtem Einsatz von 

Körperlichkeit, mit Handlung, mit Anstren­

gung, mit Bewegung, mit physischer, aber 

auch psychisch-emotionaler Auseinanderset-
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zung. Es geht um (Grenz-)Erlebnisse und 

Grenzüberschreitungen, um die Wahrneh­

mung seiner selbst, von sozialen Bezügen, 

der Gruppe. Darum, sich solchen Herausfor­

derungen zu stellen, sie möglichst zu beste­

hen, aus diesen Erlebnissen Erfahrungen zu 

gewinnen, d. h., also zu lernen - so etwa 

könnte man steckbriefartig zusammenfassen. 

Diese dominant körperlich-natursporthafte 

Ausprägung erlebnispädagogischer Aktivitä­

ten herrscht auch in den berufsbezogenen 

Anwendungsfeldern vor - was naheliegt, 

sieht man hierin den Kern "der" Erlebnis­

pädagogik. 

Der Blick auf den geistesgeschichtlichen 

Hintergrund des Ansatzes läßt jedoch erken­

nen, daß diese Ausprägung eine Verengung 

ihres Gedankenguts darstellt. Noch bei 

HAHN basierte die "Erlebnistherapie" auf 

den Grundelementen 

• der "leichtathletischen Übung", also kör­

perlichem Training mit den Kernzielen der 

Selbstüberwindung und Selbstentdeckung; 

• der "Expedition": ob beim Bergsteigen, 

beim Segeln, dem Aufenthalt in der Natur 

oder fremden Ländern und Kulturen u. ä., 

immer sollen Umsicht, Entschlußkraft, Aus­

dauer in der Durchführung usw. mit dem 

Ziel der "Selbstbewährung" gefördert 

werden; 

• dem "Projekt", das - in wissenschaftli­

chen, kunsthandwerklichen, musischen oder 

sozialen Feldern angesiedelt - vor allem der 

Ausbildung von Selbstverantwortung, Sorg­

samkeit und Wagemut dienen soll, und 

• dem "Rettungsdienst", der den Dienst am 

Nächsten sogar bis hin zum Einsatz der eige­

nen Existenz beinhaltet, wobei dieses Ele­

ment im Prinzip des "moralischen Äquiva­

lents des Krieges" auch friedenspädagogi­

sche und , in heutiger Terminologie, " inter­

kulturelle" Wurzeln und Dimensionen be­

sitzt. 

HAHN hatte allerdings ausdrücklich darauf 

hingewiesen, daß "die eigentliche charakter­

bildende Wirkung der Erlebnistherapie . . . 

erst in der gegenseitigen Verzahnung und im 

tatsächlichen Vollzug des Zusammenspiels 

ihrer Elemente unter dem gemeinsamen Mo­

tiv des ,Erlebnisses' . . . voll sichtbar 

wird".13 

I Erleben, 
"ln starker oder 
schwacher Form, 

herausgehoben oder 
alltäglich", baut die 
innere Wirklichkeit 
des Subjekts auf 

Die natursporthafte Ausprägung heutiger Er­

lebnispädagogik rekurriert somit vor allem 

auf das "Expeditions"-Element, wobei den 

Aspekten der (sportiven) Körperlichkeit und 

des Agierens in der Natur vorrangige Bedeu­

tung beigemessen wird. Nur noch indirekt ist 

so erkennbar, daß die Betonung der Körper­

lichkeit das reformpädagogische, gegen die 

Verkopfung und Verschulung des Lernens 

gerichtete Anliegen spiegelt, welches die Be­

gegnung mit der eigenen Leiblichkeit ebenso 

umfaßt wie die Entfaltung der Sinne - was 

wir heute eher im Begriff der "Ganzheitlich­

keit" fassen. Zudem hebt "Körperlichkeit" 

die grundlegende Rolle der "Aktivität", des 

"Handelns" und "Tuns" in allen Lern- und 

Lebensprozessen hervor. Auch mit dem 

"Lernort Natur" werden eine Reihe von An­

liegen transportiert: Im direkten Sinne geht 

es natürlich um die elementaren Lern- und 

Bildungsressourcen der Naturerfahrung und 

die Auseinandersetzung im Sinne des Lebens 

in und mit ihr. Direkt wie metaphorisch steht 

"Natur" auch für "Realität", für "Unmittel­

barkeit", für den nicht-künstlichen Lernort, 

der, ökologisch-systemisch betrachtet, eigent­

Iich interdisziplinäre (Lern-)Anforderungen 

16 BWP 23/1994/2 • Fachbeiträge 

an uns stellt - und "Lernen" eben nicht 

vom "Leben" trennt. Enthalten ist hierin 

überdies das Spannungsverhältnis von Nähe 

und Distanzierung, zum Lernen "hinaus­

gehen" zu müssen (in die Natur, ins Leben) , 

aber auch "hinein", in Prozesse, in sich 

selbst (Selbsterfahrung, Selbst-Lernen). 

Fraglos: bereits diese natursporthaften Ele­

mente einer Erlebnispädagogik sind von ele­

mentarer Bildungsbedeutung. Eine "Erlebnis­

pädagogik im weiteren Sinne" kommt aller­

dings in den Blick, erkennt man die in "Pro­

jekt" und "Rettungsdienst" enthaltenen An­

liegen, einem Lernen mit Kopf, Hand und 

Herz, der Verbindung von Erkennen und 

Handeln, von Theorie und Praxis, von allge­

meiner und beruflicher Bildung usw. etwa 

durch die Bildungswirksamkeit von hand­

werklicher und beruflicher Arbeit, von mu­

sischen Elementen und künstlerisch-kreati­

vem Handeln u. ä. zum Durchbruch zu hel­

fen . Näher einzugehen wäre z. B. auf die Ar­

beitsschulansätze von BLONSKU und MAKA­

RENKO , auf DEWEY'S Projektlernen, auf die 

"Kunsterziehungsbewegung" u. a. m. 14 Der 

"Dienst am Nächsten", bereits traditionell 

verbunden mit "interkulturellen" und ge­

waltverneinenden Absichten, beinhaltet ethi­

sche und spirituelle Bildungsdimensionen 

und führt hin zu den philosophischen Quellen 

des "Sich-Wagenden Handeins und Erle­

bens": Vor allem die Lebensphilosophie von 

BERGSON zeigt, daß mit dem "Erleben" auch 

ein verändertes Menschenbild gefordert ist, 

das den Menschen als Wesen betrachtet, wel­

ches sich aus dem eigenen Erleben heraus 

selbst kreiert. Erleben also, und zwar Erle­

ben " in starker oder schwacher Form, her­

ausgehoben oder alltäglich" 15 , baut im Sin­

ne BERGSONS die innere Wirklichkeit des 

Subjekts auf. Erleben so zu verstehen, erfor­

dert in Konsequenz die Position einer "radi­

kalen Subjektivität". '6 Aktuell wird die Re­

levanz dieser Fin-de-siede-Philosophie unter 

dem Eindruck neuerer Subjekttheorien (vgl. 

Maturanas Modell der "selbstkonstruktiven 

Erkenntnis") gerade wieder erkannt. Er-



Lebens-Lernen hat damit quasi naturgemäß 

eine Persönlichkeitsentwicklungsaufgabe, 

die in Konsequenz die Individualisierung des 

Lernens fordert . Eine ähnlich entscheidende 

Konsequenz fließt der Erlebnispädagogik aus 

ihrem existenzphilosophischen Hintergrund 

zu: Wollen, wie es BoLLNOW für die Pädago­

gik übersetzte, Lern- und Bildungsprozesse 

von Lebensrelevanz sein, so müssen sie, dem 

Leben gleich, neben "stetigen" auch "unste­

tige" Formen der Lern- und Bildungsgestal­

tung umfassen. 

Erlebnispädagogik in der 
Berufsbildung 

In der Berufsbildung stehen wir heute vor 

der Aufgabe, den zunehmend "unstetigen" 

Anforderungen der Arbeits- und Berufswelt 

zu begegnen. Im Blick auf die qualifikatori­

schen Herausforderungen wird deutlich , daß 

die Veränderungen der Märkte ebenso wie 

die der Technologien, der Organisationsfor­

men von Arbeit wie die der (nicht nur beruf­

lichen) Biographien dem Berufstätigen mehr 

und anderes abverlangen als eine allein am 

funktionalen und produktionsbezogenen Ra­

tional orientierte Fachqualifikation. Immer 

mehr ist Arbeit ein "Handeln in komplexen, 

teilweise unbestimmten, mitzugestaltenden 

... Situationen" 17 , und erfordert fachüber­

greifende, personengebundene Fähigkeiten 

- damit auch andere als alleine fachliche 

Bezugspunkte für deren Ausbildung. Als 

neuen Bezugspunkt für eine "situations­

orientierte Handlungsfuhigkeit" erkennt BucK 

" ... das Leben des einzelnen. Dieses Le­

ben verläuft in Brüchen, d. h., es hat konti­

nuierliche Phasen, ... und es hat jene dis­

kontinuierlichen Verläufe, in denen der ein­

zelne sein Leben durch Krisen oder verän­

derte Lebens- und Arbeitsumstände als un­

strukturiert, ungewiß, unüberschaubar etc. 

. . . erfahrt." Dieser Handlungsfahigkeit 

liegt "eine experimentelle Haltung zugrun­

de, die in der gegenwärtigen Situation kon­

kret die Punkte aufzuzeigen versucht, wo 

Veränderung möglich und wünschenswert 

ist, und die im konkreten Handeln zu erpro­

ben versucht, welche Form die Veränderung 

tatsächlich annehmen kann". 18 

Die Entwicklung und Stärkung z. B. einer 

solchen experimentellen Haltung ist eines 

der elementaren erlebnispädagogischen An­

liegen - einer Haltung, derer offenbar auch 

die Berufsbildung bedarf. Sind postmoderne 

Arbeits- und Lebenswelten zunehmend 

"Produzenten des Risikos" (BECK), so for­

dert die wachsende "Unstetigkeit" der 

Arbeits- und Lebensprozesse vermehrt of­

fenbar solche Fähigkeiten, die weder "auf 

Vorrat" planbar, noch an von diesen Realitä­

ten entfernten Lernorten "wirklich" erlern­

bar sind. Je unhandhabbarer ein "Lernen für 

das Leben" wird , um so größere Bedeutung 

wächst jenen Bildungselementen zu, deren 

Charakter es ermöglicht, aus dem Er-Leben 

Erfahrungen zu gewinnen. Zwei potentiell 

produktive Bewegungsrichtungen zwischen 

Erlebnispädagogik und beruflicher Bildung 

scheinen angezeigt: 

1. eine Anreicherung beruflicher Bildungs­

prozesse durch erlebnispädagogische Ele­

mente; 2. eine (in Ansätzen bereits vorhan­

dene) Wandlung des beruflichen Lernpara­

digmas hin zu einem "beruflichen Erlebnis­

lernen". Einige, notwendig kursorische, Hin­

weise zu beiden: Die Erlebnispädagogik 

selbst bedarf, wie angedeutet, durchaus 

(wieder) einer weiterführenden Vernetzung 

ihrer Er-Lebens-Elemente über die Natur­

sporthaftigkeit hinaus. Bereits die Integration 

letzterer Formen in die Berufsbildung könnte 

jedoch überall dort, wo es z. B. um das Er­

lernen, die Förderung und Verbesserung von 

Kooperationsfahigkeit, die Übernahme von 

Verantwortung, die Stärkung von Selbstbe­

wußtsein , Eigeninitiative und Selbständig­

keit, die Erfahrung und Erweiterung eigener 

(Leistungs-)Grenzen, sozialer Kompetenzen 

usw. geht, intensive, situativ und menschlich 

unmittelbare Lernprozesse initiieren bzw. 

vertiefen. 

Auch Bemühungen etwa um Organisations-, 

Personal- und Persönlichkeitsentwicklung 

erhalten in einem "Setting", welches die 

räumlichen bis kognitiven Formalisierungen, 

die sachlich-zeitlichen Gliederungen übli­

cher Aus- und Weiterbildungsformen ver­

läßt, eine "ganzheitliche" Erlebnistiefe. Vor 

allem aber eine Erlebnispädagogik im erwei­

terten Sinn - und dies sei exemplarisch nur 

für die berufliche Ausbildung angerissen -, 

transportiert den Gedanken der "experimen­

tellen Haltung" von den Ausbildungsinhalten 

bis hin zu den ihnen adäquaten methodisch­

didaktischen Formen: Die Erfahrung der 

"unmittelbaren Vermittlung durch die Sa­

che" erfordert einen Ausbilder, der es wagt, 

nicht nur qua "lernzielsichernder" Übungs­

stücke und Lehrgänge Fertigkeiten anzutrai­

nieren, sondern über das "Arrangieren" von 

Lernchancen lebendige, erfahrungsgesättigte 

Fähigkeitenentwicklung zu ermöglichen. 

Hierbei ist er u. U. nicht immer der gewohn­

te "Meister" aller Situationen, sondern 

selbst zugleich überrascht, beteiligt und be­

troffen. Seine Rolle, den Auszubildenden in 

offene(n) Situationen helfend zu begleiten, 

verlangt auch von ihm, neue Erfahrungen zu 

machen, ungewohnte Situationen zu erleben 

und sie durchzustehen. Ausbilder können 

viele der hierfür benötigten Kompetenzen 

"indoors", z. B. über die Erfahrung mit 

künstlerisch-kreativen Medien entwickeln 

und festigen. 19 Sie können dies ebenfalls auf 

einer Bergtour, z. B. zunächst mit Ausbilder­

kollegen - wobei eine Integration solcher 

verschiedener Elemente bedenkenswert wä­

re. Schließlich ginge es darum, solche Er­

Lebens-Elemente in eine Berufsausbildung 

zu integrieren, die selbst wiederum nicht von 

einer curricularen Denkweise und den Be­

dingungen eines künstlichen Lernorts, son­

dern denen einer dezentral-realitätsorientier­

ten Ausbildung geprägt ist. Eine solche Aus­

bildung wäre insofern eine "abenteuerliche", 

weil sie für die Auszubildenden, die Ausbil­

der und auch die Berufsbildung (wieder) 

spannend werden kann. 
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Wachsende AuhNendungen für 
Weiterbildung und aktive Arbeits­
marktpolitik begründen ein zuneh­
mendes Interesse an Ansätzen zur 
Evaluierung der Effektivität ent­
sprechender Programme. Ziel die­
ses Beitrags ist es, einen Überblick 
zum Stand der Diskussion zu geben 
und die wesentlichen Probleme 
einer Evaluierung von Weiterbil­
dungsmaßnahmen herauszuarbei­
ten. 

Wachstum der Weiterbildung 

Trotz eines wachsenden Umfangs der allge­

meinen und beruflichen Erstausbildung 

nimmt auch der Umfang der Weiterbildung 

zu. Als Weiterbildung wird dabei der Erwerb 

von Wissen und Fähigkeiten verstanden, der 

nach dem Eintritt in die Erwerbstätigkeit die­

se begleitet oder phasenweise unterbricht. 

Weiterbildung kann entsprechend als Teil der 

Berufsrolle definiert sein, neben der Er­

werbstätigkeit einen Teil der Freizeit in An­

spruch nehmen oder als spezialisierte Aus­

bildungsaktivität die Erwerbstätigkeit unter­

brechen bzw. bei einem Wechsel des Ar­

beitsplatzes zwischengeschaltet sein. 

Zum Teil ist das Wachstum der Weiterbil­

dung direkt und indirekt eine Funktion der 

wachsenden Erstausbildung. Mit der Dauer 

und dem Spezialisierungsgrad der berufli­

chen Erstausbildung nimmt auch das Ge­

wicht beruflicher Qualifikationen zu, die der 

Gefahr der Veraltung unterliegen und damit 
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eine verstärkte Weiterbildung im Beruf zur 

Aktualisierung von Wissen und Fähigkeiten 

notwendig machen. Das grundlegende Mo­

ment für das Wachstum des Weiterbildungs­

sektors liegt jedoch im Prozeß des techni­

schen Fortschritts und den Auswirkungen 

des sozioökonomischen Strukturwandels auf 

dem Arbeitsmarkt. 

Weiterbildung spielt schließlich in den perso­

nalpolitischen Strategien von Unternehmen 

eine wachsende Rolle, wo sie als Instrument 

der Personalentwicklung, als Voraussetzung, 

aber auch als Legitimation von Karrierever­

laufsentscheidungen sowie als Leistungsan­

reiz und als Gratifl.kationsmöglichkeit einge­

setzt wird. Ferner kommt der Weiterbildung 

auch in bestimmten Sonderfällen und Pro­

blemhereichen der Arbeitsmarktpolitik 

wachsende Bedeutung zu wie bei dem Wie­

dereintritt in die Erwerbstätigkeit nach län­

gerer Unterbrechung (wie nach einer Fami­

lienphase von Frauen) , der beruflichen Inte­

gration von "schwer vermittelbaren" Ar­

beitslosen, Langzeitarbeitslosen, Jugendli­

chen ohne Berufsausbildung oder Behin­

derten. 

Kosten und Erträge von 
Weiterbildung 

Der individuellen Anpassung an Chancen 

und Risiken der Arbeitsmarktentwicklung 

und an Veränderungen im Beschäftigungssy­

stem stehen vielfach Hemmnisse aus man­

gelnder Voraussicht und Information sowie 

aus Beschränkungen der Finanzierbarkeit 

entgegen, die ein Eingreifen staatlicher 

Arbeitsmarkt- und Weiterbildungspolitik 

notwendig machen. Aus gesamtwirtschaftli­

cher Sicht liegen die Ziele von Weiterbildung 

entsprechend in der Vermeidung strukturel­

ler Arbeitslosigkeit sowie in der Aufhebung 

von Engpässen der Verfügbarkeit von Hu­

mankapital, die einer Ausschöpfung von 

Wachstumspotentialen entgegenstehen. Als 

verteilungspolitisches Argument kann die 

Zielsetzung hinzukommen, die Kosten der 

Arbeitsmarktanpassung umzuverteilen, in­

dem die Kosten der Anpassung über kosten­

freie Weiterbildungsangebote oder über ent­

sprechende Transfers aus dem allgemeinen 

Steueraufkommen finanziert werden . 

Für die gesamtwirtschaftliche Ertragsrate 

spielen die sozialen Kosten und Erträge der 

Weiterbildung eine Rolle, die von einzelwirt­

schaftlich relevanten Größen abweichen kön­

nen. Während die Erfassung der Kosten we­

nig Schwierigkeiten aufweist, wirft die Ab­

grenzung und Bewertung der sozialen Erträ­

ge erhebliche konzeptionelle und praktische 

Probleme auf, wenn neben einem unmittel­

bar produktiven Effekt auch soziale Erträge 

wie vermiedene gesellschaftliche und psychi­

sche Kosten von Arbeitslosigkeit und Aus­

wirkungen auf gesellschaftliche Integration, 

Gesundheit oder Kriminalität einbezogen 

werden sollen. 

Als Nachfrager von Weiterbildung für die 

beschäftigten Mitarbeiter, wie als Anbieter 

von Weiterbildung kommt auch den Unter­

nehmen besondere Bedeutung zu. In Be­

schäftigungsbereichen, für die eine "job­

orientierte" Personalpolitik des "hire and 

fire" charakteristisch ist, bleibt praktisch kein 

Raum für Weiterbildung durch das Unter­

nehmen: für bestimmte Positionen mit defi­

nierten Tätigkeitsinhalten und Qualifika­

tionsanforderungen werden am allgemeinen 

Arbeitsmarkt-Bewerber rekrutiert, die über 

entsprechende Qualifikationen - meist "Je­

dermanns-Qualifikationen" - verfügen oder 

die über kurze, informelle Einweisungs- und 

Anlernprozesse für die Übernahme des 

"Jobs" qualifiziert werden können. Die Ein­

stellung erfolgt für die zu besetzende Stelle 

ohne die Perspektive einer beruflichen Ent­

wicklung im Betrieb und für eine begrenzte 

Beschäftigungsdauer. Im Prinzip handelt es 

sich bei diesen Arbeitskräften um die "fluk­

tuierende Randbelegschaft" von Unterneh­

men, auf die sich das Anpassungsrisiko kon­

junktureller Beschäftigungsschwankungen 

konzentriert, die mit relativ geringen Kosten 

am allgemeinen Arbeitsmarkt rekrutiert und 

auch wieder entlassen werden können und in 

deren berufliche Qualifikation das Unterneh­

men nicht investiert, so daß ein Verlassen des 

"sekundären" Arbeitsmarktsegmentes nicht 

möglich wird. Der sekundäre Arbeitsmarkt 

umfaßt daher die beruflichen Positionen mit 

schlechter Bezahlung, hohem Arbeitslosig­

keitsrisiko, hoher Fluktuation und fehlenden 

Weiterbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten. 

Grundsätzlich kann es für die Unternehmen 

auch keinen Anreiz geben, in generelle, am 

allgemeinen Arbeitsmarkt verwertbare be­

rufliche Qualifikationen von Mitarbeitern zu 

investieren. In dem Maße jedoch, als die ver­

mittelte Qualifikation unternehmensspezi­

fisch ist, d. h., Produktivität und Einkommen 

nur im ausbildenden Unternehmen erhöht, 

reduziert sich das Problem des Auftretens 

externer Effekte der Humankapitalinvesti­

tion . Das ausbildende Unternehmen kann 

sich einen Teil der Ausbildungserträge aneig­

nen , der die Rentabilität der Humankapital­

investition sichert. Mit unternehmensspezifi­

schen Kenntnissen und Fähigkeiten ist zu­

gleich eine Verminderung der Fluktuations­

rate verbunden, da der Wechsel des Arbeit­

gebers zur Entwertung unternehmensspezifi­

schen Humankapitals der Arbeitskräfte 

führt. Arbeitgeber und Arbeitnehmer sind in 

diesem Fall an einem Arbeitsverhältnis von 

längerer Dauer interessiert. Die Personalre­

krutierung erfolgt karriereorientiert, d. h. im 

Hinblick auf eine zunächst unbestimmte Ab­

folge beruflicher Positionen im Verlauf der 

Unternehmenszugehörigkeit, die sich durch 

die Mechanismen eines " internen Arbeits­

marktes" konkretisiert. 

Weiterbildung und eine karriereorientierte 

Personalrekrutierung und Personalpolitik 

von Unternehmen bedingen sich dabei ge­

genseitig. Weiterbildung vermittelt die für 

den Wechsel beruflicher Positionen und für 

den Aufstieg in der beruflichen Hierarchie 

notwendigen Kenntnisse und Fähigkeiten, 
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Weiterbildung wirkt als Mechanismus der 

Selektion und der Legitimation für die Zu­

ordnungsprozesse am internen Arbeitsmarkt, 

Weiterbildung erhält einen Optionswert, der 

tatsächliche Einkommens- und Positionsver­

besserungen ersetzen kann und wirkt als Lei­

stungsanreiz im Hinblick auf das Aufstiegs­

versprechen der betrieblichen Personalpoli­

tik. 

Umgekehrt ist die Karriereorientierung der 

Mitarbeiter - ein impliziter Arbeitskon­

trakt 1, der Dauerhaftigkeit und Sicherheit 

der Beschäftigung sowie Aufstiegsmöglich­

keiten verspricht - Voraussetzung für um­

fangreiche Humankapitalinvestitionen des 

Unternehmens durch Weiterbildung, deren 

Erträge weitgehend internalisiert werden 

können. Im Extrem führt diese Personalpoli­

tik zu einer faktischen Garantie der lebens­

langen Beschäftigung, wie sie für japanische 

Großunternehmen gilt. In jedem Fall gilt die­

se faktische Garantie jedoch für die Beschäf­

tigtengruppe einer "Stammbelegschaft" von 

Unternehmen, die vor Beschäftigungsrisiken 

weitgehend geschützt ist. Das "primäre" Ar­

beitsmarktsegment, das derartige berufliche 

Positionen umfaßt, zeichnet sich entspre­

chend durch gute Bezahlung, Weiterbil­

dungs- und Aufstiegsmöglichkeiten, geringes 

Arbeitslosigkeitsrisiko und geringe Fluktua­

tion aus. 

Offensichtlich kommt der Weiterbildung da­

mit eine Schlüsselfunktion zu für die duale 

Struktur von Arbeitsmarkt und Beschäfti­

gung, wobei wiederum die Weiterbildung in 

und durch Unternehmen die entscheidende 

Rolle spielt. Für die Unternehmen ergibt 

sich dabei ein Problem des Gleichgewichts 

zwischen Stabilität und Anpassungsfähigkeit 

der Beschäftigung. Den Vorteilen einer stabi­

len Beschäftigung, nicht zuletzt im Hinblick 

auf den Bestand an Humankapital in der Or­

ganisation des Unternehmens, steht die Ten­

denz zu Arbeit als "quasi-fixem" 2 Faktor in 

der Produktion des Unternehmens gegen­

über, die es bei instabiler Umwelt notwendig 

macht, ein Minimum an Anpassungsfähig­

keil zu erhalten. In der beschriebenen Duali­

sierung der Beschäftigung liegt ein Versuch, 

das Problem in einer kostenminimierenden 

Weise zu lösen. 

Die Bedeutung der betrieblichen Weiterbil­

dung für das primäre Segment des internen 

Arbeitsmarktes liegt nicht nur in der Ver­

mittlung funktional erforderlicher, unmittel­

bar produktiv einsetzbarer Kenntnisse und 

Fähigkeiten der Mitarbeiter, sondern auch in 

Effekten, die das Unternehmen als soziales 

System betreffen und die - über Produktivi­

tätswirkungen von Arbeitszufriedenheit und 

Motivation der Beschäftigten, Betriebsklima 

und Unternehmenskultur- nur längerfristig 

und indirekt einen Ertrag für die Weiterbil­

dungsinvestitionen des Unternehmens erwar­

ten lassen. Hierzu gehört auch ein durch 

Weiterbildung begründeter "Qualifikations­

überschuß" der Beschäftigten, der als Vor­

aussetzung arbeitsorganisatorischer Flexibi­

lität, für die Förderung von Innovationen und 

die Reduzierung von Innovationswiderstän­

den sowie die Bewältigung unvorhergesehe­

ner Störungen und nicht routinemäßiger Ab­

läufe wesentlich erscheint und hierdurch 

ebenfalls, wenn auch schwer erfaßbar, pro­

duktivitätswirksam wird. Unter dynamischen 

Bedingungen ist eine entsprechende Ultra­

stabilität des Unternehmens als das Finden 

neuer stabiler Zustände nach Störungen 

("Autopoiesis") eine wesentliche Vorausset­

zung der dauerhaften Wettbewerbsfähigkeit 

Auch die Effekte der betrieblichen Personal­

und Weiterbildungspolitik auf die Reputation 

des Unternehmens am Arbeitsmarkt gehören 

zu einem umfassenden Kalkül des Ertrages 

von Weiterbildungsinvestitionen. 

Evaluierung der Weiterbildung 

Notwendiger Bezugspunkt einer Evaluierung 

von Weiterbildung sind die konkreten Ziele, 

die mit einem bestimmten Weiterbildungs­

programm, mit den Aktivitäten einer Weiter-
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bildungsinstitution oder mit einem Gesamt­

system der Weiterbildung erreicht werden 

sollen. In bezug auf solche definierten Ziele 

läßt sich der Zielerreichungsgrad, d. h., die 

Effektivität eines Programms bestimmen. 

Als zweite Hauptdimension einer Evaluie­

rung lassen sich einem gegebenen Zielerrei­

chungsgrad, d. h. dem Nutzen eines Pro­

gramms, die damit verbundenen Kosten ge­

genüberstellen, um derart die Effizienz des 

Programms zu bestimmen. 

Während die Effizienzanalyse wenig Proble­

me aufweist und sich in ihrer Bedeutung al­

lein aus der Knappheit der verfügbaren Mit­

tel begründet, liegen die Schwierigkeiten in 

der Bestimmung des Zielerreichungsgrades. 

Vielfach sind bereits die Ziele nur allgemein 

und nicht operational definiert, stehen ver­

schiedene und mehrfache Zielsetzungen ne­

beneinander und spielen neben ökonomisch 

faßbaren und prinzipeil monetär bewertbaren 

auch außerökonomische, immaterielle Ziele 

eine wichtige Rolle. Hinzu kommt, daß die 

Programmeffekte in einer quasi-experimen­

tellen Situation isoliert und zugerechnet wer­

den müssen gegenüber einer Vielzahl von 

gleichzeitig wirksamen, schwer zu kontrol­

lierenden Einflußfaktoren. 

Für die berufliche Weiterbildung leiten sich 

die Ziele vom Arbeitsmarkt und vom Be­

schäftigungssystem ab. Aus der gesamtwirt­

schaftlichen Perspektive soll ein verbesserter 

Arbeitsmarktausgleich erreicht werden, in­

dem Weiterbildung die Mobilität von Ar­

beitskräften, die Substituierbarkeit von Qua­

lifikationen erhöht und strukturelle Arbeits­

losigkeit reduziert. Strukturelle Arbeitslosig­

keit ist nicht durch konjunkturell unzurei­

chende Arbeitskräftenachfrage bestimmt, 

sondern resultiert aus Abweichungen der 

Struktur von Arbeitsangebot und Arbeits­

kräftenachfrage (nach Qualifikation, Beruf, 

Region etc.), die die Flexibilität des Arbeits­

marktausgleichs zwischen den verschiede­

nen Teilarbeitsmärkten überfordern, so daß 

es zu einem Nebeneinander von Arbeits-



Iosigkeit und offenen Stellen kommt. 3 Neben 

der Beschäftigungspolitik, die das Niveau 

der gesamtwirtschaftlichen Aktivität zu steu­

ern versucht, dienen Weiterbildung und an­

dere Maßnahmen einer ausgleichenden Ar­

beitsmarktpolitik damit in qualüativ-struktu­

reller Hinsicht der Erreichung des Vollbe­

schäftigungszieles. Ein Großteil der berufli­

chen Weiterbildung kann dieser Zielsetzung 

zugeordnet werden. 

Zu dieser wirtschaftlichen Zielsetzung, die 

für den einzelnen die Sicherung von Be­

schäftigung, Einkommen und sozialem Sta­

tus bedeutet, können gesellschaftspolitische 

Ziele treten, wenn Weiterbildung eine zweite 

Chance des Qualifikationserwerbs und eine 

Umverteilung von Bildungs-, Berufs- und 

Einkommenschancen ermöglichen soll. Die­

ser Zielsetzung kommt besondere Bedeutung 

zu, wenn die "objektivierbare" Strukturie­

rung des Arbeitsmarktes nach Beruf, Quali­

fikation, regionalen Teilarbeitsmärkten etc. 

durch eine duale Struktur des Arbeitsmark­

tes überlagert wird, die durch hohe und dis­

kriminierend wirkende Mobilitätshemmnisse 

zwischen einem primären und einem sekun­

dären Arbeitsmarktsegment charakterisiert 

ist. 

Gegenüber den umfassenderen Zielsetzun­

gen staatlicher Weiterbildungspolitik _und ge­

genüber den individuellen Zielsetzungen und 

Erwartungen einzelner Weiterbildungsteil­

nehmer ergeben sich für einzelne Träger von 

Weiterbildung und Unternehmen zudem in­

stitutionsspezifische bzw. von den Unterneh­

menszielen abgeleitete Ziele der Weiterbil­

dung. Sieht man Wachstum und Innovations­

fahigkeit, Ertragskraft und Krisenstabilität 

als die wesentlichen Zieldimensionen der 

Unternehmenspolitik, so werden die Perso­

nal- und Weiterbildungspolitik vor allem dar­

auf gerichtet sein, Engpässe der Verfügbar­

keil von Humankapital zu vermeiden, das In­

novationspotential des Humankapitals im 

Unternehmen auszuschöpfen und Innova­

tionswiderstände abzubauen sowie die Fir-

menbindung und die Loyalität und Identifi­

kation der Mitarbeiter mit dem Betrieb zu 

stärken. 

I Notwendiger Bezugs­
punkt einer Evaluierung 

von Weiterbildung 
sind die konkreten Ziele, 

die mit einem 
Weiterbildungsprogramm, 

den Aktivitäten einer 
Weiterbildungsinstitution 
oder dem Gesamtsystem 

der Weiterbildung 
erreicht werden sollen 

In Form eher umfassender, empirisch-stati­

stischer Bestandsaufnahmen der Weiterbil­

dung liegen verschiedene Untersuchungen 

vor, die als eine Art von Effektivitätsanalyse 

interpretiert werden können. 4 Eine rechen­

hafte Evaluierung von Weiterbildungsinvesti­

tionen kann demgegenüber zunächst von ei­

nem makroökonomischen Ansatz ausgehen, 

indem der Effekt der Weiterbildung auf die 

Arbeitslosenrate analysiert wird. 5 Durch 

den Einsatz arbeitsmarktpolitischer Maßnah­

men verringerte sich demnach die Arbeitslo­

senquote in der Bundesrepublik um 2,3 Pro­

zentpunkte (ca. 700 000 Personen), wofür 

ca. 0,6 Prozent des Bruttosozialprodukts auf­

gewendet wurden (1985). In dieser Weise 

läßt sich ein Nettoeffekt auf die Arbeitslosig­

keit den Kosten arbeitsmarktpolitischer Pro­

gramme gegenüberstellen, wobei jedoch die 

Kontrolle des Einflusses anderer relevanter 

Variablen, wie etwa arbeits-und sozialrecht­

licher Änderungen, problematisch ist. 

Demgegenüber zielen mikroökonomisch 

orientierte Studien auf eine umfassendere, 

detaillierte Kosten-Nutzen-Analyse. Diese 

Ansätze sind nur in Form einer Fallstudie für 

spezifische Programme oder Weiterbildungs-

maßnahmen möglich. Ihre Problematik liegt 

darin, daß sie zwar für die untersuchten Pro­

gramme konkrete, gut abgesicherte Ergeb­

nisse liefern, die jedoch nicht verallgemeine­

rungsfahig und daher nur von beschränktem 

Interesse sind. Evaluierungen dieser Art 

können daher nur beispielhaft zeigen, daß 

sich Weiterbildung einzelwirtschaftlich oder 

gesamtwirtschaftlich "lohnt", allenfalls auch 

die Gründe für eine mangelnde Ertragsrate 

spezifischer Programme aufzeigen und damit 

Hinweise für die Gestaltung künftiger Wei­

terbildungsmaßnahmen geben. 

In verschiedenen Untersuchungen hat das In­

stitut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

die Wirksamkeit beruflicher Weiterbildung 

nach dem ArbeitsfOrderungsgesetz analy­

siert, wobei die Wiedereingliederungschan­

cen von Arbeitslosen den wesentlichen Indi­

kator für die Effektivität von Weiterbildungs­

maßnahmen darstellen. 6 Das Hauptproblem 

dieses Ansatzes liegt in der Bildung einer 

Kontrollgruppe, die erst eine Isolierung und 

Zurechnung von Programmeffekten ermög­

licht. Neben diesem grundlegenden methodi­

schen Problem weist eine kritische Ausein­

andersetzung mit den Untersuchungen des 

IAB 7 auch auf Mängel einer Stichtagsbe­

trachtung (Vorher-/Nachher-Anteil von Ar­

beitslosen) -gegenüber einer Verlaufsunter­

suchung des Teilnehmerverbleibs - sowie 

auf die Notwendigkeit eines umfassenderen 

Konzepts der Wirksamkeit von Weiterbil­

dungsmaßnahmen (z. B. "Qualität" des an­

schließenden Arbeitsplatzes) hin. Eine von 

den genannten Autoren durchgeführte 

"Hamburger" Wirkungsanalyse weist dage­

gen ein quasi-experimentelles Design mit ei­

ner speziell ausgewählten Kontrollgruppe 

von Nicht-Teilnehmern auf und stellt "auch 

unter Anlegung restriktiver Prüfungskrite­

rien" einen deutlichen Effekt von Fortbil­

dung und Umschulungen fest8, nämlich re­

lativ hohe Wiedereingliederungsergebnisse 

(70 Prozent gegenüber 40 Prozent der Kon­

trollgruppe), eine geringere Dauer der Ar­

beitslosigkeit von Teilnehmern, einen positi-
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ven Einkommenseffekt der Maßnahmen so­

wie einen positiven Effekt auf die berufliche 

Position der Teilnehmer. 

Gegenüber derartigen Effektivitätsanalysen, 

die auf die (Wieder-)Eingliederung in das 

Beschäftigungssystem und den Berufsverlauf 

abstellen, liegen insbesondere für die USA 

auch Evaluierungsstudien für Weiterbildungs­

programme vor, die im engeren Sinne dem 

Konzept einer Kosten-Nutzen-Analyse folgen. 

Eine relativ frühe Untersuchung hat den Ein­

fluß von Weiterbildungsmaßnahmen unter 

dem "Manpower Development and Training 

Act" auf die Einkommensentwicklung der 

Teilnehmer zum Gegenstand9
: Die Resultate 

zeigen eine Einkommenserhöhung zwischen 

$ 200 und $ 500 p. a. für die (männlichen, 

weißen) Teilnehmer und eine hohe Ertrags­

rate gegenüber dem Einkommensverlust 

während der Ausbildung bzw. gegenüber den 

gesamten Kosten der Programme. Eine spä­

tere Untersuchung desselben Autors richtet 

sich, mit einem vergleichbaren methodi­

schen Ansatz, auf den Effekt von Weiterbil­

dungsprogrammen unter dem nachfolgenden 

"Comprehensive Employment and Training 

Act". 10 Die Ergebnisse zeigen vor allem für 

Frauen einen erheblichen Einkommenseffekt 

der Teilnahme in der Größenordnung von 

800- 1 500 $ p. a., doch sind die empirischen 

Ergebnisse, insbesondere bei männlichen 

Teilnehmern, zugleich sehr sensitiv im Hin­

blick auf alternative Annahmen des zugrunde 

liegenden Modells. 

Experimentelle Daten liegen für ein Beschäf­

tigungsprogramm Mitte der 70er Jahre in den 

USA vor (National Supported Work Demon­

stration) , das der Beschäftigungsintegration 

von benachteiligten Arbeitskräften ohne be­

rufliche Qualifikation dienen sollte. Die 

Auswahl der Teilnehmer für dieses Pro­

gramm erfolgte nach dem Zufallsprinzip, 

wobei nicht Aufgenommene als Kontroll­

gruppe in ihrem Berufs- und Einkommens­

verlauf mit erfaßt wurden. Eine Evaluierung 

dieses Programms 11 ergibt eine unverzerrte 

Schätzung des Beschäftigungs- bzw. Ausbil­

dungseffektes auf das jährliche Einkommen 

der "treatment"-Gruppe von knapp 900$. 

Zusätzlich noch wird in der zitierten Studie 

statt des Bezugs auf die Kontrollgruppe die 

Vorgehensweise bisheriger ökonometrischer 

Evaluierungsstudien angewandt, um das Pro­

gramm bzw. um derartige Studien zu "eva­

luieren". Dabei zeigt sich eine beträchtliche 

Sensitivität der Ergebnisse im Hinblick auf 

die Zusammensetzung der Vergleichsgruppe 

und die Spezifikation des ökonometrischen 

Schätzmodells sowie eine erhebliche Abwei­

chung der ermittelten Einkommenseffekte 

des Programms von den Resultaten , die auf­

grund der experimentellen Daten gewonnen 

wurden. Dieser Test demonstriert damit ein­

drucksvoll, daß gegenüber der Ermittlung 

von Weiterbildungseffekten durch ökonome­

trische Schätzmethoden große Vorsicht ange­

bracht ist. 

Schlußbemerkungen 

Der wachsende Umfang der Weiterbildung 

ist in der wissenschaftlichen Diskussion bis­

lang vor allem unter pädagogischen und bil­

dungspolitischen Aspekten untersucht und 

kommentiert worden, während ökonomische 

Zusammenhänge wenig Aufmerksamkeit ge­

funden haben. Die Veränderungen von Wirt­

schaft und Arbeitsmarkt in den 90er Jahren 

werden die Bedeutung der Weiterbildung 

noch erhöhen. Mit wachsenden Kosten der 

Weiterbildung und reduzierten Finanzierungs­

spielräumen der öffentlichen Budgets werden 

insbesondere Fragen der Effektivität von 

Weiterbildung verstärktes Interesse finden. 

Die Evaluierung von Programmen, Fragen 

der Wirksamkeit bzw. der Kosten und Erträ­

ge von Weiterbildung, haben in den USA zu 

einer umfangreichen Literatur geführt. Die 

empirischen Befunde und Weiterentwicklun­

gen des methodischen Ansatzes der Untersu-
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chungen ergeben ein insgesamt unbefriedi­

gendes Bild mit einer hohen Varianz und 

eher starken Sensitivität der Ergebnisse im 

Hinblick auf Vergleichsgruppen und Modell­

spezifikation. Die nur wenig übereinstim­

menden Ergebnisse haben in den USA zur 

Forderung nach experimentellen Methoden 

zur Überprüfung der Wirksamkeit von Wei­

terbildung geführt, da nur über die zufallsbe­

stimmte Auswahl von Teilnehmern und 

Nicht-Teilnehmern die Selektionsverzerrung 

im Hinblick auf verschiedene nicht-kontrol­

lierte Variablen des Ausbildungs- und Arbeits­

markterfolges ausgeschaltet werden kann 

(Motivation, Leistungsorientierung etc.). 

Auch wenn experimentelle Methoden zur 

Evaluierung von Programmeffekten ange­

wandt werden und positive Resultate von 

Weiterbildungsmaßnahmen zeigen, gilt doch 

für eine effektive Politik in diesem Bereich, 

daß der Erfolg künftiger Strategien und Pro­

gramme wesentlich von der Abstimmung 

von Inhalten, Strukturen, Organisationsfor­

men etc. auf die spezifischen Rahmenbedin­

gungen der jeweiligen Wirtschafts- und Ar­

beitsmarktsituation sowie auf die Vorausset­

zungen der Adressatengruppe bestimmt sein 

wird. Damit sind Planungsfragen auf der Mi­

kroebene konkreter Weiterbildungsmaßnah­

men angesprochen, für deren Lösung zwar 

die Erfahrungen aus Evaluierungsansätzen 

genutzt werden können, die jedoch zugleich 

auch eine umfassendere Perspektive voraus­

setzen. 

Die bislang vorliegenden Wirkungsanalysen 

für Programme beruflicher Weiterbildung 

haben eher die Schwierigkeiten und die me­

thodischen Probleme einer Evaluierung auf­

gezeigt, als daß sie in der arbeitsmarktpoliti­

schen Frage der Art und des Umfangs einer 

Förderung der am Arbeitsmarkt Beteiligten 

klare Aussagen zulassen würden. Ein Fort­

schritt gegenüber dieser noch unbefriedigen­

den Situation läßt sich insbesondere von ver­

gleichenden Untersuchungen verschiedener 

Programme erwarten. 
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Berufsbildung E.Europa 

Vorbemerkung 

Die Entwicklung zu einem europäischen Qualifi­

zierungsraum war das Motto des Europäischen 

Forums der beruflichen Bildung, das die Kommis­

sion der Europäischen Gemeinschaften vom 8. bis 

10. November 1993 in Brüssel veranstaltet hat. 11:m 

dem K.ongreß, an dem rund 600 Berufsbildungs­

planer, -praktiker, -forscher und Politiker aus 

allen Ländern der Europäischen Union teilnah­

men, wurden Impulse zur Qualitätssteigerung und 

zur Stärkung des Innovationspotentials in Bildung 

und Ausbildung erwartet. In drei Arbeitskreisen 

wurden in erster Linie Möglichkeiten zur Siche­

rung einer fundierten beruflichen Ausbildung für 

alle Jugendlichen, die Bedeutung der Qualifizie­

rung für den industriellen Wandlungsprozeß sowie 

Probleme und Perspektiven der Transparenz und 

Übertragbarkeit von Befähigungsnachweisen dis­

kutiert. 

An dem Workshop über "Das Prinzip der Partner­

schaft in einem offenen europäischen Bildungs­

raum" waren Mitarbeiter des Bundesinstituts maß­

geblich beteiligt. In seinem Beitrag stellt Hermann 

Schmidt übergreifend die Ergebnisse und Vorschlä­

ge dieser Diskussion dar, nennt konkrete Schritte 

zur Schaffung von Transparenz und Anerkennung 

und unterstreicht die Rolle der Sozialpartner für 

Berufsausbildung urul Qualifizierung in Europa. 

Eine umfassende Beschreibung der Funktion der 

Arbeitgeberorganisationen und Gewerkschaften 

auf nationaler uru1 auf europäischer Ebene liefert 

Richard Koch in seinem Beitrag über Grundstruk­

turen der Mitwirkung der Sozialpartner, der eine 

Grundlage für die Diskussion des Arbeitskreises 

"Eine soziale Partnerschaft für die Qualifizie­

rung" bildete. 

Beide Texte sind im folgenden im Wortlaut abge­

druckt. 

Das Prinzip der Partnerschaft 
in einem offenen europäischen Raum 
für Berufsausbildung und 
Qualifizierung 

Hermann Schmidt 
Dr. rer. pol., Generalsekre­

tär des Bundesinstituts für 

Berufsbildung 

Transparenz und Anerkennung 
von Qualifikationen 

Transparenz über die Qualifikationen und 

die Anerkennung beruflicher Abschlüsse 

werden in der europäischen Berufsbildungs­

diskussion mit Recht als sehr unterschied­

liche Sachverhalte angesehen und sollten 

deshalb getrennt behandelt werden. Ihnen 

wird nämlich von Arbeitgebern und Arbeit­

nehmern unterschiedliche Bedeutung bei­

gemessen. 

Bedürfnis nach mehr Transparenz 
der Qualifikationen 

Es gibt ein verbreitetes Bedürfnis nach mehr 

Transparenz der Qualifikationen bei den So­

zialpartnern wie bei den nationalen Regie­

rungen. Dabei wird von Arbeitgeber- und 

Gewerkschaftsseite deutlich gemacht, daß es 

innerhalb der einzelnen Staaten durchaus 

auch an einer Transparenz der beruflichen 

Qualifikationen mangelt. Um eine europäi­

sche Transparenz der Berufsqualifikationen 

zu erreichen, scheint es angemessen, zu­

nächst einmal die nationalen Qualifikationen 

präzise zu definieren und gleichzeitig die eu­

ropäische Transparenz zu verbessern. 

Das Bedürfnis nach Anerkennung von Quali­

fikationen ist eher ein Bedürfnis der einzel­

nen Arbeitnehmer als der Beschäftiger. Für 

das Individuum hat die Anerkennung einer 

Qualifikation nicht nur Bedeutung für die 

Bewerbung um Beschäftigung und Entloh-
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nung, sondern auch beim beruflichen Auf­

stieg durch Weiterbildung und in der Sozial­

versicherung. 

Hindernisse 

Als wichtigste Hindernisse für einen offenen 

europäischen Arbeits- und Qualifizierungs­

markt gelten: 

• die Unterschiedlichkeit der Systeme und 

• die mangelnden Fremdsprachenkenntnis­

se, die von vielen als das entscheidende Hin­

dernis überhaupt angesehen werden. 

Mittel zur Lösung der Probleme 

Als Mittel zur Lösung der genannten Proble­

me wurden von den Teilnehmern des Forums 

folgende Vorschläge gemacht: 

• Information und Kooperation zwischen 

den nationalen Berufsbildungssystemen müs­

sen zur Erlangung der Transparenz verstärkt 

werden. Es hat sich gezeigt, daß dadurch 

auch ein gegenseitiger Lernprozeß ausgelöst 

wird , der zur Qualitätsverbesserung der Be­

rufsbildungssysteme führt . 

• Das Fremdsprachenlernen kann durch 

formale Bildungsangebote in der beruflichen 

Bildung kurzfristig nicht erheblich ausgewei­

tet werden. Deshalb ist der Austausch von 

Qualifikanten in der beruflichen Bildung er­

heblich zu verstärken. Fremdsprachenlernen 

durch berufliche Tätigkeit sollte als europäi­

sches Element Bestandteil der Berufskarrie­

ren auch von Facharbeitern und Fachange­

stellten werden. 

• Die Weiterentwicklung des "individuel­

len Portfolios" (auch: Berufsbildungspaß) 

wird als eine wichtige Maßnahme zur Ver­

besserung der Transparenz und als wichtige 

Voraussetzung für die individuelle Anerken­

nung von Abschlüssen und Qualifikationen 

angesehen. 

• Die Vielfalt der Qualifizierungssysteme 

sollte produktiver genutzt werden. Hierzu 

werden europäische Orientierungen für die 

Weiterentwicklung beruflicher Qualifikatio­

nen in den kommenden Jahren erforderlich. 

Es wird als die wichtigste Funktion der So­

zialpartner angesehen, die zukünftige Rolle 

der Facharbeiter und Fachangestellten in Eu­

ropa zu beschreiben und so den Regierungen 

und den Berufsbildungssystemen die notwen­

dige Orientierung für Qualifizierungsmaß­

nahmen zu geben. Zum Verfahren wird vor­

geschlagen, von der sektoralen Ebene auszu­

gehen und die Entwicklungen transnational 

voranzutreiben. Diese neuen Entwicklungen 

sollten in Modellversuchen zur Entwicklung 

europäischer Qualifikationen erprobt wer­

den. Die Berufsbildungsforschung sollte die 

Planung, Begleitung und Evaluierung dieser 

Modelle unterstützen bzw. durchführen. 

• Für eine generelle gegenseitige Anerken­

nung von beruflichen Abschlüssen auf euro­

päischer Ebene wird kurzfristig keine Mög­

lichkeit gesehen. Die individuelle Anerken­

nung von beruflichen Qualifikationen ist 

Sache der einzelnen Mitgliedsstaaten. 

Soziale Partnerschaft für die 
Qualifizierung 

Die soziale Partnerschaft in Europa wird als 

ein wesentliches Element des sozialen Frie­

dens und als produktiver Faktor in der Wirt­

schaft angesehen und ist deshalb in der Euro­

päischen Akte (Sozialer Dialog) und im 

Maastrichter Vertrag (Beteiligung an der po­

litischen Entscheidungsfindung; europäische 

Kollektivvertragshoheit) politisch anerkannt 

worden. 

Eine soziale Partnerschaft für die Qualifizie­

rung wird deshalb als europäischer Wettbe­

werbsvorteil im globalen Wettbewerb ange­

sehen. Die Entwicklung der sozialen Part­

nerschaft für Qualifizierung ist auf den ver­

schiedenen Ebenen (sektoral , regional , na-

tional , europäisch) noch sehr unterschiedlich 

ausgeprägt. Ihre zügige Weiterentwicklung 

erscheint im Hinblick auf die rein staatlichen 

Qualifizierungsmaßnahmen als notwendig 

und dringend. 

Welche Rolle können die 
Sozialpartner zukünftig in der 
europäischen Qualifizierung 
spielen? 

Nachdem die Regierungen weltweit große 

Schwierigkeiten damit haben, die Ausbil­

dungsziele und Lehrpläne dem schnellen 

technischen und wirtschaftlichen Wandel an­

zupassen, werden die Sozialpartner in immer 

mehr Ländern in den Planungs- und Durch­

führungsprozeß der Qualifizierung einbezo­

gen. In diesem Zusammenhang können die 

Sozialpartner folgende Aufgaben erfüllen: 

• Die zukünftige Rolle qualifizierter Ar­

beitnehmer in verschiedenen Sektoren und 

Funktionen beschreiben; 

• die Auswirkungen von technischen und 

arbeitsorganisatorischen Veränderungen auf 

den Qualifizierungsbedarf aufzeigen; 

• die Möglichkeiten des Zusammenwirkens 

von Unternehmen und staatlichen Bildungs­

instituten für die Qualifizierung darstellen; 

• konkrete Probleme der Transparenz und 

Anerkennung von Qualifikationen sowie des 

SprachenJemens lösen helfen; 

• Überlegungen für europäische Qualifizie­

rungsstandards der Zukunft anstellen. 

Um diese Rolle in Europa effizient spielen zu 

können, wünschen sich die Sozialpartner 

einen kompetenten Partner in der EG-Kom­

rnission , der die bisher getrennten Zustän­

digkeiten für die berufliche Bildung in sich 

vereinigt und verantwortlich koordiniert. 
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Welche Schritte sind besonders 
dringlich? 

Die europäische Form der Kooperation der 

Sozialpartner in der Qual ifizierung sollte im 

weltweiten Qualifizierungswettbewerb wei­

terentwickelt werden. 

Die sektorale, regionale, nationale und die 

europäische Ebene der Sozialpartnerschaft 

sollten ihre Aufgaben komplementär ausbau­

en, damit sie sich nicht gegenseitig blockie­

ren. 

Die sektorale Sozialpartnerschaft wird als 

besonders geeignet angesehen, europäische 

Qualifikationsstandards zu entwickeln. 

Grundstrukturen der Mitwirkung 
der Sozialpartner in den Mitglieds­
staaten und auf der Gemeinschafts­
ebene1 

Richard Koch 
Dr. rer. pol. , Leiter der 

Abteilung 5.3 " Internatio­

naler Vergleich beruflicher 

Bildung" im Bundesinstitut 

für Berufsbildung, Berlin 

Das Zusammenwachsen Europas 
im Bereich der beruflichen Bildung 
beruht zu einem wesentlichen Teil 
auf der Mitwirkung der Sozialpart­
ner. Die Bedeutung von Arbeit­
geberverbänden und Gewerkschaf­

ten bei der staatlichen Regulierung 
der beruflichen Bildung weist in 
den einzelnen Ländern der Europäi­
schen Union erhebliche Unterschie­
de auf. Die Ausgangspositionen, 
die Mitwirkung auf nationaler und 
auf Gemeinschaftsebene werden 
an ausgewählten Beispielen darge­

stellt und unter bildungspolitischen 
Aspekten erörtert. 

Ausgangspositionen der 
Arbeitgeberverbände und 
Gewerkschaften 

Auch wenn im Bereich der beruflichen Bil­

dung die Interessengegensätze zwischen Ar­

beitgeberverbänden und Gewerkschaften im 

allgemeinen geringer ausgeprägt sind als in 

anderen Feldern , bestehen in konkreten Fra­

gen des Zugangs, der Regelung, der Finan­

zierung und des Stellenwerts beruflicher Bil­

dung unterschiedliche Auffassungen. Für die 

Arbeitgeberorganisationen steht eine mög­

lichst kostengünstige Versorgung der Betrie­

be mit den benötigten Qualiftkationen im 

Vordergrund. Für die berufliche Erstausbil­

dung akzeptieren sie im Grundsatz staatliche 

Rahmenregelungen. Für die berufliche Wei­

terbildung stehen sie in den meisten Mit-
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gliedsstaaten gesetzlichen, aber auch kollek­

tivvertragliehen Regelungen reserviert gegen­

über. Die Gewerkschaften sehen berufliche 

Qualifikationen demgegenüber vor allem aus 

der Perspektive der Persönlichkeitsentwick­

lung, der Erwerbs- und beruflichen Entwick­

lungschancen sowie der Freizügigkeit der 

Arbeitnehmer, die sie durch geeignete Rege­

lungen abgesichert wissen wollen. Arbeit­

geberorganisationen und Gewerkschaften tei­

len das Interesse, staatlichen Eingriffen in ihre 

Interessenssphäre durch gemeinsame Aktivi­

täten vorzubeugen oder sie zu vermeiden. 

Auch im Hinblick auf die Frage, auf welche 

Weise das Zusammenwachsen Europas im 

Bereich der beruflichen Bildung gefördert 

werden kann, vertreten Arbeitgeberverbände 

und Gewerkschaften eher unterschiedliche 

Positionen. Während die Arbeitgeber im 

Wettbewerb der vielfaltigen Strukturen und 

Konzepte der beruflichen Bildung in den ein­

zelnen Mitgliedsstaaten die beste Chance 

sehen, in der gesamten Gemeinschaft eine 

bessere Qualität der Berufsbildung zu errei­

chen, befürworten die Gewerkschaften ein 

Mindestmaß an einheitlichen Regelungen. 

Allerdings sind die Auffassungen sowohl im 

Arbeitgeber- als auch im Gewerkschaftslager 

keineswegs einheitlich. Die Arbeitgeberver­

bände und teilweise auch die Gewerkschaf­

ten vor allem der west- und nordeuropäi­

schen Mitgliedsstaaten stehen Initiativen und 

Vorschlägen der Kommission eher skeptisch 

gegenüber, da sie unzulässige oder unge­

rechtfertigte Eingriffe in die nationalen Be­

rufsbildungssysteme oder ihre Vorrechte be­

fürchten. Die Gewerkschaften sehen in Ge­

meinschaftsmaßnahmen jedoch verschiedent­

lich auch ein Mittel, um ihren Forderungen 

auf nationaler Ebene Nachdruck zu verleihen. 

Mitwirkung der 
Mitgliedsstaaten 

Die Bereiche und die Reichweite der Mitwir­

kung der Arbeitgeberverbände und der Ge-

werkschaften an der staatlichen Regulierung 

der beruflichen Bildung und die Formen und 

Ebenen ihrer Zusammenarbeit gestalten sich 

in den einzelnen Mitgliedsstaaten unter­

schiedlich. Generelle Aussagen über die Si­

tuation und Entwicklungstendenzen in diesem 

Bereich sind nur sehr begrenzt möglich. 2 

Duale Qualifizierungssysteme stärken 
die Rolle der Sozialpartner 

In den Mitgliedsstaaten mit überwiegend 

schulischer Berufsausbildung spielt der Staat 

eine dominante Rolle und die Beteiligung der 

Sozialpartner bleibt in der Regel auf eine be­

ratende Funktion beschränkt. In dem Maße, 

wie in diesen Mitgliedsstaaten vermehrt For­

men einer zwischen Schule und Betrieb al­

ternierenden Ausbildung eingeführt werden, 

wächst auch dort der Einfluß der Sozialpart­

ner. Allerdings haben die Sozialpartner in 

Ausbildungssystemen, die stärker in das Be­

schäftigungssystem integriert sind, nach wie 

vor deutlich größere Einflußmöglichkeiten. 

Die Regierungen der meisten Mitgliedsstaa­

ten konsultieren beide Sozialpartner, bevor 

neue Programme oder Verordnungen verab­

schiedet werden. Insbesondere wenn es sich 

um Programme oder Ausbildungsgänge han­

delt, die nur unter Mitwirkung der Betriebe 

durchgeführt werden können, wird vielfach 

erst nach einem Konsens beider Seiten ent­

schieden. 3 Letzteres gilt vor allem für Mit­

gliedsstaaten mit einer sozialpartnerschaftli­

ehen Tradition wie Dänemark, den Nieder­

landen oder Deutschland, in denen die pari­

tätische Beteiligung entweder gesetzlich in­

stitutionalisiert ist oder auf allgemein akzep­

tierten Spielregeln beruht. In anderen Mit­

gliedsstaaten wie z. B. Großbritannien kommt 

der Arbeitgeberseite ein größerer Einfluß zu. 

Die Regierungen sehen in der Konsultation 

der Sozialpartner im allgemeinen ein Mittel, 

um die Qualifikationsbedarfe der Betriebe 

und Arbeitnehmer besser abschätzen und die 

Akzeptanz staatlicher Regelungen gewähr­

leisten zu können. 

Weiterbildung -
Domäne der Sozialpartner 

Im Bereich der beruflichen Weiterbildung 

von Arbeitnehmern ist der staatliche Einfluß 

meist zugunsten einer größeren Entschei­

dungsfreiheit der Unternehmen oder der 

Selbstregulierung durch die Sozialpartner 

auf vertraglicher Basis zurückgenommen. In 

einer Reihe von Mitgliedsstaaten (beispiels­

weise Frankreich, Niederlande, Griechen­

land) nutzen die Sozialpartner vermehrt auch 

das Instrument kollektivvertraglicher Rege­

lungen entweder zur Vorbereitung von oder 

als Alternative zu gesetzlichen Regelungen. 

Letzteres gilt vor allem für die sektorielle 

Ebene. Die Weiterbildung von Problemgrup­

pen des Arbeitsmarktes wie z. B. für Lang­

zeitarbeitslose und Berufsrückkehrerinnen 

liegt demgegenüber weitgehend in öffent­

licher Verantwortung. 

Über einen längeren Zeitraum betrachtet, ist 

in den meisten Mitgliedsstaaten ein gewach­

sener Einfluß beider Sozialpartner in der be­

ruflichen Bildung festzustellen. Dies ist nicht 

zuletzt an der vermehrten Einrichtung tripar­

tider Institutionen für diesen Bereich zu er­

kennen. Dazu beigetragen hat sicherlich, daß 

die berufliche Bildung zu einem wichtigen 

Instrument für die Bewältigung des raschen 

wirtschaftlich-technischen Strukturwandels 

und seiner sozialen Folgen wurde und sich 

die Regierungen immer weniger in der Lage 

sahen, alleine die notwendigen Folgerungen 

für die Gestaltung der beruflichen Bildung 

zu ziehen. 

Mitwirkung auf der 
Gemeinschaftsebene 

Europäisierung des Qualifizierungs­
problems 

Mit den wachsenden wirtschaftlichen, öko­

logischen, sozialen und kulturellen Verflech-
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tungen zwischen den Mitgliedsstaaten der 

Europäischen Union muß auch die beruf­

liche Aus- und Weiterbildung immer mehr 

aus supranationaler Sicht betrachtet werden. 

Hinzu kommt, daß der Standortwettbewerb 

nicht mehr nur zwischen den Mitgliedsstaa­

ten stattfindet, sondern es auch um die inter­

nationale Wettbewerbsfahigkeit des euro­

päischen Wirtschaftsraumes geht. Zahlreiche 

Probleme, zu deren Bewältigung auch die 

berufliche Bildung beitragen kann, sind den 

Mitgliedsstaaten gemeinsam und können 

immer weniger allein bewältigt werden. An 

erster Stelle stehen dabei die Sicherung der 

volkswirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit, 

eine hohe Arbeitslosigkeit bei zum Teil 

gleichzeitigem Fachkräftemangel und regio­

nalen Disparitäten. 

Beratung der Kommission 

Die wachsende Bedeutung von Problemlö­

sungen auf der Gemeinschaftsebene hat die 

Sozialpartner schon vor geraumer Zeit ver­

anlaßt, eigene europäische Spitzenverbände 

der Arbeitnehmer (EGB), der privaten Ar­

beitgeber (UNICE) und der öffentlichen Ar­

beitgeber (CEEP) zu gründen. Inzwischen 

ist die Mitwirkung der Sozialpartner auf eu­

ropäischer Ebene im Bereich der beruflichen 

Bildung durch eine Reihe von Ausschüssen 

institutionalisiert. Neben dem Wirtschafts­

und Sozialausschuß, der von der Kommis­

sion der Europäischen Gemeinschaften zu 

allen Vorlagen an den Rat angehört werden 

muß, ist der Beratende Ausschuß für Berufs­

bildung besonders hervorzuheben. Dieser 

"befaßt sich vor allem mit strategischen Fra­

gen, berät die Kommission bei der Ausarbei­

tung von Vorlagen und untersucht, welche 

Auswirkungen sich hieraus für die Mit­

gliedsstaaten ergeben". 4 Zu erwähnen sind 

auch der Ausschuß des Sozialfonds und der 

Ständige Ausschuß für Beschäftigungsfragen 

sowie, nicht zuletzt, die beratenden Aus­

schüsse für die europäischen Berufsbildungs­

programme. 

Sozialer Dialog 

Die zweite Form der Mitwirkung ist die 

Konzertierung zwischen den europäischen 

Spitzenverbänden der Sozialpartner EGB, 

UNICE und CEEP. Dieser sog. Soziale Dia­

log fand mit der Einheitlichen Europäischen 

Akte 1986 Aufnahme in den EWG-Vertrag 

und wurde mit dem Maastrichter Vertrag 

weiter aufgewertet. Es gehört danach explizit 

zu den Aufgaben der Kommission , "den 

Dialog zwischen den Sozialpartnern auf eu­

ropäischer Ebene zu entwickeln" [Art. 118b 

EG-Vertrag (EGV)]. Der Soziale Dialog 

bringt den Sozialpartnern die Möglichkeit, 

"eine große Bandbreite von Themen im ge­

samteuropäischen Rahmen zu beraten" 5 und 

ihre Auffassung in gemeinsamen Stellung­

nahmen Goint opinions) zum Ausdruck zu 

bringen. 

Subsidiaritätsprinzip in der 
Berufsbildungspolitik 

Die Mitwirkungsmöglichkeiten der Sozial­

partner auf Gemeinschaftsebene werden we­

sentlich durch die Kompetenzen der Gemein­

schaft gegenüber den Mitgliedsstaaten be­

stimmt. Nach dem in Art. 3 b EGV veranker­

ten Subsidiaritätsprinzip wird die Gemein­

schaft in den Bereichen, die nicht in ihre aus­

schließliche Zuständigkeit fallen , ". . . nur 

tätig, sofern und soweit die Ziele der in Be­

tracht gezogenen Maßnahmen auf Ebene der 

Mitgliedsstaaten nicht ausreichend erreicht 

werden können und daher wegen ihres Um­

fangs oder ihrer Wirkungen besser auf Ge­

meinschaftsebene erreicht werden können." 

Im Hinblick auf den Bereich der beruflichen 

Bildung bedeutet dies nach Art. 127 EGV, 

daß "die Gemeinschaft eine Politik der be­

ruflichen Bildung (führt) , welche die Maß­

nahmen der Mitgliedsstaaten unter strikter 

Beachtung der Verantwortung der Mitglieds­

staaten für Inhalt und Gestaltung der beruf­

lichen Bildung unterstützt und ergänzt". Die 
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Mitgliedsstaaten müssen ihrerseits ihre Maß­

nahmen nach Art. 5 EGV an den Zielen der 

Gemeinschaft ausrichten, die für die beruf­

liche Bildung im Art. 127 Abs. 2 EGV nieder­

gelegt sind. Unterschiedliche Auslegungen 

des Subsidiaritätsprinzips führen immer wie­

der zu Kontroversen über die jeweiligen 

Kompetenzen insbesondere zwischen der 

Kommission und einer Reihe von Regierun­

gen, wodurch inhaltliche Auseinanderset­

zungen über die Vorschläge der Kommission 

teilweise in den Hintergrund gedrängt wer­

den. 

Die qualifizierten Mehrheitsentscheidungen 

im Rat zwingen Arbeitgeberverbände und 

Gewerkschaften, verstärkt ihre Einflußmög­

lichkeiten auf europäischer Ebene zu su­

chen. Zudem ist es für die Sozialpartner we­

gen des Vorschlagsrechts der Kommission 

wichtig, frühzeitig im Vorfeld der Konzipie­

rung von geplanten Gemeinschaftsmaßnah­

men einbezogen zu werden. 

Vertragliche Beziehungen der Sozial­
partner auf europäischer Ebene -
eine Chance 

Das Gemeinschaftsrecht kennt nach Maas­

tricht nicht nur die Subsidiarität der Gemein­

schaft gegenüber den Mitgliedsstaaten, son­

dern auch die Subsidiarität der Gemeinschaft 

gegenüber den auf Gemeinschaftsebene han­

delnden Sozialpartnern. Deren Kooperation 

muß nicht auf unverbindliche Stellungnahmen 

beschränkt bleiben, sondern kann nach Art. 

118 b EGV, "wenn diese es für wünschens­

wert halten, zu vertraglichen Beziehungen 

führen". Dieser Artikel eröffnet ein Feld für 

eigenverantwortliche Initiativen und Ver­

handlungen der Sozialpartner auf europäi­

scher Ebene. Es ist die Aufgabe der Sozial­

partner, auf allen Ebenen auszuloten, bei 

welchen Gestaltungsfragen in der beruflichen 

Bildung der Weg kollektivvertraglicher Ver­

einbarungen beschritten werden sollte und 

wann gemeinsamen Empfehlungen oder einer 



konsultativen Rolle der Sozialpartner gegen­

über den Regierungen der Vorzug zu geben 

ist. 

Zur Möglichkeit direkter vertraglicher Ver­

handlungen zwischen den europäischen Spit­

zenverbänden nehmen vor allem die Arbeit­

geber eine eher ambivalente Haltung ein. Sie 

sehen einerseits die Gefahr, daß durch Kol­

lektivverträge in gleicher Weise wie durch 

Gemeinschaftsrichtlinien die faktischen 

Handlungsspielräume der Unternehmen im 

Bereich beruflicher Qualifikation geschmä­

lert werden und auf diese zusätzliche finan­

zielle Belastungen zukommen könnten. An­

dererseits sehen sie die Chance, durch direk­

te Verhandlungen möglicherweise weiterrei­

chenden gesetzlichen Regelungen entgegen­

wirken zu können. Diese würden allerdings 

ein entsprechendes Verhandlungsmandat der 

nationalen Verbände voraussetzen. 6 Ge­

meinsame Auffassung ist, "daß es hinsicht­

lich der Autonomie der Sozialpartner und 

des Subsidiaritätsprinzips wichtig ist, Rah­

menvereinbarungen auf europäischer Ebene 

abzuschließen, deren Anwendung in den 

Mitgliedsstaaten auf angemessener Ebene 

und unter Berücksichtigung der den Sozial­

partnern jedes Mitgliedsstaates eigenen Ver­

fahren durchgeführt wird". 7 

Europäische Strategien und 
nationale Interessen 

Für die Wirkungsmöglichkeiten der europäi­

schen Spitzenverbände ist von Bedeutung, 

welches Engagement die unteren Ebenen für 

das Thema Europa aufbringen. Europäische 

Fragestellungen der beruflichen Bildung be­

sitzen bei den nationalen Verbänden vielfach 

nur einen begrenzten Stellenwert. Die So­

zialpartner auf der nationalen, regionalen 

und sektoriellen Ebene sind aber wesentliche 

Akteure nicht nur für die Umsetzung der Er­

gebnisse des europäischen Sozialen Dialogs, 

sondern auch der Initiativen der Gemein­

schaft . 

Lobby oder Politikgestaltung? 

Die europäischen Aktivitäten der nationalen 

Organisationen der Sozialpartner bestanden 

im Bereich der beruflichen Bildung in der 

Vergangenheit überwiegend darin, ihre je­

weiligen Interessen auf Gemeinschaftsebene 

geltend zu machen. Dabei nutzten sie viel­

fach auch die Abstimmung auf nationaler 

Ebene untereinander und mit der Regierung, 

wenn gemeinsame nationale Positionen eher 

erreichbar waren als gemeinsame Positionen 

mit ihren jeweiligen ausländischen Partner­

organisationen. Darüber hinaus legten die 

Sozialpartner im Rahmen des europäischen 

Sozialen Dialogs eine Reihe gemeinsamer 

Stellungnahmen Uoint opinions) vor. Dies ist 

insofern bemerkenswert, als die Positionen 

der europäischen Spitzenverbände auf den 

durchaus nicht immer einheitlichen Positio­

nen ihrer nationalen Mitgliedsverbände auf­

bauen müssen. Bislang sind die gemeinsamen 

Stellungnahmen allerdings eher von allge­

meinen und relativ unverbindlichen Grund­

sätzen und Zielsetzungen geprägt. Um ihren 

Einfluß auf die Gestaltung der europäischen 

Berufsbildung zu stärken, müßten die Sozial­

partner in verstärktem Maße selbst mit ge­

meinsamen Vorschlägen initiativ werden. Erst 

wenn der Konzertierung untereinander mehr 

Raum gegeben wird, kann auch von einer 

europäischen Sozialpartnerschaft für die be­

rufliche Qualifizierung gesprochen werden. 

Die sektorielle Ebene bietet sich hier im be­

sonderen Maße an. 

Rolle der Sozialpartner bei 
ausgewählten Problemen der 
beruflichen Qualifizierung 

Zukünftige Qualifikationsbedarfe der 
Betriebe und der Arbeitnehmer 

Der wachsende internationale Wettbewerb 

zwingt die Wirtschaft in allen Mitgliedsstaa-

ten dazu , traditionelle, häufig tayloristisch 

geprägte Formen der Arbeitsorganisation zu 

überdenken und neue Produktionskonzepte 

zu entwickeln. An die Stelle eng spezialisier­

ter, repetitiver und extern kontrollierter Ar­

beitsaufgaben treten flexiblere Formen der 

Arbeitsorganisation, die durch einen breite­

ren Aufgabenzuschnitt und eine selbständige 

Planung, Durchführung und Kontrolle der 

Arbeit durch die Erwerbstätigen selbst ge­

kennzeichnet sind. Weil die neuen Formen 

der Arbeitsorganisation eine stärkere Aner­

kennung der Persönlichkeit des Arbeitneh­

mers, seiner Bedürfnisse und Motivationen 

erfordern, nähern sich gewerkschaftliche 

und Arbeitgeberpositionen einander an. Die 

Aufgabe der Sozialpartner beinhaltet zu­

nächst, die Rolle der arbeitenden Menschen 

im Betrieb neu zu bestimmen und die daraus 

resultierenden Aus- und Weiterbildungsbe­

darfe der Betriebe und Arbeitnehmer abzu­

leiten. 

Berufsbildungsinstitute -
Plattformen für den Dialog zwischen 
den Sozialpartnern in der beruflichen 
Bildung 

Vorausschauende wissenschaftliche Analy­

sen und Szenarien können wichtige Grundla­

gen für den Dialog zwischen Sozialpartnern 

und Regierungen zu den nationalen und eu­

ropäischen Herausforderungen an die beruf­

liche Bildung liefern. Etwa für die Bestim­

mung zukünftiger Qualifikationsstrukturen, 

neuer Ausbildungsziele oder von Mindest­

standards der beruflichen Bildung, kann die 

Berufsbildungsforschung die maßgeblichen 

sektoriellen, nationalen oder internationalen 

Einflußfaktoren ermitteln und durch interna­

tionalen Vergleich "gute Praktiken" heraus­

stellen. Als Plattformen für den zukunfts­

orientierten Dialog zwischen Sozialpartnern 

und Regierungen bieten sich die nationalen 

Berufsbildungsinstitute an und - auf euro­

päischer Ebene - das CEDEFOP in enger 

Zusammenarbeit mit diesen. 
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Mitwirkung der Sozialpartner an 
europäischen Aktivitäten der Berufs­
bildung 

Die berufliche Qualifizierung von Arbeit­

nehmern berührt unmittelbar die Interessen 

der Arbeitgeberverbände und Arbeitnehmer­

organisationen. Für die Arbeitgeber und die 

Gewerkschaften stellt sich die Frage, inwie­

weit der Interessenausgleich auf der Ebene 

einzelner Arbeitnehmer und Betriebe er­

reicht werden kann oder inwieweit Aushand­

lungsprozesse auf sektorieller, nationaler 

oder europäischer Ebene erforderlich sind. 

Dieses ist insbesondere dann zu erwarten, 

wenn Qualifizierungsbedarfe entstehen, deren 

Abdeckung einheitliche Rahmenbedingun­

gen bzw. Qualifizierungsanreize für die indi­

viduellen Akteure erfordern. 

Entwicklung beruflicher 
Befähigungsnachweise 
Die Mitwirkung der Sozialpartner an der 

Definition beruflicher Befahigungsnachweise 

ist in den Mitgliedsstaaten in sehr unter­

schiedlicher Weise gestaltet. Generell ist die 

berufliche Erstausbildung in stärkerem Maße 

durch staatliche Abschlüsse geregelt als die 

berufliche Weiterbildung. Einen weitrei­

chenden Einfluß auf die staatliche Regelung 

von Ausbildungsgängen haben z. B. die So­

zialpartner in Deutschland und Dänemark, 

wo die Regierung einen Ausbildungsgang 

erst dann neu regelt, wenn die Sozialpartner 

darüber einen Konsens erzielt haben. Trotz 

möglicher Verzögerungen der Modernisie­

rung bei Meinungsunterschieden wird so er­

reicht, daß Struktur und Inhalte eines Ausbil­

dungsganges die Qualifizierungsinteressen 

von Arbeitgebern und Arbeitnehmern wider­

spiegeln, die Neuregelung von der Praxis ak­

zeptiert wird und dadurch der Übergang der 

Jugendlichen nach der Ausbildung in die Be­

schäftigung erleichtert wird . Aus diesen 

Gründen ist auch in Ländern mit überwie­

gend schulischen Ausbildungssystemen eine 

wachsende Einbeziehung der Sozialpartner 

bei der Neuordnung von Abschlüssen zu be-

obachten. Auf die Gestaltung der Befahi­

gungsnachweise oberhalb der Facharbeiter­

ebene haben die Sozialpartner allerdings in 

der Regel nur einen eingeschränkten Einfluß. 

In einigen Mitgliedsstaaten gibt es Abschlüs­

se vor allem in der Weiterbildung, die auf 

kollektivvertragliehen Vereinbarungen beru­

hen. 

Sehr kontrovers wird die Frage gesehen, ob 

es erforderlich oder sinnvoll ist, über die be­

stehenden nationalen Befahigungsnachweise 

hinaus, binationale, multinationale oder eu­

ropäische Befahigungsnachweise zu ent­

wickeln. 

Auf der einen Seite stehen Überlegungen, 

übernationale Befahigungsnachweise vor al­

lem auch in Tätigkeitsfeldern neu zu ent­

wickeln, für die ein europaweit ähnlicher 

Qualifikationsbedarf besteht und die auf 

nationaler Ebene vielfach noch nicht durch 

eingespielte Regelungen strukturiert sind. 

Andere Überlegungen gehen in Richtung 

einer Angleichung bestehender nationaler 

Regelungen. In den Berichten der Mitglieds­

staaten zum System der Entsprechungen der 

beruflichen Befahigungsnachweise werden 

mehrheitlich solche Überlegungen einer 

Homologisierung oder gemeinschaftlichen 

Zertifizierung von Befahigungsnachweisen 

abgelehnt. Solche Verfahrensweisen werden 

"lediglich als Ergebnis konvergierender na­

tionaler Schritte oder gezielter und freiwilli­

ger Maßnahmen auf Sektorebene" akzep­

tiert. Die Arbeitnehmervertreter in einigen 

Ländern verfolgen demgegenüber ein nor­

mativeres Konzept, das die Zertifizierung 

zum Gegenstand europäischer Tarifverhand­

lungen machen will. 8 

Transparenz und Anerkennung 
beruflicher Qualifikationen 

In ihrer gemeinsamen Stellungnahme zu be­

ruflichen Befahigungsnachweisen und zur 

Zertifizierung vom 3. 7. 1992 haben die euro-
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päischen Spitzenverbände der Arbeitgeber 

und Arbeitnehmer die Notwendigkeit betont, 

eine europaweite Transparenz und Übertrag­

barkeit der beruflichen Beruhigungsnachwei­

se zu erreichen. Dabei favorisieren sie 

" . . . ein allmähliches Vorgehen auf sekto­

rieller, sektorübergreifender und grenzüber­

schreitender Ebene anstelle einer von oben 

aufgezwungenen Gesamtlösung . . .". Kurz­

fristig solle die Entwicklung von Instrumen­

ten im Vordergrund stehen, mit deren Hilfe 

ein besseres gegenseitiges Verständnis der 

Befahigungsnachweise erreicht werden kann. 

Längerfristig solle die Kommission deren ge­

genseitige Anerkennung (validation) fordern. 

Die Sozialpartner können ebenfalls dazu bei­

tragen, daß noch vorhandene Hindernisse für 

die Anerkennung ausländischer Beruhi­

gungsnachweise abgebaut werden. 

Überwindung von Barrieren für den 
Zugang zur beruflichen 
Weiterbildung von Arbeitnehmern 

In seiner Empfehlung über den Zugang zur 

beruflichen Weiterbildung vom 30. Juni 1993 

legt der Rat den Mitgliedsstaaten nahe, ihre 

Politik der Berufsbildung darauf auszurich­

ten, ". . . daß jeder Arbeitnehmer in der 

Europäischen Gemeinschaft ohne Diskrimi­

nierung Zugang zur beruflichen Weiterbil­

dung haben und während seines gesamten 

Erwerbslebens behalten muß". In Überein­

stimmung mit verfügbaren Forschungsergeb­

nissen sieht der Rat insbesondere bei Arbeit­

nehmern mit niedrigem Ausbildungsstand 

und bei in kleinen und mittleren Unterneh­

men Beschäftigten den Zugang zur beruf­

lichen Weiterbildung eingeschränkt. Die 

wichtigsten möglichen Barrieren für eine 

ausreichende Weiterbildungsteilnahme lie­

gen zum einen in einer zu geringen Weiter­

bildungsmotivation vor allem der bildungs­

ungewohnten Personengruppen. Darüber 

hinaus können eine Reihe von objektiven 

Barrieren eine Rolle spielen, wie ein unzu­

reichendes oder intransparentes Weiterbil-



dungsangebot, Probleme der Freistellung 

von der Arbeit oder die Finanzierung von 

Weiterbildungsmaß nahmen. 

Es stellt sich die Frage, welchen Beitrag die 

Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften 

auf nationaler und auf europäischer Ebene 

zum Abbau solcher Zugangsbarrieren leisten 

können. Die Rolle von gesetzlichen und / 

oder kollektivvertragliehen Regelungen hier­

bei wird in den einzelnen Mitgliedsstaaten 

bzw. von den Arbeitgeberverbänden und den 

Gewerkschaften weithin unterschiedlich 

beurteilt. In Großbritannien und Deutschland 

beruht der Zugang zur beruflichen Weiterbil­

dung weitgehend auf Entscheidungen weiter­

bildungsbereiter Individuen oder der einzel­

nen Unternehmen. In Dänemark spielen Ab­

kommen und Gremien der Sozialpartner eine 

wichtige zusätzliche Rolle. Und in Frank­

reich existieren weitreichende gesetzliche 

Regelungen, die groBteils auf vorausgehen­

den Vereinbarungen zwischen den Sozial­

partnern beruhen. Die Kompetenzen der Ar­

beitnehmervertreter auf betrieblicher Ebene 

in Fragen des Zugangs zur Weiterbildung 

sind in den Mitgliedsstaaten unterschiedlich 

und reichen von reinen Informationsrechten 

über Beratungsrechte bis hin zu Mitentschei­

dungen.9 

Der von der Kommission am 25. November 

1992 vorgelegte Vorschlag für eine Empfeh­

lung des Rates über den Zugang zur beruf­

lichen Weiterbildung enthält u. a. folgende 

Vorschläge zur Verbesserung des Zugangs 

insbesondere der bildungsfernen Personen­

gruppen: 

• verstärkte Einbeziehung der Arbeitneh­

mer auf betrieblicher Ebene in die Gestal­

tung der Weiterbildung im Zusammenhang 

mit der Organisationsentwicklung; 

• Verteilung der Finanzierung der berufli­

chen Weiterbildung zwischen den Beteiligten 

nach dem Gesichtspunkt des jeweiligen Nut­

zens und 

• neue Konzepte der Verbindung von Ar­

beit und Weiterbildung. 

Hier sind Entscheidungsfelder beschrieben, 

in denen die Sachkompetenz der Sozialpart­

ner gefordert ist. Sie stehen dabei vor der 

Frage, welche Maßnahmen, nicht zuletzt vor 

dem Hintergrund der verschiedenen europäi­

schen Modelle und Erfahrungen, als geeig­

net zu erachten sind, die Teilnahme an beruf­

licher Weiterbildung insbesondere von sol­

chen Personengruppen zu fördern, die bis­

lang eher reduzierte Zugangsmöglichkeiten 

zur beruflichen Weiterbildung haben. 

Anmerkungen: 

1 Der leicht gekürzte und überarbeitete Beitrag für das 
Europäische Forum der beruflichen Bildung entstand mit 
finanzieller Unterstützung der EG-Kommission. Neben ei­
nem Literaturbericht von M. Bolle und U. Brückner waren 
vielfältige Hinweise VOll nationaler und euro­
päischer Spitzenverbände der Sozialpartner sowie von 
Mitarbeitern des CEDEFOP und des BIBB hilfreich. 
2 Sellin, B. u. a. : Der soziale Dialog in den Mitglieds­
staaten der Europäischen Gemeinschaft auf dem Gebiet 
der beruflichen Bildung und Weiterbildung - ein zusam­
merifassender Bericht. CEDEFOP (Hrsg.), Berlin I988, 
s 29ff. 
3 Ebenda, S. 60f 
4 Moore, A.: Die Rolle der Sozialpartner in der Berufs­
bildung aus der Sicht der Europäischen Union der Arbeit­
geberverbände. In: Berufsbildung 46 (I992) I, S. II f 
5 Ebenda, S. 11 
6 Piehl, E.: Europa nach Maastricht. In: Berufsbildung 
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7 Allgemeine und Berufliche Bildung 5 I 1992, S. 4 
8 Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Ent­
wurf für eine Entscheidung des Rates über berufliche 
Qualifikationen, Anlage 1, S. 11 f 
9 Blanpain, R.: Force Studie: Regelungen 
zur beruflichen Weiterbildung. Manuskript. Katholieke 
Universiteit Leuven, Instituut voor Arbeidsrecht, 1993 
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[;'ussion 

Jörg E. Feuchthofen 
Rechtsanwalt und Bereichs-

Ieiter für Bildungspolitik 

und Bildungsrecht im 

Deutschen Industrie- und 

Handelstag (DIH7) Bann 

Sparen ja, aber wo und wie?­
Über den Umgang mit Bildungs­
leistungen oder: Wo bleibt die 
Lobby? 

Lange ist es her, daß die deutsche 
Volkswirtschaft den Gürtel enger 
schnallen mußte. Der Spruch von 
den guten und den schlechten Ta­
gen geht leicht über die Lippen, 
wenn Börse und Magen gefüllt 
sind. Zwei Jahre haben gereicht, 
die deutsche Wirtschaft das Fürch­
ten zu lehren. Jetzt haben die Fol­
gen auch die vielen Arme des 
staatlichen Gemeinwesens er­
reicht: Leere Haushaltskassen 
zwingen zu rigiden Sparmaßnah­
men. Erhebliche Neuverschuldun­
gen zum Ausgleich von Finanz­
lücken, wie man sie eben nur in 
Zeiten eines ständig wachsenden 
Bruttosozialprodukts ohne große 
Sorgen in Kauf nehmen konnte, 
sind vorbei. Der Abbau oder besser: 
Umbau staatlicher, aber auch pri­
vatwirtschaftlicher Leistungen ist 
bereits mitten im Gange. 

Bildung und Kultur stehen mehr als andere 

Aufgabenfelder mit dem Rücken an der 

Wand: Ihnen fehlt die schlagkräftige Lobby, 

aber noch mehr der in Zeiten rigider Sparpo­

litik allein zählende Überzeugungsdruck. 

Was hilft im deutschen Bildungswesen alle 

beachtliche Tradition, was das gute interna­

tionale Renommee, was der Verweis auf die 

wichtige Aufgabe für ein Gesellschaftssy­

stem, das trotz vieler kleiner Mängel im 

Grundprinzip des Ausgleichs den übergrei­

fenden Einklang aller signalisiert? Offenbar 

wenig, dann zu zählen scheint im Augenblick 

allein das materialistische Tauschprinzip des 

Wertausgleichs: Was erhalte ich für mein 

Geld , wo liegt der sofortige und damit klar 

berechenbare Bilanzwert einer Investition? 

Rationalität der Kasse 
ist Trumpf 

Um von vornherein Mißverständnissen vor­

zubeugen: Diese Rationalität der Kasse gilt 

im deutschen Bildungswesen beileibe nicht 

nur im staatlichen und sozialen Leistungsbe­

reich. Auch die Wirtschaft ist nicht davor ge­

feit, eigene Bildungsstrukturen mit Blick auf 

einen schnellen Bilanzgewinn in zu deutli­

cher und gefahrlicher Breite zu hinterfragen. 

So gilt das duale System der Berufsausbil­

dung mit seinen starken betrieblichen Kom­

ponenten national wie weltweit als Vorzeige­

objekt. Da gute Dinge aber nun einmal (viel) 

Geld kosten, wird von manchem Unterneh­

men in einer Zeit begrenzter Gewinne oder 

sogar Verluste immer wieder der hohe Ko­

stenfaktor der beruflichen Ausbildung ange­

führt , der eben nicht in jedem Einzelfall eine 

sofortige Wertschöpfung als Ertrag in Heller 

und Pfennig berechnen läßt. Prompt entsteht 

im Rahmen der betrieblichen Finanzplanung 

ein Kostenausgleichsdruck, der bereits gele­

gentlich zum "etatfahigen" Verkauf abge­

schlossener Ausbildungsleistungen führt -

und dies sogar innerhalb eines geschlossenen 

U nternehmensverbundes. Übersehen wird 

dabei in derartigen Fällen, daß der ankaufen­

de Unternehmensbereich fast zwangsläufig 

durch dieses Outsourcing mit Blick auf den 

eigenen knappen Etat zum "Einkauf" billi­

gerer "Produkte", sprich anders und durch-

32 BWP 23/1994/2 • Diskussion 



aus schlechter ausgebildeter Arbeitskräfte, 

verführt oder sogar gezwungen wird, wenn 

nur die Erfüllung des aktuellen Unterneh­

menszielplans garantiert bleibt. Gleichzeitig 

wird die Verzahnung von Ausbildungslei­

stungen und Arbeitskräftebedarf aus der vor­

ausschauenden Personalentwicklung ausge­

lagert und dem einzelnen Produktionsleiter 

vor Ort übertragen, dem verständlicherweise 

"das Hemd näher ist als die Hose" und der 

sich in der Konsequenz auf seinen aktuellen 

Jahresetat konzentriert, ohne die Folgen auf 

das Bildungs- und Personalwesen des Ge­

samtunternehmens miteinzubeziehen. 

Die Folgen einer entsprechenden Epidemie 

innerhalb der Wirtschaft wären für das Ge­

samtsystem der beruflichen Bildung fatal. In­

vestitionen in Bildung sind entweder wichti­

ge sozial- und gesellschaftspolitische Aus­

gleichsmaßnahmen oder in der Berufsbil­

dung ein elementares mittel- bis langfristiges 

Fundament für erfolgreiches Wirtschaften. 

Nicht ohne Grund und Sorge hat daher der 

Präsident des deutschen Industrie- und Han­

delstages, Hans Peter Stihl, im Spätherbst 

1993 die Vorstandsvorsitzenden aller nam­

haften großen deutschen Unternehmen ange­

schrieben und vor kurzsichtigen Rationalisie­

rungsmaßnahmen in der beruflichen Ausbil­

dung gewarnt. Es kann nicht angehen, wenn 

in Festreden einerseits immer wieder die Hu­

manressourcen als wichtigster deutscher 

Standortvorteil herausgestellt werden, in der 

Praxis dagegen eine schleichende Erosion 

stattfindet. Was würde in der herrschenden 

Rezession das beste Krisenmanagement nüt­

zen, wenn es nicht auf der Basis eines quali­

tativ hochstehenden und breiten Bildungs­

sockels operieren könnte, dessen Grundlagen 

bereits durch entscheidende Investitionen 

von gestern gelegt wurden? Diese Bildungs­

investitionen von gestern für heute und von 

heute für morgen sind angesichts der langen 

Wirkungszyklen in diesem Bereich der wohl 

entscheidende Garant für künftig wieder bes­

sere Wirtschaftstage unter immer härteren 

Konkurrenzbedingungen. Bei der Qualifika-

tion zu sehr zu sparen, hieße, bereits heute 

den Konkurs von morgen vorzubereiten! Für 

Bildung im gesellschafts- und sozialpoliti­

schen Bereich kann trotz gewisser Verschie­

bungen im Grundsatz nichts anderes gelten! 

Sinnvolles Sparen 
als Lernprozeß 

Auf der anderen Seite muß das deutsche Bil­

dungswesen erst noch lernen, daß Finanz­

quellen nicht unerschöpflich sind. Es zeigt 

sich wenig Bereitschaft, sinnvoll zu sparen 

oder zumindest innerhalb der einzelnen Bil­

dungssektoren nach einer Entlastung zu su­

chen, die den jeweiligen Kern nicht in Frage 

stellt. Wer wie die Bundesrepublik Deutsch­

land immer aus dem Vollen gelebt und keine 

Rücklagen gebildet hat, muß in schlechteren 

Tagen den Gürtel eben zwangsläufig enger 

schnallen. Hier gelten merkantile Gesetze 

für den einzelnen wie die Gesellschaft als 

Ganzes. Von der danach erforderlichen ge­

sellschaftsübergreifenden Sparsolidarität ist 

jedoch weit und breit nichts zu spüren. Spa­

ren ja, aber bitte nicht bei den eigenen Inter­

essen. Ein bedrückendes Beispiel ist die ak­

tuelle Hochschulsituation. Obwohl der Fi­

nanzbedarf der Hochschulen mittlerweile al­

le Grenzen sprengt und in vielen Haushalts­

plänen der Bundesländer bereits unmittelbar 

nach der Polizei an zweiter Stelle rangiert, 

gibt es keine überzeugenden Sparkonzepte, 

die in sich stimmig wären. Es wird punktuell 

gekürzt und gestrichen, mal hier und da, im­

mer öfter bis an die Existenzgrundlagen. 

Mancher Hochschulträger nutzt den Spar­

druck sogar für die eigene Hochschulpolitik, 

nicht wenige Hochschullehrer beäugen Etat­

verschiebungen zwischen Lehrstühlen voller 

Mißtrauen und Verweigerung. Die Studenten 

gehen ihrerseits auf die Straße oder blockie­

ren mit Streiks die eigenen Institutionen. Sie 

wollen trotz bereits fest etablierter Überlast 

und drohendem Qualitätseinbruch in der 

Lehre einen eigenen Sparbeitrag, etwa durch 

eine Verdichtung und Verkürzung von Stu-

dienleistungen, nicht akzeptieren. Dabei ha­

ben sie sogar recht, wenn gleichzeitig die in­

nere Hochschulinfrastruktur durch Sparmaß­

nahmen immer mehr ausgedünnt wird und 

ein zügiges Studieren mit einer Mindest­

Erfolgsprognose weiter erschwert. Und alle 

machen den mehr als 20 Jahre alten Öff­

nungsbeschluß des Kultusministers zum Sün­

denbock, obwohl das keinem hilft, aber eine 

bequeme Erbschuldzuweisung darstellt. So 

verhaften alle im Kleinen, ja oft Kleinkarier­

ten . Was fehlt , ist die Bereitschaft zur Suche 

nach neuen Lösungen, die die Engpässe des 

nun einmal nicht wegdiskutierbaren Finanz­

diktats überbrücken helfen. 

Doch dazu bedarf es nicht nur einer gut 

funktionierenden Interessenvertretung oder 

Lobby, wie sie das Bildungswesen außerhalb 

der Berufsbildung nur selten kennt. Es fehlen 

auch neue Konzepte und manchmal zünden­

de Ideen, die durchaus als Spiegelbild verän­

derter, vielfach ganz entfallener Ideale in Ge­

sellschaft, Politik, Wirtschaft und Kultur zu 

sehen sind. Ohne einen solchen Aufbruch 

werden die auch weiterhin zunehmenden 

Sparmaßnahmen nicht aufzufangen sein. 

Eine Mangelverwaltung allein bringt es 

nicht! 
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Reinhard Czycholl 
Prof Dr. , Geschäftsführen­

der lfmtand der Knmmis­

sion Berufs- und Wirt­

schaftspädagogik der Deut­

schen Gesellschaft für Er­

ziehungswissenschaft; und 

Professor für Berufs- und 

Wirtschaftspädagogik an der 

Carl-von-Ossietzky-Univer­

sität Oldenburg 

Rechts- und lehrerbildungspolitische 
Voraussetzungen zur Gleichwertig­
keit beruflicher Bildung 
Empfehlungen der Kommission 
Berufs- und Wirtschaftspädagogik 

Die Diskussion um die aktuelle und 
brisante Frage der Gleichwertig­
keit von beruflicher und allgemei­
ner Bildung wird unter pädago-
gisch-didaktischen, rechtlichen, 
ökonomischen und politischen 
Aspekten diskutiert. Dabei gehö­
ren sowohl die Sicherung eines an­
gemessenen rechtlichen Kompe­
tenzrahmens als auch die Für- und 
Vorsorge für eine qualitative Leh­
rerbildung zu den Voraussetzun­
gen der Gleichwertigkeit von be­
ruflicher Bildung gegenüber allge­
meiner Bildung. Die Kommission 
Berufs- und Wirtschaftspädagogik 
hat 1993 zwei Empfehlungen ver­
abschiedet, die nicht ausschließ­
lich unter dem engeren Interesse 
der "G leichwertigkeitsdiskussion" 
formuliert worden sind. Gleich­
wohl sind sie auch und insbesonde­
re unter dem Aspekt des Gleich­
wertigkeitsproblems relevant. 
Deswegen stelle ich sie unter obi­
gem Titel in den folgenden Ab­
schnitten I. und II. vor. 

I. 

Es erfolgte eine Stellungnahme zu den Ände­

rungsvorschlägen der Gemeinsamen Verfas­

sungskommission von Bundestag und Bun­

desrat im Hinblick auf die Art. 72, 75 sowie 

125 a GG, welche ggf. zu Einschränkungen 

der Bundeskompetenz im Bereich der beruf­

lichen Bildung führen können. 

Vorbemerkung 

Der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen 

Bundestages ist damit beauftragt worden, 

über die mit einer Übertragung von Bundes­

kompetenzen auf den Landesgesetzgeber 

verbundenen möglichen Auswirkungen in 

der Berufsbildung und im Hochschulsystem 

zu berichten. Zu diesem Zweck sind ver­

schiedene Universitätsinstitute und Kollegen 

um ihre Einschätzung gebeten worden. Von 

ihnen hat der Vorstand der Kommission 

Berufs- und Wirtschaftspädagogik der Deut­

schen Gesellschaft für Erziehungswissen­

schaft davon Kenntnis erhalten. Die Mitglie­

derversammlung hat sich auf ihrer Sitzung in 

Oldenburg am 10. März 1993 mit dieser Fra­

ge befaßt und folgende Stellungnahme verab­

schiedet. 

Dieser Stellungnahme hat sich der Vorstand 

der Deutschen Gesellschaft für Erziehungs­

wissenschaft am 25. April 1993 angeschlos­

sen. 

Stellungnahme 

Als rohstoffarmes Land ist die Bundesrepu­

blik Deutschland zur Sicherung ihrer Wirt­

schaftskraft auf hochqualifizierte Arbeits­

kräfte angewiesen. Das im internationalen 

Kontext als bewährt geltende System der be­

ruflichen Bildung an den Lernorten Ausbil­

dungsbetrieb und Berufsschule sichert einen 

hohen Ausbildungsstandard. Dieser hat seine 

Grundlage in den folgenden Eckdaten der 

Berufsbildungsorganisation und Berufsbil­

dungsverwaltung: 
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a) Die gegenwärtige Bundeskompetenz im 

Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebung 

für die betriebliche Berufsbildung (vgl. Be­

rufsbildungsgesetz von 1969 und Berufsbil­

dungsforderungsgesetz von 1981) stellt ein­

heitliche Qualifikations- und Prüfungsstan­

dards für Auszubildende und die bundesweite 

Anerkennung von Berufsabschlüssen sicher. 

b) Maßgeblich daran beteiligt ist das Bun­

desinstitut für Berufsbildung. Es hat sich als 

eine Clearingstelle von divergenten öffent­

lichen berufsbildungspolitischen Interessen 

profiliert und bewährt und darin hohe inter­

nationale Reputation gewonnen. 

c) Auch im Hinblick auf die Transparenz­

und Mobilitätserfordernisse im Europäi­

schen Binnenmarkt, der gemäß der Europäi­

schen Verträge eine Strukturierung der be­

ruflichen Bildung nach gemeinsamen Leit­

linien vorsieht, ist die auf Vereinheitlichung 

angelegte Bundeskompetenz als Ausgleich 

für die Differenzierungsbestrebungen der 

Bundesländer weiterhin notwendig, zumal 

d) die Kulturhoheitsinteressen der Bundes­

länder bei der Entwicklung der berufsschu­

lischen Rahmenrichtlinien durch das seit 

1972/73 erprobte Abstimmungsverfahren in 

vorwiegend angemessener Weise Berück­

sichtigung finden. 

e) Im Hinblick auf die Aus- und Weiterbil­

dung des Personals in der beruflichen Bil­

dung gelten infolge der Bundeskompetenz re­

lativ einheitliche Standards für die betrieb­

lichen Berufsausbilder. 

Folgerungen im Hinblick auf die vorgese­
hene Verfassungsänderung 

Die aufgezählten berufsbildungspolitischen 

Eckdaten garantieren - trotz aller Kritik an 

bisher nicht hinreichend erfolgter Verbesse­

rung der Berufsbildung und ihrer Instanzen 

- eine überwiegend positiv zu bewertende 

Gesamtsituation der Organisation und Ver­

waltung der beruflichen Bildung in Deutsch-

land. Daher hält es die Kommission Berufs­

und Wirtschaftspädagogik der Deutschen 

Gesellschaft für Erziehungswissenschaft für 

äußerst problematisch, diese Situation durch 

eine Aufsplitterung der Kompetenzen auf 

sechzehn Bundesländer zu gefährden. Sie 

lehnt die in solche Richtung zielenden Über­

legungen einer Grundgesetzänderung mit 

Entschiedenheit ab. 

II. 

Auf der Herbstmitgliederversammlung in 

Stuttgart am 5. Oktober 1993 hat die Kommis­

sion Berufs- und Wirtschaftspädagogik die 

folgende Stellungnahme zur Frage, ob die 

Lehrerbildung für berufliche Schulen nicht 

nur an Universitäten, sondern auch an Fach­

hochschulen angemessen und verantwortbar 

zu betreiben sei, einstimmig verabschiedet. 

Vorbemerkung 

Die Kommission Berufs- und Wirtschafts­

pädagogik hat sich auf ihrer Mitgliederver­

sammlung in Oldenburg am 10. März 1993 

mit dem Problem "Lehrerbildung an Uni­

versitäten versus Fachhochschulen" einge­

hend befaßt. Aktueller Anlaß sind die "10 

Thesen zur Hochschulpolitik" des Wissen­

schaftsrates vom 22. Januar 1993 sowie die 

Thesen für Forum 3 "Ausbildung und Ar­

beitswelt" im Rahmen des Bildungspoliti­

schen Kongresses der CDU in Wiesbaden 

vom 4. I 5. März 1993. Der Vorstand ist be­

auftragt worden, auf der Basis der bisherigen 

Kommissionsempfehlungen (vgl. Anhang) 

eine Stellungnahme an den Wissenschaftsrat, 

an die CDU sowie weitere für dieses Thema 

relevante Instanzen zu schicken. 

Stellungnahme 

Deutschland ist als rohstoffarmes Land zur 

Sicherung seiner Wirtschaftskraft auf hoch-

qualifizierte Arbeitskräfte angewiesen. Dies 

setzt einen entsprechend hohen beruflichen 

Ausbildungsstandard und damit die langfri­

stig angelegte und kontinuierliche Versor­

gung des beruflichen Schulwesens mit päd­

agogisch und fachlich gut ausgebildeten Leh­

rern I Lehrerinnen voraus. 

Der schnelle sozioökonomisch-technische 

Wandel hat zu einer zunehmenden Verwis­

senschaftlichung der beruflich organisierten 

Arbeit geführt. Hier seien nur die zuneh­

mende Abstraktifizierung und Theoretisie­

rung der Arbeitsprozesse genannt. Folge­

richtig ist seit den 80er Jahren das Bildungs­

profil in allen neugeordneten Ausbildungs­

berufen erweitert und vertieft worden. Dies 

erfordert ein wissenschaftlich fundiertes 

fachliches sowie pädagogisch-didaktisches 

Handeln des Lehrpersonals an allen Lern­

orten, vor allem auch an der Berufsschule. 

Die gegenwärtigen bildungspolitischen 

Gleichwertigkeitsbestrebungen im Hinblick 

auf allgemeine und berufliche Bildung, die 

den Berufsschulabschluß einem Realschul­

abschluß gleichstellen und die den Hoch­

schulzugang aus beruflichen Bildungsgängen 

heraus ermöglichen sollen, verstärken das 

Argument, daß die zu vermittelnden beruf­

lichen Theoriebestände und Theoriebezüge 

wissenschaftsorientiert strukturiert sein 

müssen. 

Die heutige Ausbildung der Berufsschulleh­

rerinnen entspricht in ihrer Grundstruktur 

diesem Postulat. In eigenständig ausgeform­

ten universitären Studiengängen findet eine 

grundständige fachwissenschaftliche und er­

ziehungswissenschaftliche I einschließlich be­

rufs- und wirtschaftspädagogische sowie fach­

didaktische Ausbildung statt. Universitäre 

Examen auf Basis einer allgemeinen Hoch­

schulreife dokumentieren hohe professionelle 

Kompetenzen. 

Die gegenwärtigen universitären Lehrerbil­

dungsgänge sind deshalb zu konsolidieren 
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und im Hinblick auf die neuen Anforderun­

gen des Beschäftigungssystems konsequent 

weiterzuentwickeln. Dazu gehört auch, daß 

für Fachrichtungen bzw. Fächer an berufli­

chen Schulen, für die entsprechende Fach­

wissenschaften an den Universitäten eines 

Bundeslandes nicht vorhanden sind, von der 

Kultusministerkonferenz unter Mitwirkung 

der Universitäten länderübergreifende 

Studien- und Ausbildungskonzepte ent­

wickelt werden. 

Anstatt solche durchgreifenden Konsolidie­

rungsmaßnahmen einzuleiten, erschöpfen 

sich die.Aktivitäten der Kultus- und Wissen­

schaftsminister vieler Länder in der Initiie­

rung von Notmaßnahmen zur Sicherung des 

Lehrernachwuchses. Der Wissenschaftsrat 

gar will das gegenwärtige universitäre Sy­

stem der Lehrerbildung kippen und die Aus­

bildung auf die Fachhochschulen verlagern, 

dies mit dem scheinbar ausreichenden, 

bildungs- und ausbildungspolitisch aber 

höchst fragwürdigen Argument einer Verbil­

ligung und Straffung der Lehrerausbildung. 

Im Laufe von Jahrzehnten sind - bei aller 

Unzulänglichkeit in manchen Elementen -

leistungsfähige Infrastrukturen für eine qua­

lifizierte Berufsschullehrerausbildung an den 

Universitäten aufgebaut worden: Berufs- und 

wirtschaftspädagogische Institute und Fach­

gebiete mit qualifiziertem Personal , differen­

zierten Literaturbeständen und sachadäqua­

ten Ressourcen. Ein gewachsener Lehr- und 

Forschungsbereich würde an den Universitä­

ten zerschlagen, während entsprechende Ein­

richtungen an den Fachhochschulen fehlen. 

Die Umsetzung der Empfehlungen des Wis­

senschaftsrates würde einen massiven Ein­

griff in den zwar schwierigen, aber insge­

samt bewährten Zusammenhang von For­

schung und Lehre in der Lehrerausbildung 

bedeuten. Die vielfältigen Kooperationen 

zwischen Universitäten und außeruniversitä­

ren Forschungseinrichtungen, zuletzt ein­

drucksvoll realisiert in der Arbeitsgemein-

schaft Berufsbildungsforschungsnetz, sichern 

den Anschluß der Berufsschullehrerausbil­

dung an die Berufsbildungsforschung in 

einer Weise, wie es an Fachhochschulen 

nicht möglich wäre. 

Mit aller Entschiedenheit lehnt daher der 

Vorstand der Kommission Berufs- und Wirt­

Schaftspädagogik alle Bestrebungen ab, wel­

che das Studium der Lehrer I Lehrerinnen für 

berufliche Schulen als Ganzes oder in Teilen 

auf die Fachhochschulen verlagern wollen. 

Die Deutsche Gesellschaft für Erziehungs­

wissenschaft vertritt im Hinblick auf die 

Lehrerbildung für berufliche Schulen für die 

erste Ausbildungsphase das Konzept grund­

ständiger universitärer Diplomstudiengänge. 

Um eine angemessene berufspädagogische 

Professionalität für berufliche Lehr- /Lern­

prozesse zu entwickeln, sind alle Fächer in 

einem universitären Grund- und Hauptstudi­

um anzubieten, das heißt, die Fachwissen­

schaften bzw. beruflichen Fachrichtungen, 

einschließlich der zugehörigen Fachdidakti­

ken ebenso wie die Wahlpflichtfächer und 

die Berufs- und Wirtschaftspädagogik. 

Persönliche Nachbemerkung 

Unstrittig bei der Beurteilung des Verhältnis­

ses von Universität und Fachhochschule im 

Hinblick auf Lehrerbildung bleibt die gegen­

wärtige Praxis, Fachhochschulabsolventen 

ein universitäres Lehrerstudium dadurch zu 

ermöglichen, daß auf der Basis der gültigen 

Anrechnungsbestimmungen inhalts- und um­

fangsmäßig gleichwertige Ausbildungsteile 

ihres Fachhochschulstudiums angerechnet 

werden. 

Realität ist, daß die Anrechnungsbestimmun­

gen an verschiedenen Universitäten bezüg­

lich einzelner Elemente des Fachhochschul­

studiums unterschiedlich eng bzw. weit inter­

pretiert und umgesetzt werden. Realität ist 

weiterhin, daß es Erfahrungen mit universi­

tären Aufbaustudiengängen für Fachhoch-
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Schulabsolventen gab (z. B. Modellversuch 

Kassel) und gibt (z. B. Bremen oder Hanno­

ver). Die offizielle Kommissionsposition 

hierzu ist eindeutig; in der Bielefelder Stel­

lungnahme von 1990 heißt es: "Aufbau-, 

Ergänzungs- oder Zusatzstudiengänge, die in 

anderen Organisationsformen die gleichen 

Standards sichern, sind nur in definierten 
Ausnahmen vorzusehen." 

Anhang: 

1 Stellungnahme zum Studium für Lehrer I Lehrerinnen 
an beruflichen Schulen (Bielefelder Stellungnahme) vom 
21. 3. 1990. 
2 Stellungnahme zum Studium für Lehrer I Lehrerinnen 
an beruflichen Schulen in Deutschland (Berliner Stellung­
nahme) vom 26. 6. 1990. 
3 Stellungnahme zur Gestaltung von Studiengängen für 
Lehrer und Lehrerinnen an beruflichen Schulen in den 

neuen Bundesländern (Leipziger Stellungnahme) vom 
18. 2. 1992. 
4 Stellungnahme zu dem J,Vrschlag des Wissenschafts­

rates von 1991 im Hinblick auf "Aufbaustudiengänge für 
Fachhochschulabsolventen an Pädagogischen Hochschu­
len und Universitäten, die zur Qualifikation als Berufs­
schullehrer führen" vom 16. 3. 1992. 
(Der Text dieser Stellungnahmen kann vom Verfasser an­
gefordert werden.) 
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Das Projekt in der Geschichte­
Anmerkungen zu Klaus Hahnes 
Aufsatz über die Projektorientierung 
in der Ausbildung des Handwerks 

KLAus HAHNE hat in dieser Zeitschrift 
jüngst einen Aufsatz vorgelegt, der 
verdienstvoll ist, weil er aufschluß­

reich und grundlegend über die 

"Bedeutung und Reichweite der 
Projektorientierung in der Ausbil­
dung des Handwerks" informiert. 1 

Wie HAHNE eingangs zurecht be­
merkt, hat die Projektmethode in 
den achtziger Jahren eine erstaun­

liche "Renaissance" erlebt und un­
ter den unterschiedlichsten Annah­
men Eingang in die Theorie und 
Praxis der bundesdeutschen Schul­
und Berufspädagogik gefunden. 

Doch wenn HAHNE fortfährt und über die 

Geschichte der Projektmethode berichtet, 

stellt er eine Reihe von Thesen und Behaup­

tungen auf, die sich nicht halten lassen. So 

erklärt er, daß die Projektidee ein "Kind" 

der Reformpädagogik unseres Jahrhunderts 

sei und vom "Urvater" KlLPATRICK "am be­

sten" und treffendsten repräsentiert werde. 

In der beruflichen Bildung habe sie erst Fuß 

gefaßt, als die Fabriken und Großbetriebe 

zur Ausbildung ihrer Lehrlinge Werkstätten 

und Freiräume schufen, um auf diese Weise 

die motivational und inhaltlich negativen 

Auswirkungen der strikt "sequentiellen 

Lehrgangsmethode" produktiv und effizient 

bekämpfen zu können. 

Es sei ausdrücklich hinzugefügt, daß HAHNE 

damit Ansichten vertritt, die unter den deut­

schen und den amerikanischen Projektpäd­

agogen allgemein anerkannt und weithin un­

bestritten sind. Um so dringender erscheint 

es daher, auf HAHNES Aufsatz einzugehen 

und kurz darzustellen, wann die Geschichte 

der Projektmethode wirklich begann und wie 

ihre Entwicklung in Wahrheit verlief. 

Die Geschichte der 
Projektmethode 

Tatsächlich ist es so, daß die Projektmethode 

eine Tradition besitzt, die über dreihundert 

Jahre zurückreicht Seit dem frühen 18. Jahr­

hundert begann man in Rom und Paris von 

"Projekten" zu sprechen, wenn die fortge­

schrittenen Studenten der Architektur und 

Ingenieurwissenschaft am Ende des Monats, 

des Semesters, des Jahres oder zum Ab­

schluß ihrer Ausbildung selbständig Pläne 

und Entwürfe für größere Bauvorhaben, et­

wa für Häuser, Brücken und Maschinen, an­

zufertigen hatten. Von den Bauakademien 

und technischen Hochschulen Italiens und 

Frankreichs verbreitete sich die Idee des 

Lernens am Projekt nach Deutschland, 

Österreich, in die Schweiz und, Mitte des 

19. Jahrhunderts, auch in die Vereinigten 

Staaten. 

CALVIN M. WOODWARD von der Washington 

University in St. Louis war es dann, der den 

Projektgedanken von der Hochschule auf die 

Schule übertrug. WooowARD ließ die Projek­

te nicht nur wie üblich am Zeichenbrett ent­

werfen, sondern im technischen Werken 

auch tatsächlich durchführen. Die Schüler an 

der von ihm 1879 gegründeten Manual Trai­

ning School tischlerten Regale, schmiedeten 

Leuchter, bauten Motoren. 

BWP 23/1994/2 • Diskussion 

I 
37 



Von Anfang an stimmten die amerikanischen 

Pädagogen mit ihren europäischen Kollegen 

darin überein, daß das Projekt eine Methode 

des "praktischen Problemlösens" sei, die 

nach einer mehr oder weniger langen Lern­

und Übungsphase zum Einsatz kam und sich 

durch drei Merkmale auszeichnete: 1. Schü­

lerorientierung - die Schüler bekamen die 

Aufgaben zumeist vom Lehrer gestellt, aber 

für die Planung und Durchführung der Pro­

jekte waren sie immer selbst verantwortlich; 

2. Wirklichkeitsorientierung - die Schüler 

lernten nicht nur Theorien, sie wandten sie 

auch in Situationen an, die der Arbeit in Le­

ben und Beruf nahekam; und 3. Produkt­

orientierung - die Schüler beschrieben nicht 

einfach, wie sie sich die Lösung des Problems 

vorstellten, vielmehr fertigten sie Pläne und 

Gegenstände an, die es erlaubten, ihre Vor­

stellungen auch konkret zu überprüfen. Den 

amerikanischen wie den deutschen Architek­

ten, Ingenieuren und technischen Lehrern er­

schien das Projekt als eine ideale Methode, 

um - "nicht zu früh und nicht zu oft" - die 

Kluft zu überbrücken, die Schule und Beruf, 

Theorie und Praxis, Denken und Handeln 

sonst voneinander trennten. 

Die Projektmethode gewann unter den 

Schulpädagogen immer mehr Anhänger, 

aber sie erregte keine Aufmerksamkeit au­

ßerhalb des technischen Werkens und der 

künstlerischen Gestaltung, bis RuFus W. 

STIMSON aus Massachusetts um 1910 seine 

Kampagne zur Popularisierung des "Horne 

Project Plan" in der Landwirtschaft begann. 

Durch diese Kampagne, die von Bund und 

Ländern tatkräftig unterstützt wurde, kamen 

auch die Lehrer der akademischen Fächer 

zum erstenmal mit dem Projektbegriff in Be­

rührung. Plötzlich galt das Projekt als die 

Methode der "progressiven" Erziehung, 

denn sie schien in exemplarischer Weise die 

Forderung der "neuen" Psychologie zu ver­

wirklichen, wonach das Kind nicht "wie eine 

Gans" mit Wissen vollgestopft werden durf­

te, sondern "wie im Leben" selbst tätig sein 

mußte, sollte es Initiative, Schöpferkraft und 

Urteilsvermögen entwickeln. 

Um allgemein anwendbar zu sein, mußte die 

Projektmethode jedoch neu formuliert wer­

den. Diese Aufgabe setzte sich vor allem 

WILLIAM H. KiLPATRICK, der Erziehungs­

philosoph von der Columbia Universität, 

zum Ziel. In seinem berühmten Aufsatz 

"The Project Method" vom September 1918 

ging er in dreierlei Hinsicht über die Tradi­

tion hinaus: er erklärte das Projekt zur einzig 

demokratischen und legitimen Unterrichts­

methode, er definierte es weit und streng 

kindzentriert als "herzhaftes absichtsvolles 

Tun", und schließlich entwickelte er eine 

Projekttypologie, die alle Aspekte des 

menschlichen Lernens umfaßte und vom Bau 

einer Maschine über das Lösen einer mathe­

matischen Aufgabe bis zum Betrachten eines 

Sonnenuntergangs reichte. 

KiLPATRICKS revolutionäre Idee fand große 

Zustimmung, aber noch größer war die Ab­

lehnung, die sie von allen Seiten, von den 

"konservativen" ebenso wie von den "pro­
gressiven" Pädagogen, erfuhr. In der Tat 

schwoll die Kritik zu solcher Stärke an, daß 

der weite Projektbegriff bald seine Bedeu­

tung verlor und ein Jahrzehnt nach seiner 

Einführung keinerlei Anhängerschaft mehr 

besaß. Selbst KiLPATRICK distanzierte sich 

von seinem Konzept. Mitte der dreißiger Jah­

re gestand er ein, daß er einen "Fehler" ge­

macht hatte, als er den überlieferten Sprach­

gebrauch aufgab und seine Vorstellung vom 

schülerzentrierten Unterricht mit dem Pro­

jektbegriff verband. Das Projekt im engen, 

ursprünglichen Sinne überstand die Krise 

unbeschadet. Es existiert auch heute noch. 

An den amerikanischen High Schools führen 

die Schüler in technischen Werken, Natur­

wissenschaft und Landwirtschaft regelmäßig 

"Projekte" durch , die - wie vor KiLPATRICK 

-dazu beitragen sollen, die "Kreativität des 

Handelns" zu fördern und die Bewältigung 

"praktischer Probleme" einzuüben. 
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Fazit 

Das Fazit, das sich aus der vorliegenden In­

terpretation ergibt, ist klar und eindeutig: 

Was HAHNE und die Projekthistoriker als 

Höhepunkt betrachten, war eine Krise, und 

was sie als Epoche bezeichnen, war eine Epi­

sode. KiLPATRICK ist nicht der Klassiker der 

Projektmethode, er gab ihr nicht die verbind­

liche Definition, seinem Aufsatz gebührt 

nicht der Ehrenplatz, der ihm immer wieder 

eingeräumt wird. In den berufsbildenden und 

praktischen Fächern der Schulen und Hoch­

schulen existierte die Projektarbeit für über 

zweihundert Jahre, ehe sie zu Beginn unseres 

Jahrhunderts in den allgemeinbildenden und 

akademischen Fächern Eingang fand. Die 

Geschichte der Projektmethode ist weit älter, 

komplexer und inniger mit der Lehrgangs­

methode und der Berufspädagogik verbun­

den , als die Historiker bisher angenommen 

haben.2 

Anmerkungen: 

1 Hahne, K.: Projektorientierung in der Ausbildung des 
Handwerks. In: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis 
22 (1993) 5, S. 3-8 
2 sich über die vorliegende Skizze hinaus mit der 
Geschichte der Projektmethode beschäftigen will, sei auf 
meinen Aufsatz .,300 Jahre Lernen am Projekt. Zur Revi­
sion unseres Geschichtsbildes " (Pädagogik 7-8 I 1993, 
S. 58-63) verwiesen. Dort finden sich auch weiterfüh­
rende Literaturangaben. Über Kilpatricks Konzept habe 
ich ausführlich berichtet in .,Die Projektmethode - ihre 
Entstehung und Rezeption. Zum 75. Jahrestag des Auf­
satzes von William H. Kilpatrick" (Pädagogik und Schul­

alltag 411993, S. 338-351). 



Konrad Kutt 
Diplom-Handelslehrer, wis­

senschaftlicher Mitarbeiter 

der Abteilung 2.3 .,Inno­

vationen und Modellver-

suche" im Bundesinstitut 

für Berufsbildung, Berlin 

Kreative Kompetenz-Kompetenz 
neue Anforderung 
an Ausbilder und Lehrer 

Qualifikationen sind out, zumin­
dest begrifflich. Kompetenzen sind 
gefragt. Waren es noch 1992 beim 
Fachkongreß des Bundesinstituts 
für Berufsbildung Qualifikationen, 
die das Leitthema bildeten und 
zum Erreger der Gemüter Hunder­
ter von Experten wurden, so hat 
sich nun endlich der Kompetenz­
Begriff den ihm gebührenden An­
teil öffentlicher Aufmerksamkeit 
zurückgeholt. Im vergangenen Jahr 
wurde er sogar zum Motto des 
19. Deutschen Berufsschultages in 
Leverkusen: "Kompetenz durch Bil­
dung und Beruf". 

Hierzu haben BADER und RUHLAND begrün­

dend und kompetent in der Zeitschrift "Die 

berufsbildende Schule" 1 den Weg für eine 

neue Diskussion gewiesen: "Kompetenz ist 

die beste Qualifikation - ist die Qualifika­

tion der Zukunft", aber anders als diese 

"(meint) Kompetenz den Lernerfolg im Hin­

blick auf den Lernenden als Subjekt und sei­

ne Befähigung zu eigenverantwortlichem 

Handeln", macht also nicht die Verwertbar­

keit zum Maßstab allen Lernerfolgs. 

Erwerbung und Vermittlung 
von Kompetenz 

Welche Voraussetzungen aber müssen erfüllt 

sein, wenn ein Lernender Kompetenz erwer­

ben und ein Lehrender Kompetenz vermit­

teln will? Letzteres interessiert hier beson­

ders, da dieser Aspekt in dem genannten Ar-

tikel wieder einmal vollständig ausgeklam­

mert wurde, geht es doch schon seit Jahren 

in der Lehrerfortbildung aber auch in der 

Aus- und Weiterbildung der Ausbilder um 

die Vermittlung von "Kompetenz-Kompe­

tenz", genauer gesagt, um eine berufsüber­

greifende, transferorientierte, handlungsorien­

tierte "Kreative Kompetenz-Kompetenz". 

Es handelt sich hierbei um eine spezielle Art 

der Konzept-Kompetenz, deren Kerngedanke 

leicht erklärt ist: Kompetenz-Kompetenz be­

zeichnet die Fähigkeit, Kompetenz zu erwer­

ben, handelnd umzusetzen, zu delegieren 

und zu überwachen sowie auch selbständig 

die Wirkungen kompetenten wie auch in­

kompetenten Handeins zu antizipieren und 

zu bewerten. Für den Ausbilder und auch die 

Ausbilderin kommt noch etwas Entscheiden­

des hinzu, nämlich die Fähigkeit, Kompe­

tenz im Rahmen der betrieblichen Berufsaus­

bildung zu vermitteln. 

Die hier zugrunde gelegte Kompetenz-Kom­

petenz, deren etwas holprige Begrifflichkeit 

zugunsten der Klarheit zunächst in Kauf ge­

nommen wird, unterscheidet sich insofern 

von der in der Schlüsselqualifikationsdebatte 

gebräuchlichen Terminologie, wie Fach-, 

Methoden-, Sozial-, Mitwirkungs-, Human­

und Umweltkompetenz, als sie diese subor­

dinären Begriffe zu einem neuen Abstraktum 

im Sinne einer Dialektik der Didaktik zu­

sammenfaßt. Man könnte auch von Meta­

Kompetenz sprechen. 

Damit aber darf sich der Ausbilder nicht be­

gnügen: Selbstverantwortliches, in diesem 
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Sinne selbstkompetentes Handeln verlangt 

auch, daß der Prozeß der Aneignung, Aus­

übung, Delegation und Auswertung von Kom­

petenz-Kompetenz reflektiert, situationsab­

hängig selbständig gesteuert und ggf. selbst­

diszipliniert (nicht zu verwechseln mit eigen­

mächtig) abgebrochen oder erweitert wird. 

Hierfür wird der Begriff der Interventions­

kompetenz eingeführt, der eine notwendige 

Reflexion über Kompetenz-Kompetenz ein­

schließt, oder, um es in Anlehnung an die 

Sprache der Kommunikationstheorie zu fas­

sen, Meta-Kompetenz als Vorstufe zur Meta­

Meta-Kompetenz. 

Anwendungsorientierte Praxis 

Von der Theorie nun zur anwendungsorien­

tierten Praxis. Neue Technologien und Ar­

beitsorganisationen, in deren Folge neue Un­

ternehmenskulturen entstehen, lassen das In­

dividuum wieder zu einem zentralen Begriff 

pädagogischer Absichten werden. Auszubil­

dende und im Vorfeld logischerweise auch 

Ausbilder müssen selbstredend wieder selbst 

lernen, selbstverantwortlich arbeiten (han­

deln) sowie Entwürfe ihrer eigenen beruf­

lichen Entwicklung planen (Selbstkonzept) . 

Im Rahmen eines Selbstqualifizierungskon­

zepts für Ausbilder zur Erlangung von krea­

tiver Kompetenz-Kompetenz muß es deshalb 

darum gehen, die gewachsenen, teilweise je­

doch nicht mehr einlösbaren Prinzipien des 

Learning by doing sinnadäquat zu einem 

"Learning by do it yourself' zu transfor­

mieren . 

Theoretische Grundlagen der Transfertheo­

rie, insbesondere die Adaption sog. Opera­

tionsprogramme, müssen im Hinblick auf die 

genannte Zielsetzung überprüft werden. Fol­

gende quantitativen und qualitativen Fragen 

stehen dabei im Vordergrund: 

Wie oft muß ein Ausbilder selbständig und 

eigenverantwortlich kompetent gelernt und 

gearbeitet haben, bevor er mit einer angeh­

baren Wahrscheinlichkeit (p) gleiches, analo­

ges oder völlig neues selbständiges Handeln 

in der Ausbildung vermitteln kann? 

Geht man davon aus, daß jeder Handlung 

eine bestimmte Schwierigkeit oder Komple­

xität innewohnt, oder einfach ausgedrückt: 

es gibt keine schwerelose Handlung, dann 

muß auch im Zuge der Selbstqualifizierung 

die jeweilige Taxonomiestufe selbständig 

vom Lernenden gewählt werden können. Auf 

der Subjekt-Objekt-Ebene des Handeins in 

der Wirklichkeit erscheint dieses Ziel sinn­

voll und realistisch umsetzbar. Theoretisch 

ungelöst ist aber bisher das Problem der Ta­

xonomisierung der Kompetenz-Kompetenz. 

Ungelöst ist z. B. das Problem, ob das selb­

ständige Lernen einfacher Handlungsregula­

tionen nur und ausschließlich zur Reproduk­

tion einfacher - wenngleich selbständiger -

Handlungen befähigt oder ob nicht auch qua­

litative Sprünge möglich sind. In diesem Zu­

sammenhang erscheint eine Aufarbeitung 

der Alltagstheorien, etwa die des "Hoppeldi­

pop", des "heiteren Himmels" und des 

"platzenden Knotens" angebracht. 

Im Zuge der neuen Qualifizierungsstrategie 

müssen Quantität und Qualität in ein Raum­

Zeit-Verhältnis eingebunden werden. Selb­

ständiges und scheinbar schwereloses Han­

deln findet stets unter den Restriktionen von 

Raum und Zeit statt. Als Raum ist der Lern­

ort im weitesten Sinne zu verstehen, in dem 

Kompetenz-Kompetenz zur Anwendung 

kommt: Die Ausbildungswerkstatt, der Ar­

beitsplatz, der Seminar- I Schulungsraum 

usw. 

In Analogie zum (Selbst-)Lernen am Ar­

beitsplatz findet auch der Erwerb von mehr 

Kompetenz-Kompetenz am Arbeitsplatz der 

Ausbilder statt. So kann z. B. die Ausbilder­

Konferenz zu einem sich selbst organisieren­

den Lernsystem entwickelt werden, das -

seines früheren Selbst-Zwecks negationsresi-
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stenten Dampfablassens entkleidet - ein 

neues Selbstverständnis für kreative Selbst­

verständlichkeiten entwickelt. Dies ist nur 

ein scheinbarer Widerspruch, denn nichts ist 

schwerer und erfordert heutzutage mehr Krea­

tivität als die Rückkehr zur gewollten Ein­

fachheit in der Pädagogik. Der mit der Päd­

agogisierung verbundene Reformgedanke ist 

schließlich an seiner durch Over-Education 

entstandenen Entfremdung gescheitert. Die 

Umkehrung negentropischer Prozesse in der 

Berufspädagogik kann heute mit neuer Be­

deutung als "realistische Wende" bezeichnet 

werden. 

Entwicklung und Erprobung 
von Kompetenz-Kompetenz 

Für die Entwicklung und Erprobung von 

Kompetenz-Kompetenz ist der Zeitfaktor 

entscheidend. Im Idealfall soll erreicht wer­

den, daß jedwedes Handeln immer und ewig 

(education permanente) als Selbstlernen be­

griffen wird. Lediglich zu Beginn des Quali­

fizierungsprozesses bedarf es noch rudimen­

tärer, an Seminare erinnernde Veranstaltun­

gen, die jedoch nach kurzer Zeit in das 

selbstlernende System "Ausbildung" über­

führt werden sollten. Diesen Prozeß der Ab­

nabelung von seminaristischer, mehr oder 

weniger fremdbestimmter Qualifizierung, 

hin zu wirklich autonomen Gruppen bzw. 

zum autonomen Selbst müssen Ausbilder in 

ebenfalls selbstbestimmten Schritten, in sog. 

auto-biotopischen Algorithmen, bewältigen. 

Lediglich für diesen Übergangsprozeß von 

oktroyierter Kompetenz zur kreativen und 

autonomen Kompetenz-Kompetenz müssen 

Hilfen in Form von Leitwörtern, Leitsätzen 

oder auch Leitfragen bereitgestellt werden. 

Wenig hilfreich dürften dabei die modern ge­

wordenen psychologistischen Selbstverwirk­

lichungsspiele sein, die häufig unter dem 

Deckmantel der Selbsterfahrung lediglich 

eine neue Abhängigkeit produzieren. Etwas 

ganz anderes dagegen ist der selbstgewählte 



Austausch von Ausbildern über ihre Erfah­

rungen mit Kompetenz-Kompetenz. 

Leitfragen, über die in einem Erfahrungsaus­

tausch gesprochen werden könnte, sind zum 

Beispiel: 

• Wie informiere ich mich selbst? 

• Wie helfe ich mir selbst? 

• Wie bediene ich mich selbst? 

• Wie bilde ich mich oder mir selbst etwas 

ein und andere aus? 

• Wie erfinde ich selbst etwas Neues? 

In diesem Sinne ist ein Seminarpaket zu ent­

wickeln, mit dessen Hilfe Trainer und Do­

zenten mit der Praxis der Kompetenz-Kom­

petenz vertraut gemacht und befahigt werden 

sollen, sie als Multiplikatoren umzusetzen, 

damit möglichst viele Ausbilder zum Ur­

sprung kompetent-kompetenten Handeins 

geführt werden. Sicherlich würde sich für 

diesen Entwicklungs- und Erprobungsprozeß 

die Beantragung eines Modellversuchs an­

bieten. 

Anmerkung: 

1 Bader, R.; Ruhlandt, H. -1.: Knmpetenz durch Bildung 

und Beruf- zum Motto des 19. Deutschen Berufsschul­

lehrertages. In: Die berufsbildende Schule, 45. Jg. (1993) 
718, S. 233-235 

Arbeit des I Hiptausschusses 

Kurzbericht 
der HauptausschuB­
sitzung 1/94 

Die erste Sitzung des Hauptausschusses in 

der vierten Amtsperiode fand am 24. /25. Fe­

bruar 1994 in Bonn statt. Staatssekretär Dr. 

Schaumann eröffnete die Sitzung und be­

grüßte insbesondere die Vertreter der ost­

deutschen Bundesländer, die bisher nur als 

Sachverständige den Sitzungen des Haupt­

ausschusses beigewohnt haben, als ordent­

liche Mitglieder mit Stimmrecht im Haupt­

ausschuß. 

Der Hauptausschuß wählte die Vorsitzenden 

für das Kaiendeijahr 1994: Ulf Fink (Gruppe 

der Beauftragten der Arbeitnehmer) wurde 

zum Vorsitzenden, Siegfried Hahn (Gruppe 

der Beauftragten der Länder), Dr. Alfred 

Hardenacke (Gruppe der Beauftragten des 

Bundes) und Ulrich Grober (Gruppe der 

Beauftragten der Arbeitgeber) wurden zu 

stellvertretenden Vorsitzenden gewählt. 

Wie in jeder ersten Sitzung eines Jahres dis­

kutierte der Hauptausschuß den Berufsbil­

dungsbericht Nach intensiver und kontro­

verser Diskussion hat er die Stellungnahme 

zum Entwurf des Berufsbildungsberichts 

1994 beschlossen. Die Beauftragten der Ar­

beitgeber und der Länder haben dazu ein 

Minderheitenvotum abgegeben. 

Der Hauptausschuß stimmte einstimmig dem 

vom Generalsekretär vorgelegten Haus­

haltsplanentwurf 1995 zu. 

Die Aufnahme folgender Forschungspro­

jekte in das Forschungsprogramm wurde 

beschlossen: 

• FP 3./4.502 - Berufliche Ersteingliede­

rung und Wiedereingliederung von Men­

schen mit Behinderungen in den neuen Bun­

desländern 

• FP 6.6fJ7 - Die Wertschätzung der dualen 

Berufsausbildung und ihre Einflußfaktoren 

Der Hauptausschuß beschloß die Empfeh­

lung zu Fremdsprachen in der beruflichen 

Bildung. 

Er wurde zu folgenden Verordnungsent­

würfen angehört und stimmte diesen zu: 

- Entwurf einer Verordnung zur Gleichstel­

lung von Prüfungszeugnissen der staatlich 

anerkannten Hiberniaschule Herne mit 

den Zeugnissen über das Bestehen der 

Abschlußprüfung in handwerklichen Aus­

bildungsberufen 

- Entwurf einer Verordnung über die An­

forderungen in der Meisterprüfung für 

den Beruf Molkereifachmann/Molkerei­

fachfrau 

- Entwurf einer Verordnung über die An­

forderungen in der Meisterprüfung im 

Beruf Hauswirtschafter I Hauswirtschafte­

rin (Teilbereich Ländliche Hauswirt­

schaft) 

- Entwurf einer Verordnung über die Prü­

fung zum anerkannten Abschluß Geprüfter 

Konstrukteur I Geprüfte Konstrukteurin. 

Dem Hauptausschuß lag ein Entwurf der 

Ausbildungsordnung und des Rahmen­

lehrplans für die Berufsschulen zum Aus­

bildungsberuf Repro- und Druckformher­

steller I -in vor. Er stimmte diesem Entwurf 

zu, nachdem er die Berufsbezeichnung Re­

produktioner /-in beschlossen hatte. 

Die Sitzung 2/94 des Hauptausschusses fin­

det am 22. /23. Juni 1994 in Berlin statt. 

Die Stellungnahme zum Entwurf des Berufs­

bildungsberichts und die Empfehlung zu 

Fremdsprachen werden als Beilage zu BWP 

3 I 94 veröffentlicht. 
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Nachrichten 
KdBerichte 

Ausbildungsvergütungen 
1993 - Entwicklung in 
West und Ost 

Ursula Beicht 

ln den alten Bundesländern lag der 
Durchschnitt der Ausbildungsver­
gütungen 1993 bei 968 DM pro Mo­
nat. Gegenüber dem Vorjahr stie­
gen die Vergütungen um 5,2 Pro­
zent an. Die Steigerungsrate hat 
sich damit im Vergleich zu 1992 -
hier betrug sie noch 9,8 Prozent -
nahezu halbiert. ln den neuen Län­
dern belief sich die durchschnitt­
liche Vergütung 1993 auf 784 DM, 
was eine Steigerung gegenüber 
dem Vorjahr um 26,5 Prozent be­
deutete. Die Angleichung an das 
westliche Tarifniveau machte da­
mit deutliche Fortschritte: 1993 
wurde zu 81 Prozent die westliche 
Vergütungshöhe erreicht - gegen­
über 67 Prozent in 1992. 

Dies ergab die neueste Auswertung tarif­

licher Ausbildungsvergütungen, die im Bun­

desinstitut für Berufsbildung seit 1976 jähr­

lich durchgeführt wird. In die aktuelle Un­

tersuchung zum Stichtag 1. 10. 1993 wurden 

die Vergütungsvereinbarungen aus über 450 

Tarifbereichen der alten und rund 140 der 

neuen Länder einbezogen. Ermittelt wurden 

die durchschnittlichen Vergütungen für 211 

Berufe in Westdeutschland und 166 Berufe in 

Ostdeutschland. 93 Prozent der Auszubil­

denden in den alten bzw. neuen Ländern 

wurden in den jeweils untersuchten Berufen 

ausgebildet. 

Neben den tariflichen Grundbeträgen, auf 

denen die o. g. Ergebnisse basieren, waren in 

sieben Prozent der Tarifverträge erhöhte Ver­

gütungen für Auszubildende ab einem be­

stimmten Lebensjahr, in der Regel ab 18 Jah-

ren, vorgesehen. Bei Einbeziehung dieser al­

tersabhängigen Zuschläge ergab sich 1993 

für Westdeutschland ein Vergütungsdurch­

schnitt von 973 DM und für Ostdeutschland 

von 792 DM. 

Wie aus Abb. 1 hervorgeht, ist bei den Aus­

bildungsvergütungen eine sehr starke Diffe­

renzierung zu verzeichnen. In den alten Län­

dern lagen die Ausbildungsvergütungen für 

86 Prozent der Auszubildenden zwischen 

750 DM und 1 150 DM, jeweils sieben Pro­

zent der Auszubildenden erhielten weniger 

Abbildung 1 : Verteilung der Auszubildenden nach Höhe der Ausbildungsvergütungen in den alten 
und neuen Bundesländern 1993 - Anteil der Auszubildenden in Prozent ' -

Ausbildungs­
vergütung 
pro Monat 
in DM 

1 400- 1 499 

1 300- 1 399 

1 200- 1 299 

1100- 1199 

900- 999 

800- 899 

700- 799 

600- 699 

500- 599 

400- 499 

300- 399 

Alte Länder I 

13,6 % 

11,5 % 

1 Ein Auszubildendenanteil von weniger als 0,2% konnte grafisch nicht dargestellt werden. 

Basis: Tarifliche Grundbeträge sowie altersabhängige Zuschläge 
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als 750 DM bzw. mehr als 1150 DM. In den 

neuen Ländern bewegten sich die Vergütun­

gen für 75 Prozent der Auszubildenden zwi­

schen 500 DM und 850 DM, fünf Prozent be­

kamen niedrigere und 20 Prozent höhere Be­

träge; bei den hohen Vergütungen spielten im 

Osten insbesondere die relativ stark besetzten 

Berufe des Bauhauptgewerbes eine Rolle. 

Nach Berufen betrachtet waren 1993 in den 

alten ebenso wie in den neuen Ländern die 

höchsten Vergütungen im Ausbildungsberuf 

Gerüstbauer I -in festzustellen: Auszubildende 

über 18 Jahre erhielten in Westdeutschland 

durchschnittlich 1 759 DM pro Monat und in 

Ostdeutschland 1 442 DM. Relativ hoch wa­

ren auch die Ausbildungsvergütungen in den 

Berufen des Bauhauptgewerbes; dort kamen 

die angehenden Maurer, Zimmerer, Straßen­

bauer, Stukkateure/ -innen, Fliesen-, Platten­

und Mosaikleger I -innen auf 1 452 DM im 

Westen bzw. 1 177 DM im Osten. Die mit 

Abstand niedrigsten tariflichen Vergütungen 

wurden 1993 im Handwerksberuf Herren­

schneider I -in ermittelt: Sie betrugen durch­

schnittlich nur 270 DM pro Monat. 1 

Sowohl in den alten wie auch in den neuen 

Ländern bestehen erhebliche Vergütungs­

unterschiede zwischen den Ausbildungsbe­

reichen, wobei sich im Osten die gleiche 

"Rangfolge" herausgebildet hat wie im We­

sten (s. Abb. 2). Die höchsten Vergütungen 

wurden 1993 durchschnittlich im Öffentlichen 

Dienst gezahlt, gefolgt vom Ausbildungsbe­

reich Industrie und Handel. Die niedrigsten 

durchschnittlichen Ausbildungsvergütungen 

gab es im Handwerk. Auch in den Ausbil­

dungsbereichen Landwirtschaft und Freie 

Berufe lag das Vergütungsniveau jeweils 

unter dem Gesamtdurchschnitt 

Bei den bisher genannten Vergütungsbeträ­

gen handelte es sich um Durchschnitte über 

die gesamte Ausbildungszeit Unterschieden 

nach Ausbildungsjahren ergab sich bei Ein­

beziehung der altersabhängigen Zuschläge 

für 1993 folgendes: In Westdeutschland er-

Abbildung 2: Ausbildungsvergütungen pro Monat insgesamt und nach Ausbildungsbereichen in 

den alten und neuen Bundesländern 1993 

Alte I 

Gesamtdurchschnitte 

784 DM 

792 DM 

1106 DM 903 DM 

1 060 DM 

' Für die Ausbildungsbereiche sind die Durchschnitte unter Einbeziehung der altersabhängigen Zuschläge angegeben. 

hielten die Auszubildenden im I. Lehrjahr 

durchschnittlich 853 DM, im 2. Jahr 968 DM, 

im 3. Jahr I 087 DM. In Ostdeutschland be­

trugen die tariflichen Vergütungen im 1. Aus­

bildungsjahr 654 DM, im 2. Jahr 795 DM 

und im 3. Jahr 911 DM. 

Bei diesen Ergebnissen ist zu berücksichti­

gen, daß die tariflichen Ausbildungsvergü­

tungen nur für Auszubildende in betriebli­

cher Ausbildung, genauer gesagt in tarifge­

bundenen Betrieben, gelten. In Ostdeutsch­

land befand sich 1993 rund ein Fünftel der 

Auszubildenden in einer außerbetrieblichen 

Ausbildung, die nach § 40c Arbeitsforde­

rungsgesetz bzw. der Gemeinschaftsinitiative 

des Bundes, der neuen Länder und des Lan­

des Berlin gefordert wurde. In diesen Ausbil­

dungsverhältnissen betrug die Vergütung 

höchstens 440 DM im ersten Ausbildungs­

jahr; in den nachfolgenden Ausbildungsjah­

ren erhöhten sich die Beträge um jeweils fünf 

Prozent. Bezogen auf die Gesamtheit der 

Auszubildenden in den neuen Ländern ent­

sprach das Vergütungsniveau daher nicht der 

tariflichen Vergütungshöhe, sondern war ent­

sprechend niedriger. 2 

Anmerkungen: 

1 Dieser Durchschnitt basiert nur auf einem für das 
Land Berlin abgeschlossenen Tarifvertrag. Für andere Re­
gionen liegen Tarifvereinbarungen zu den Ausbildungs­
vergütungen im Herrenschneiderhandwerk nicht vor. 
2 Auch in den alten Ländern erhalten die Auszubilden­
den in der nach § 40c Arbeitsförderungsgesetz geförder­
ten außerbetrieblichen Ausbildung entsprechend niedrige­
re Ausbildungsvergütungen, sie lagen im ersten Ausbil­
dungsjahr bei 480 DM. Im Gegensatz zu den neuen Län­
dern hat die außerbetriebliche Ausbildung jedoch in 
deutschland nur eine geringe quantitative Bedeutung. 
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Ehegattenunterhalt zur 
Qualifizierung 

Margitta Klähn 

Neue Chancen für geschiedene Frauen? 

Eine Untersuchung über die Rechtspraxis 

von Ehegattenunterhalt zur Qualifizierung. 

Sabine Berghahn-Wolffram 

Verlag Peter Lang, Frankfurt am Main u. a., 

1992 

In dieser Veröffentlichung von Sabine Berg­

hahn-Wolffram wird Fortbildung und Um­

schulung von Frauen in einer bisher noch 

nicht behandelten Perspektive thematisiert. 

Angesiedelt ist dieses Thema im Rahmen ei­

ner Untersuchung der rechtspraktischen Wir­

kung und Wirksamkeit des Ehegattenunter­

halts auf die Qualifizierung, basierend auf 

der Reform des Eherechts von 1977: 

"Gemäß § 1575 BGB soll ein geschiedener 

Ehegatte, der in Erwartung oder während 

der Ehe eine Schul- oder Berufsausbildung 

abgebrochen oder nicht angefangen hat, 

nachehelich eine gleichwertige Qualifizie­

rung mit Unterstützung des anderen Ehegat­

ten durchführen können, wenn er sie ,so bald 

wie möglich aufnimmt, um eine angemesse­

ne Erwerbstätigkeit, die den Unterhalt nach­

haltig sichert, zu erlangen oder der erfolgrei­

che Abschluß der Ausbildung zu erwarten 

ist' (Abs. 1). Eine Fortbildung oder Umschu­

lung soll ein Ehegatte mit finanzieller Hilfe 

des anderen absolvieren können, ,um Nach­

teile auszugleichen, die durch die Ehe einge­

treten sind' (Abs. 2)." (S. 426) 

Was bedeuten diese gesetzlichen Möglich­

keiten für Frauen, die nach der Familienpha­

se eine Fortbildung oder Umschulung auf­

nehmen und einen Berufsabschluß erwerben 

wollen, um ihre Wiedereingliederungschan­

cen zu verbessern? Inwieweit wird die eben­

falls eingeräumte Möglichkeit, ein Hoch­

schulstudium nachzuholen, in der Realität 

genutzt? Inwieweit bieten diese Unterhalts­

ansprüche neue Chancen für geschiedene 

und getrenntlebende Frauen, und inwieweit 

werden eheliche Nachteile einer geschlechts­

spezifischen Arbeitsteilung bei der Rückkehr 

ins Erwerbsleben dadurch kompensiert? 

Die Autorio geht diesen Fragen mit Hilfe ei­

ner empirischen Untersuchung veröffentlich­

ter Rechtsprechung und im Rahmen einer 

Aktenanalyse am Berliner Familiengericht 

nach. Die Aktenanalyse beruht auf einer 

Auswertung einer repräsentativen Stichprobe 

von 1 000 Akten. 

Die Antworten fallen - entsprechend den 

eingangs von der Autorio formulierten Hy­

pothesen - negativ aus. 

Ehegattenunterhalt zur Qualifizierung der 

Exehepartnerinnen hat im Scheidungsalltag 

großen Seltenheitswert. Nach Einschätzung 

der Autorio liegt das vor allem am engen Zu­

schnitt der einschlägigen Normen und am 

privatrechtliehen Charakter von Ehegatten­

unterhalt überhaupt. 

Ob eine Frau überhaupt einen Unterhalt for­

dert, hängt entscheidend von der finanziellen 

Leistungsfähigkeit des Exehemannes ab. 

"Die Ergebnisse zeigen ferner, daß auch 

männliche Gewalttätigkeit gegen die Frau 

und Alkoholismus des Mannes bedeutsame 

Belastungsfaktoren sind. Sie können eine an 
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sich bedürftige Frau im Einzelfall davon ab­

halten oder es ihr wesentlich erschweren, ei­

nen Unterhaltsanspruch durchzusetzen, ob­

wohl gerade Frauen in derartigen Ehen in 

höherem Maße auf Unterhalt angewiesen 

sind. Die Aufnahme einer nachehelichen 

Qualifizierung und die Geltendmachung der 

spezifischen Anspruchsgrundlage erscheint 

demnach für diese besonders sozial belastete 

Gruppe von Frauen von vornherein wirklich­

keitsfern." (S. 442) 

Die Ergebnisse bestätigen die Notwendigkeit 

einer öffentlich geförderten anspruchsvollen 

Weiterbildung wie der Umschulung mit Ab­

schluß in einem anerkannten Ausbildungs­

beruf für die Gruppe von Frauen, die nach 

Scheidungen aus existentiellen Gründen ge­

zwungen sind, eine Erwerbstätigkeit aufzu­

nehmen und deren Chancen aufgrund eines 

fehlenden verwertbaren beruflichen Ab­

schlusses fast aussichtslos sind, einen quali­

fizierten Arbeitsplatz zu bekommen. 

Berufliche Weiterbildung 

Günter Walden 

Strukturprobleme beruflicher Weiterbil­

dung in der Region. 

Eine empirische Untersuchung staatlich ge­

förderter beruflicher Weiterbildung im Kon­

text der regionalen Arbeitsmarkt- und Be­

schäftigungsentwicklung von 1980 bis 1988, 

dargestellt am Beispiel der Region Ostwest­

falen-Lippe 

Klaus Keßler 

Verlag Peter Lang, Frankfurt IM., Berlin, 

Bern, New York, Paris, Wien 1993 

Der beruflichen Weiterbildung wird seit län­

gerem eine erhebliche Bedeutung bei der Be­

wältigung von Arbeitsmarkt- und Beschäfti­

gungsproblemen zugeschrieben. In der Bun­

desrepublik spielt hierbei die Förderung be-



ruflicher Weiterbildung auf der Grundlage 

des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) eine 

besondere Rolle. Es ist deshalb zu begrüßen, 

daß mit der Arbeit von Klaus Keßler, die 

gleichzeitig als Dissertation an der Universi­

tät Bielefeld angenommen wurde, detaillierte 

Analysen über die Entwicklung dieses Wei­

terbildungsbereichs über einen längeren 

Zeitraum und die Wirkungen des arbeits­

marktpolitischen Förderungsinstrumentari­

ums vorgelegt werden. Die Eingrenzung auf 

eine bestimmte Region (Ostwestfalen-Lippe) 

eröffnet hierbei die Möglichkeit, die beson­

deren regionalen Bezüge und Problemlagen 

der AFG-geförderten beruflichen Weiterbil­

dung detailliert zu untersuchen. Die Studie 

umfaßt zwar nur den Zeitraum von 1980 bis 

1988, die von Keßler beschriebenen wesent­

lichen Strukturprobleme der AFG-geförder­

ten beruflichen Weiterbildung dürften aber 

fortbestehen - wegen der jüngsten Ein­

schränkungen der finanziellen Förderungs­

möglichkeiten könnten sie sich sogar ver­

stärkt haben. 

Im ersten Teil der Arbeit entwickelt der Ver­

fasser einen theoretischen Bezugsrahmen, 

der eine Strukturierung der in den folgenden 

Abschnitten dargestellten empirischen Ana­

lysen ermöglichen soll. Berufliche Weiterbil­

dung wird in den Kontext der Abstimmung 

zwischen Bildungs- und Beschäftigungssy­

stem gestellt, wobei Keßler weitgehend auf 

primär für den Bereich der beruflichen Erst­

ausbildung entwickelte Abstimmungsmodel­

le zurückgreift. Aus insgesamt untersuchten 

acht verschiedenen Abstimmungsmodellen 

werden vier spezifische Funktionen bzw. 

Funktionsgruppen beruflicher Weiterbildung 

abgeleitet: 

• die Qualifizierungs- und Allokationsfunk­

tion 

• die Selektions- und Statusdistributions­

funktion 

• die Absorptions- und Aufbewahrungs­

funktion 

• die Sozialisations- und Integrationsfunk­

tion. 

Diese Funktionen beruflicher Weiterbildung 

lassen sich den Abstimmungsdimensionen 

"quantitativ", "strukturell" und "qualitativ" 

zuordnen. Hieraus werden von Keßler spezi­

fische Hypothesen und Fragestellungen ent­

wickelt, die Gegenstand der empirischen 

Analysen sind. Zum von Keßler gewählten 

theoretischen Bezugsrahmen ist zunächst zu 

bemerken, daßer-folgerichtig-eine be­

sondere Affinität zum behandelten Gegen­

standsbereich, der AFG-geförderten beruf­

lichen Weiterbildung, aufweist. 

Gleichzeitig stellt die Einengung des Unter­

suchungsrahmens auf Abstimmungsprobleme 

zwischen der beruflichen Weiterbildung und 

dem Beschäftigungssystem aber auch eine 

Schwäche der Arbeit dar. So besteht ein 

Grundproblem der AFG-geförderten Weiter­

bildung bereits darin, daß sie zu sehr auf 

beschäftigungs- und arbeitsmarktpolitische 

Nützlichkeit fixiert ist und von einem engen 

Begriff beruflicher Weiterbildung ausgeht. 

Die Beziehungen zur allgemeinen und politi­

schen Weiterbildung sind so nur äußerst un­

zureichend entwickelt. 

Es stellt sich hier die Frage, ob die Fokussie­

rung auf die Abstimmungsprobleme zwischen 

Weiterbildung und Beschäftigung nicht den 

Blick auf wesentliche Problernlagen des Wei­

terbildungsbereichs verschließt. Zu unter­

suchen wäre beispielsweise, was unter einer 

Weiterbildung zu verstehen wäre, die den 

Begriff "Bildung" ernst nimmt und die För­

derung des Individuums in den Mittelpunkt 

der Betrachtung stellt. Allerdings ist zu be­

merken, daß die durch den Bezugsrahmen 

festgelegten Einschränkungen von Keßler 

selbst gesehen und angesprochen werden. 

(S. 28) 

Der besondere Wert der von Keßler vorge­

legten Arbeit besteht in den umfangreichen 

empirischen Analysen zur Entwicklung des 

Weiterbildungsbereichs. Der Verfasser stützt 

sich zunächst auf sekundärstatistische Ana­

lysen und stellt im Anschluß daran Ergebnis-

se einer eigenen Erhebung bei Einrichtungen 

der beruflichen Weiterbildung in der Region 

dar. Aus der Fülle der empirischen Befunde 

können im folgenden nur einige wenige, 

m. E. besonders wichtige Ergebnisse, ange­

sprochen werden: 

• Der AFG-geförderten beruflichen Weiter­

bildung sei es nicht gelungen, die Anteile ar­

beitsmarktpolitischer Problemgruppen an 

den Teilnehmern wirksam zu steigern. In 

berufsspezifische Analysen der Weiterbil­

dungsbeteiligung kommt Keßler zudem zu 

dem Ergebnis, daß die Weiterbildungsquote 

in Berufen mit hohen Beschäftigungsrisiken 

eher niedrig ist. Insgesamt hat die berufliche 

Weiterbildung weniger einen fördernden als 

einen selektiven Charakter, soziale Un­

gleichheiten werden nicht abgebaut, sondern 

im Gegenteil verfestigt. 

• Die didaktische Strukturierung des Wei­

terbildungsangebotes ist nach Keßler eindeu­

tig durch das tayloristische Verrichtungsprin­

zip gekennzeichnet. "Weder der gesellschaft­

liche Bezug des Einsatzes neuer Technolo­

gien, weder fächerübergreifende Bezüge, 

weder Aspekte von sozialverträglichen An­

wendungsmustern noch die Problematisie­

rung von Gestaltungsoptionen im Hinblick 

auf technisch-organisatorische Veränderun­

gen wurden in den analysierten Weiterbil­

dungsmaßnahmen thematisiert . . . " (S. 249) 

• Nach Keßler werden Innovationen in der 

beruflichen Weiterbildung durch relativ star­

re, historisch gewachsene regionale Struktu­

ren gehemmt. So gebe es ein enges Bezie­

hungsgeflecht zwischen Arbeitsämtern und 

Trägern von Weiterbildungsmaßnahmen, 

wobei die Weiterbildungsträger häufig ihre 

Interessen stärker durchsetzen könnten als 

die Arbeitsämter. 

Aufbauend auf den Ergebnissen der empiri­

schen Erhebung werden zum Abschluß der 

Arbeit Überlegungen zur Veränderung der 

Förderungspolitik entwickelt. 
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Die kenntnisreich geschriebene und sehr les­

bar gestaltete Arbeit von Klaus Keßler bietet 

dem an Fragen der Weiterbildung interessier­

ten Leser eine Fülle von interessanten Hin­

weisen und Anregungen. Für diejenigen, die 

sich wissenschaftlich mit Strukturfragen der 

Weiterbildung beschäftigen, stellt das Buch 

eine Pflichtlektüre dar. 

Handlungshilfen für den 
betrieblichen Umwelt­
schutz in mittel­
ständischen Unternehmen 

RKW-Arbeitsmappe. Umweltschutz ist 

wirtschaftlich! Eine Handlungshilfe für 

Mitarbeiter und Führungskräfte 

RKW-Verlag Eschborn, 1994, 268 Seiten, 

98,- DM , ISBN 3-929796-19-8, RKW­

Nr. 1181 

In sieben Modulen und einem Handlungsleit­

faden bietet die Arbeitsmappe den Initiatoren 

und Promotoren des betrieblichen Umwelt­

schutzes Argumente, Informationen, Ent­

scheidungshilfen, Fallbeispiele und Checkli­

sten für die ersten Schritte zum betriebli­

chem Umweltschutz in mittelständischen 

Unternehmen. Die Arbeitsmappe eignet sich 

zum Selbststudium ebenso wie für die Ge­

staltung von betrieblichen Arbeitskreisen 

oder Seminaren. Sie stellt die organisatori­

schen und sozialen Prozesse, die zwangsläu­

fig mit der Verwirklichung betrieblicher 

Maßnahmen des Umweltschutzes verbunden 

sind, in den Vordergrund und hilft, Barrieren 

rechtzeitig zu erkennen und zu überwinden. 

Die Mappe bietet Unterstützung bei der Pro­

blemanalyse und bei der Lösungssuche, lei­

stet Hilfe bei der Moderation von Umwelt­

Arbeitskreisen und der Durchführung von 

Seminaren, und sie stellt Methoden für die 

Erfolgskontrolle und Absicherung von Um­

weltmaßnahmen zur Verfügung. 

Checklisten, Folienvorlagen sowie ein um­

fangreicher Überblick über fachliche und fi­

nanzielle Unterstützungsmöglichkeiten ver­

vollständigen den praktischen Nutzen der 

Arbeitsmappe. 

RKW-Video-Bausteine. "Wer, wenn nicht 

wir ... ?" Umweltschutz in kleinen und 

mittleren Unternehmen 

RKW-Verlag Eschborn, 1994, Bausteine 1-3, 

50,- DM 

Die drei Video-Bausteine präsentieren insge­

samt 11 betriebliche Fallbeispiele, die zei­

gen, daß die Verwirklichung umweltpoliti­

scher Unternehmensziele möglich ist, daß 

eine umweltgerechte Produktion auch wirt­

schaftlich sinnvoll ist und daß umweltgerech­

te Verfahren und Produkte technologischen 

Vorsprung bedeuten. 

Die Video-Bausteine unterstützen die Arbeit 

der Initiatoren und Promotoren des betriebli­

chen Umweltschutzes. Sie bieten Argumen­

tationshilfen und Diskussionsanregungen, 

unterstützen die Gruppen- und Seminararbeit 

und stellen auch für die berufliche Ausbil­

dung eine gute Grundlage dar. 

Veränderungen der 
Büroarbeit stellen 
kaufmännische Ausbilder 
vor Herausforderungen 

Alfons Gummersbach 

Büro 2000 - Eine Herausforderung für 

kaufmännische Ausbilder 

Werner Blanke 

Hamburger Buchwerkstatt 1993, 293 Seiten, 

29,80 DM, ISBN 3-925408-23-1 

Wer heute als Manager im Bereich der beruf­

lichen Bildung tätig ist, kämpft an zwei 
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Fronten: Einerseits muß er dafür sorgen, daß 

bei immer knapper werdenden Mitteln die 

beruflichen Bildungsmaßnahmen finanzier­

bar bleiben und daß die Mitarbeiter und Mit­

arbeiterinnen auch dann noch mit hohem En­

gagement ihre Arbeit leisten, wenn die finan­

zielle Ausstattung einer Bildungseinrichtung 

nicht so selbstverständlich gut ist, wie das in 

früheren Jahren der Fall war. Die zweite 

Front ist die Flut der Literatur. Wenn man in 

der modernen Diskussion mithalten will und 

die Schlagworte von der Qualität und der 

Qualitätssicherung der beruflichen Bildung 

ernst nimmt, muß sich die Führungskraft 

ständig mit der Flut der Literatur über die 

fachlichen Entwicklungen eines Berufsfeldes 

und die pädagogischen Konsequenzen daraus 

auseinandersetzen. 

Vielfach verliert der Manager diesen Kampf 

entweder auf der einen oder auf der anderen 

Front. Wenn dann jedoch einmal ein Buch 

erscheint, das es ihm zumindest leichter 

macht, die Flut der Literatur besser zu über­

schauen, weil diese zusammengefaßt ist, und 

er gleichzeitig auch noch Anregungen be­

kommt für sein bildungspolitisches wie auch 

pädagogisches Verhalten, dann sollte dieses 

hervorgehoben werden . 

Das Berufsfeld des Kaufmanns zeichnet sich 

dadurch aus, daß es sich in den vergangenen 

Jahren besonders stark gewandelt hat. Dies 

einerseits durch den Einsatz der EDV, ande­

rerseits aber auch durch rasante Veränderun­

gen der Märkte. Aus diesen Prozessen ergab 

sich eine sehr schnelle und tiefgreifende Ver­

änderung der beruflichen Anforderungen, 

die nicht ohne Folgen für die berufliche Aus­

bildung bleiben konnten. Zum Teil ergaben 

sich Rationalisierungen und dadurch Wegfall 

von Arbeitsplätzen, z. T. ergaben sich aber 

auch Jobenrichment und Jobenlargement, 

was heute in der modernen pädagogischen 

Fachsprache auch mit ganzheitlicher Bear­

beitung der Geschäftsvorgänge umschrieben 

wird. Das Büro 2000, so wie es Bla.nke in 

seiner Dissertation, die er an der Universität 



Gesamthochschule Essen einreichte, be­

schrieben hat, sieht eben nicht mehr den är­

melschonertragenden Kaufmann vor, son­

dern ist geprägt durch Rationalisierung, 

durch vieWiltige EDV-Einsätze und, was die 

Qualifizierung des Personals angeht, durch 

eine breite und intensive Qualifikation der 

Mitarbeiter. 

Wie diese Qualifikationen erreicht werden 

können, ob hierfür die traditionellen Wege 

der beruflichen Bildung überhaupt ausrei­

chen, und ob die Ausbilder überhaupt in der 

Lage sind, diese Qualifikationen zu vermit­

teln, das hat Blanke versucht zu ermitteln. 

Dabei war es sein Hauptanliegen, zu über­

prüfen, ob die Anforderungen an das betrieb­

liche Ausbildungspersonal im Einklang stehen 

mit den Verhaltensdispositionen der Perso­

nen, "die sich in Lehrgängen auf eine kauf­

männische Ausbildertätigkeit in den Bran­

chen Industrie, Handel, Banken und Versi­

cherungen vorbereiten". Er kommt u. a. zu 

dem Ergebnis, daß "das Ablegen der Ausbil­

dereignungsprüfung nicht mit dem Interesse 

an einer Ausbildertätigkeit gleichgesetzt 

werden kann". Dies resultiert zum großen 

Teil auch daraus, daß die Ausbildertätigkeit 

als "Sackgassenberuf' von den meisten Aus­

bildern angesehen wird, weil die Ausbilder­

tätigkeit nicht entsprechend ihrer Anforde­

rung im Betrieb gewertet wird , d. h., Ausbil­

dung hat in der Regel keine betriebliche Lob­

by. Weil auf der einen Seite die Qualifika­

tionsanforderungen an Ausbilder ständig 

steigen, andererseits eine Imageverbesserung 

ausbleibt, ist es nicht verwunderlich, daß das 

Ausbildungspersonal im kaufmännischen 

Berufsfeld knapp ist. 

Bei dieser Sachlage verwundert es nicht, daß 

die Motivation der Ausbilder für ihre Tätig­

keit relativ gering ist. Die Untersuchung von 

Blanke fördert zu den Motivationsdefiziten 

einige interessante Erkenntnisse zutage: Die 

Anerkennung der Ausbildertätigkeit ist ge­

ring. Die pädagogische Komponente der 

Ausbildertätigkeit wird in den Betrieben 

kaum geschätzt. Dies liegt einerseits an den 

Organisationsstrukturen, andererseits aber 

auch an der Vermutung der Betriebe, durch 

allzuviel Pädagogik Unruhe in dem Betrieb 

zu stiften. 

Die Diskrepanz zwischen der erforderlichen 

Qualifikation als Ausbilder und der Vorbe­

reitung auf diese Tätigkeit ist allzu groß. So­

lange es noch keine zwingende Vorschrift 

gibt, daß der Besuch eines Vorbereitungskur­

ses zur Ausbildereignungsprüfung Pflicht ist 

und solange noch Vorbereitungskurse von 40 

Stunden durchgeführt werden, so lange kann 

nicht von einer Imageallhebung der Ausbil­

dertätigkeit, insbesondere im kaufmänni­

schen Berufsfeld, gesprochen werden. 

Eine besondere Problematik stellen die ne­

benamtlichen Ausbilder dar, die gerade im 

kaufmännischen Berufsfeld in der Mehrheit 

sind und die Ausbildung am Arbeitsplatz lei­

sten. Diese nebenberuflichen Ausbilder sind 

in der Regel für ihre Tätigkeiten nicht vorbe­

reitet und leisten diese Arbeit aus berufli­

chem Engagement heraus, obwohl dies sogar 

in der Regel noch verneint wird. 

Eine zusätzliche Honorierung ihrer Tätigkeit 

als nebenberufliche Ausbilder findet in der 

Regel nicht statt. Ja, die Nebenberuflichen 

sehen es nicht einmal als erforderlich an, 

diese Aufgabe besonders honoriert zu be­

kommen. Hieraus läßt sich schließen, wel­

che Wertigkeit sie selbst dieser Funktion bei­

messen. 

Blanke hat - und das ist für den eingangs 

beschriebenen Bildungsmanager erfreulich 

- es nicht nur bei der Analyse der bestehen­

den Situation belassen, er hat auch einige 

Vorschläge zur Veränderung der Ausbilder­

qualifizierung unterbreitet, die im einzelnen 

hier nicht dargestellt werden soll. Da er sich 

in seiner Arbeit hauptsächlich auf die Aus­

bilder in Klein- und Mittelbetrieben konzen­

triert hat, gehen auch hier seine Vorschläge 

dahin, daß der Ausbilder in seiner Grund-

qualifizierung sowohl berufs- und arbeits­

pädagogisch als auch unternehmensorientiert 

und vor allem personenorientiert qualifiziert 

werden sollte. Daß hier natürlich die Proble­

me der nebenamtlichen Ausbilder besonders 

hervorgehoben und bearbeitet werden soll­

ten, versteht sich von selbst. Ihnen sollten 

Anregungen und Hilfen gegeben werden, 

wie sie die Doppelbelastung als Fachkraft im 

Büro, vielfach sogar als Abteilungsleiter 

oder Betriebsinhaber einerseits, und Ausbil­

der, und damit für den kaufmännischen 

Nachwuchs verantwortlich, andererseits be­

wältigen können. 

Die vorliegende Arbeit von Blanke ist eine 

Zusammenfassung vielfältiger Erkenntnisse 

der letzten Jahre über die beruflichen Verän­

derungen im kaufmännischen Feld und die 

daraus abgeleiteten und abzuleitenden Anfor­

derungen an die Arbeitsplätze. Sie stellt dar­

über hinaus eine Zusammenfassung und er­

frischend klare Darstellung der Ausbilder­

qualifikationen und der Ausbildersituation 

dar, verbunden mit vielfältigen Anregungen 

für Verbesserungen. 
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VOM FERNUNTERRICHT 
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LEARNING 
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Edgar Sauter, Bernd Schachtsiek, Friedrich von Stachelsky, 

Uwe Storm, Burkhard Tenbusch, Michael Vennemann, 

Coen de Vocht, Gerhard Zimmer 

Berlin 1994,310 Seiten, 29.00 DM 

ISBN 3-7639-0508-1 

ln diesem Band werden die Perspektiven des 

deutschen Fernunterrichts mit Blick auf Europa 

behandelt 

Die Kommission der Europäischen Gemein­

schaft sieht im offenen Fernunterricht - vor 

allem auf der Basis der Computer- und Tele­

kommunikationstechnik- die geeignete Metho­

de, um europaweit die erforderlichen neuen 

Kenntnisse und Fähigkeiten in den Bereichen 

Technik, Wirtschaft, Recht, Management und 

Organisation sowie Sprache und Kultur zu ent­

wickeln. 

Das traditionell orientierte deutsche Fernunter­

richtssystem wird sich den neuen Qualifizie­

rungsformen öffnen und seine methodischen 

Grundlagen neu überdenken müssen. 

ln diesem Band wird die Herausforderung ange­

nommen; der Programmatik des Open Distance 

Learning bzw. des offenen Fernlernens werden 

erste Konturen gegeben . 

.,.. Sie erhalten diese Veröffentlichung beim 

W. Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG 

Postfach 100633 

33506 Sielefeld 

Telefon (052 1) 9 11 01-0 

Telefax (0521) 9 11 01-79 

Besteii.-Nr.: 107.020 
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Der vorliegende Bericht befaßt sich sowohl aus historisch-des­
kriptiver als auch aus analytischer Perspektive mit den Prozes­
sen der Anpassung des deutschen Berufsausbildungssystems 
an sich verändernde quantitative und qualitative Leistungsan-

. forderungen in den siebzigerund achtziger Jahren. Darge­
stellt werden dabei nicht nur die staatlichen Maßnahmen und 
Reformen, sondern auch die institutionalisierten Mechanis­
men der Selbststeuerung und der Innovations- und Anpas­
sungsfähigkeit des Ausbildungssystems. 

Der Bericht entstand im Rahmen eines Vorhabens der OECD 
und soll mit dazu beitragen, den Erfahrungsaustausch über 
die Funktionsweise und die Leistungsmerkmale der Berufsaus­
bildungssysteme der OECD-Staaten vor dem Hintergrund teil­
weise ähnlicher Herausforderungen an die Berufsbildung zu 
fördern. 


